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Jens Hacker

Neutralität, Neutralismus und Blockfreiheit

Obwohl die Bewegung der Blockfreien 1981 
auf ihr 20jähriges Bestehen zurückblicken 
konnte, bereitet es nicht nur der Völker-
rechts-, sondern auch der Politikwissenschaft 
immer noch erhebliche Schwierigkeiten, mit 
dem Phänomen Blockfreiheit fertig zu wer-
den, für das in der politischen Theorie und 
Praxis zahlreiche Termini verwandt werden. 
Im englischen Sprachgebrauch hat sich weit-
gehend die Bezeichnung „Non-Alignment" 
durchgesetzt; außerdem werden die Termini 
„Non-Commitment", „Non-Involvement", „Non-
Committed World“ und „Non-Adherence to 
Blocs" verwandt. Mit Ausnahme der Formel 
„Non-Adherence to Blocs" haben die anderen 
Bezeichnungen den Vorteil, daß sie wesentli-
che Zielsetzungen der betroffenen Staaten-
gruppe zu erfassen vermögen. Die Termini 
„Non-Alignment“, „Non-Commitment" und 
„Non-Involvement" bedeuten Nicht-Orientie-
rung, Nicht-Ausrichtung, Nicht-Anlehnung, 
Nicht-Verpflichtung und Ungebundenheit. 
Während sich der französische Sprachge-
brauch eng an das englische „Vorbild" hält und 
die Termini „non-alignement" und „mouve-
ment des non-aligns" benutzt, werden im 
deutschsprachigen Raum die Bezeichnun-
gen „Nichtgebundenheit", „Ungebundenheit", 
.Bündnisfreiheit", „Allianzfreiheit", „Paktfrei-
heit" und „Nichtpaktgebundenheit" gebraucht. 
Durchgesetzt hat sich jedoch inzwischen — 
das gilt auch für Österreich und die Schweiz 
— der Terminus „Blockfreiheit". Nur die DDR 
weicht von dieser Terminologie insoweit ab, 
als sie die Bezeichnungen „Nichtpaktgebun-
denheit" und „Bewegung der Nichtpaktgebun-
denen" bevorzugt.

Da die Bewegung der Blockfreien auch politi-
sche und ökonomische Ziele verfolgt, die we-
der mit „Non-Alignment" noch mit „Blockfrei-
heit“ etwas zu tun haben, vermögen beide Be-
zeichnungen der Entwicklung und den Ziel-
setzungen dieser Staatengruppe nicht gerecht 
zu werden. Bisher haben jedoch die betroffe-
nen Staaten selbst keine Formel anzubieten 
vermocht, die den von der Blockfreien-Bewe-
gung in Anspruch genommenen Funktionen 
und verfolgten Intentionen gerecht würde. 
Auch der Terminus „Dritte Welt" führt nicht 
"eiter. Er hat „eher eine kulturelle Bedeutung 
a s eine diplomatische. Er deckt den Teil der

I. Terminologische Vorklärungen

Menschheit ab, die außerhalb der beiden 
Blöcke steht. Aber es gibt westeuropäische 
Länder (Schweiz, Schweden), die nicht zum 
Westblock gehören, aber trotzdem nicht zur 
Dritten Welt.“1)

1) So Raymond Aron, Frieden und Krieg — Eine 
Theorie der Staatenwelt, Frankfurt M. 1963, S. 590, 
Anm. 1, Vgl. zum Terminus „Dritte Welt" Leslie 
Wolf-Phillips, Why Third World?, in: Third World 
Quarterly, Vol. 1/1979, No. 1, S. 105—114. Dazu sind 
in derselben Zeitschrift in No. 2 und 3/1979 auf-
schlußreiche Ergänzungen von Peter Worsley und 
S. D. Muni veröffentlicht worden.
2) So Leo Mates, Die dauerhaften Ziele der Block-
freiheit, in: Internationale Politik (im folgenden 
zitiert: IP), H. 488/489 vom 5.—20. August 1970, 
S. 1—3 (2).

Auch wenn die Mitglieder der Blockfreien-
Bewegung überwiegend „Entwicklungsländer" 
sind, legen zumindest die Repräsentanten die-
ser Staatengruppe, die um terminologische 
Klarheit bemüht sind, Wert auf die Feststel-
lung, die blockfreien Staaten seien „nicht ein-
fach .neue' Länder, noch sind sie nur .Entwick-
lungsländer'. Es handelt sich vielmehr um 
Länder, die in einer schon geschaffenen Welt, 
einer vor allem von den Großmächten ge-
schaffenen Welt, in Erscheinung getreten 
sind.“2)
Angesichts des Anwachsens der Blockfreien-
Bewegung auf inzwischen 101 Mitglieder und 
der heterogen zusammengesetzten Staaten-
gruppe, der in den letzten Jahren verstärkten 
Differenzierung und Polarisierung und meh-
rerer, teilweise gravierender Regionalkon-
flikte sowie der inneren Instabilität und öko-
nomischen Schwierigkeiten zahlreicher Mit-
gliedsländer ist die Problematik der Blockfrei-
heit immer vielschichtiger geworden. Die fol-
gende Analyse beschränkt sich auf einige 
zentrale sowohl völkerrechtlich als auch poli-
tikwissenschaftlich relevante Aspekte der 
Blockfreien-Bewegung. Es geht einmal darum, 
die Forschungsansätze und die Ursprünge 
und Entwicklung der Termini „Ungebunden-
heit“ und „Blockfreiheit" zu untersuchen. An-
schließend wird die Frage geprüft, inwieweit 
der Terminus „Blockfreiheit“ mit dem her-
kömmlichen Instrumentarium des Völker-
rechts und der Politikwissenschaft zu erfas-
sen ist.



Beide Disziplinen arbeiten seit langem mit 
den Begriffen „Neutralität" und „Neutralis-
mus". Namhafte Autoren halten nach wie vor 
den Begriff „Neutralismus" mit den Bezeich-
nungen „Non-Alignment" und „Blockfreiheit" 
für zumindest weitgehend identisch. Es ist 
vornehmlich das Verdienst mehrerer Schwei-

zer und österreichischer Völkerrechtler und 
Politikwissenschaftler, in den letzten Jahren 
einige sehr differenzierte Studien über diese 
Problematik vorgelegt zu haben, die im 
Schrifttum zur Blockfreiheit in der Bundesre-
publik Deutschland nur unzureichend heran-
gezogen und ausgewertet worden sind.

II. Die Problematik der Forschungsansätze

Das Phänomen der „Ungebundenheit“ und 
„Blockfreiheit“ sowie die Bewegung der Block-
freien wurden lange Zeit von Politik, Publizi-
stik und Wissenschaft der westlichen Welt 
vernachlässigt. Während die Politik die 
Blockfreien „allenfalls als einen ziemlich un-
bedeutenden, wenngleich auch manchmal lä-
stigen Irritationsfaktor der internationalen 
Beziehungen" wahrnahm, berichtete die Pu-
blizistik, „sofern sie sich des Themas über-
haupt annahm, überwiegend polemisch und 
verzerrend über die Bewegung...: Kaum je-
mals wurde das Phänomen der Blockfreiheit 
systematisch in das Studium Internationaler 
Beziehungen einbezogen, und auch die Frie-
densforschung ignorierte Blockfreiheit als ei-
nen möglichen Gegenstand ihres Interes-
ses."3)

3) So Volker Matthies, Die Bewegung der Block-
freien — Einige bibliographische Notizen, in: 
Verfassung und Recht in Übersee, Jg. 15/1982, 
S. 197—209 (197).
4) So V. Matthies, ebd., mit den Nachweisen in 
Anm. 3.

5) So V. Matthies, ebd., S. 198.

Auch wenn sich an dieser Situation in den 
letzten Jahren einiges positiv geändert hat 
und die Blockfreien-Bewegung „mittlerweile 
sowohl von der Politik als auch von der For-
schung als ein relevanter und respektabler 
Faktor der internationalen Beziehungen er-
kannt und anerkannt worden ist“4), kann der 
Stand der wissenschaftlichen Forschung zur 
Blockfreiheit immer noch nicht befriedigen.
Blockfreiheit kann „als ein System von Ideen 
bzw. als Ideologie, als außenpolitische Orien-
tierung eines Staates und als eine kollektive, 
internationale Bewegung von Staaten"5) the-
matisiert werden. Eine Prüfung des westli-
chen Schrifttums über diese Problematik er-
gibt in der Tat, daß es mit dem Terminus 
„Blockfreiheit? vornehmlich oder gar aus-
schließlich außenpolitische Aspekte verbin-
det. Diese Thematisierung entspricht auch 
den 1961 entwickelten fünf Kriterien, die ein 

Land aufweisen soll, um Mitglied der Bewe-
gung werden zu können. Bezieht man jedoch 
das umfangreiche, in der UdSSR (und auch in 
der DDR) zur „Nichtgebundenheit" vorlie-
gende Schrifttum in die Betrachtung ein6), 
dann muß der Fragenhorizont um eine we-
sentliche Dimension erweitert werden — 
nämlich die innerstaatliche. Für sowjetische 
Autoren — vom DDR-Schrifttum darin vorbe-
haltlos unterstützt7) — ist die außenpolitische 
Orientierung blockfreier Staaten mit deren 
innerstaatlichen Entwicklung engstens ver-
knüpft. Diese Tendenz hat sich noch wesent-
lich verstärkt, seitdem sich die UdSSR auf die 
prosowjetische Fraktion in der Blockfreien-
Bewegung mit Kuba an der Spitze verlassen 
kann und sich der Kreis sozialistischer Län-
der in der Bewegung erweitert hat8).
Obwohl es nicht einfach ist, Blockfreiheit mit 
den von der Theorie der Internationalen Be-

6) Vgl. dazu im einzelnen Dietrich Frenzke, Die 
Freundschafts- und Kooperationsabkommen der 
Sowjetunion, Berlin 1983. Zur Zeit im Druck.
7) Zu den wichtigsten Publikationen in der DDR 
gehören: Dokumente der Nichtpaktgebundenen. 
Hauptdokumente der 1. bis 6. Gipfelkonferenz der 
nichtpaktgebundenen Staaten 1961—1979. Ausge-
wählt und eingeleitet von Renate Wünsche, Berlin 
(Ost) 1981, Köln 1981. Renate Wünsche, Die Nicht-
paktgebundenen — Eine dritte Kraft?, Berlin (Ost) 
1980.
8) Über die sowjetische Politik gegenüber den 
blockfreien Länder liegt eine vielfältige Literatur 
vor. Vgl. aus dem deutschen Schrifttum vor allem 
die instruktive Übersicht bei Bruno Engel, Von Bel-
grad (1961) bis Havanna (1979). Zur Entwicklung der 
Bewegung blockfreier Staaten. Berichte des Bun-
desinstituts für ostwissenschaftliche und interna-
tionale Studien, Nr. 45/1980; Klaus Fritsche, Die 
Bewegung Blockfreier Staaten in sowjetischer 
Sicht, in: Osteuropa, Jg. 33/1983, S. 125—140; Chri-
stoph Royen, Die sowjetische Interessenlage vor 
dem 6. Gipfeltreffen der blockfreien Staaten in Ha-
vanna, in: Europa-Archiv, Jg. 34/1979, S. 501—508. 
Vgl. aus dem umfangreichen amerikanischen 
Schrifttum Roger E. Kanet, The Soviet Union and 
the Developing Nations, Baltimore and London 
1974; Uri Ra'anan, Moscow and the „Third World, 
in: Problems of Communism, Vol. 14/1965, No. 1.
S. 22—31.



Ziehungen erarbeiteten Kriterien zu untersu-
chen, ist es vor allem das Verdienst des engli-
schen Politologen Peter Willetts und des 
Ägypters Bahgat Korany, den Versuch unter-
nommen zu haben, die Problematik des „Non-
Alignment" systematisch und empirisch zu 
analysieren. Dennoch erscheint der Untertitel 
von Willets’ Monographie: The Origins of a 
Third World Alliance 9) etwas zu hoch gegrif-
fen, wenngleich er eine Fülle wichtigen Mate-
rials verarbeitet hat. Bahgat Korany legte 
wohl die bisher ambitionierteste Studie vor, 
indem er anhand der von der Lehre der Inter-
nationalen Beziehungen erarbeiteten Theo-
rien und Theorieansätze zahlreiche Aspekte 
der Blockfreiheit behandelt. Zweifelhaft je-
doch ist, ob man wirklich schon von der Ent-
wicklung zu einer Theorie außenpolitischer 
Entscheidungsprozesse der Blockfreien-Be-
wegung sprechen kann10 ).

12) So V. Matthies, a. a. O. (Anm. 3), S. 202. Vgl. über 
die Positionen Belgrads bis 1965 auch D. Frenzke, 
Blockfreiheit in jugoslawischer Sicht. Außenpoliti-
sche und völkerrechtliche Beobachtungen, in: Mo-
derne Welt, Jg. 6/1965, S. 257—272.
13) In der folgenden Darstellung konnten bei wei-
tem nicht alle relevanten Beiträge aus der „Interna-
tionalen Politik" herangezogen werden.
14) Sehr nützliche Überblicke vermitteln u. a. 
V. Matthies, Die Bewegung der Blockfreien. Ent-
wicklung — Probleme — Perspektiven, in: Aus Po-
litik und Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzei-
tung „Das Parlament", B 37/1979, S. 35—46; ders., 
Von der Unmoral zur Respektabilität. Zwei Jahr-
zehnte Bewegung der Blockfreien (1961—1981), in: 
Vereinte Nationen, Jg. 29/1981, S. 183—188; ders., 
a. a. O. (Anm. 3), der auch weitgehend das ausländi-
sche Schrifttum zur Blockfreiheit erfaßt und auch 
auf die bisher erschienenen Dokumentensammlun-
gen hingewiesen hat; Heinz Fiedler, Ungebundene 
Staaten, in: Evangelisches Staatslexikon, 2., voll-
ständig neu bearbeitete und erweiterte Auflage, 
Stuttgart/Berlin 1975, Sp. 2655—2665, mit wert-
vollen bibliographischen Hinweisen. Vgl. dazu auch 
Klaus Fritsche, Die Bewegung Blockfreier Staaten, 
Teil I, Dortmund 1981; Teil II, Dortmund 1982. Sehr 
instruktiv über die Position Belgrads bis 1980 Irena 
Reuter-Hendrichs, Jugoslawiens Ringen um Block-
freiheit, in: Außenpolitik, Jg. 31/1980, S. 70—83; 
dies., Außenpolitische Grundsätze und internatio-
nale Ordnungsvorstellungen der kommunistischen 
Partei Jugoslawiens in den Jahren 1948—1968, 
Köln u. a. 1976, wo sie auch Belgrads Politik der 
Blockfreiheit im einzelnen analysiert hat.
15) Vgl. dazu vor allem B. Engel, a. a. O. (Anm. 8); 
Gerhard Baumann, Die Blocklreien-Bewegung — 
Konzept — Analyse — Ausblick, hrsg. im Auftrag 
der Konrad-Adenauer-Stiftung, Melle 1982.

Ein Studium der Problematik der „Ungebun-
denheit" ist unter völkerrechtlichen und auch 
politikwissenschaftlichen Aspekten nur sinn-
voll, wenn man sich mit dem Selbstverständ-
nis der zumindest wichtigsten zur Bewegung 
der Blockfreien gehörenden Staaten vertraut 
macht. Die wichtigste Arbeit aus diesem Be-
reich bildet nach wie vor die umfangreiche 
Monographie von Leo Mates, dem ehemali-
gen Sekretär der 1. Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs blockfreier Länder in Bel-
grad und langjährigen Direktor des bekann-
ten Belgrader Instituts für Internationale Poli-
tik und Wirtschaft11 ). Gerade weil die Arbeit 
neben den persönlichen Erfahrungen „zu-
gleich als eine Art von quasi-offizieller jugo-
slawischer Sicht der Dinge angesehen werden

Peter Willetts, The Non-Aligned Movement — 
nie Origins of a Third World Alliance, London/ 
New York 1978. Vgl. auch den von J. W. Burton 
herausgegebenen Sammelband: Nonalignment, 
London 1966.
19) Bahgat Korany, Social Change, Charisma and 
International Behaviour: Toward a Theory of 
foreign Policy-making in the Third World, Leiden/ 
Genf 1976. Vgl. dazu auch V. Matthies, a. a. O. 
LAnm. 3), S. 202 L, der auch weitere sehr wertvolle 
hib liographische Hinweise gibt. Das gilt gleichfalls 
jur die Studie von Korany. Einen wichtigen Beitrag 
hat auch Mohammad Salah-uddin Eid geliefert: Die 
blockfreien Staaten in den Vereinten Nationen, 
München-Pullach/Berlin 1970. In seiner internatio-
nal stark beachteten Studie „International Rela-
rons — A General Theory", Cambridge 1965, hat 
-W.Burton der „Nonalignment'-Problematik be-

j breiten Raum eingeräumt (vgl. S. 163—240).
' Lo Mates, Nonalignment — Theory and Cur-

Tent Policy, Belgrad 1972; ders., Nonalignment and 
in6aGreat Powers, in: Foreign Affairs, Vol. 48, 
1969/70, S. 525—536. 

kann12 ), gewinnt sie besonderes Gewicht. 
Mates hat vor allem die Ursprünge der Block-
freien-Bewegung gut herausgearbeitet. Es ist 
gerade das Verdienst jugoslawischer Völker-
rechtler und Politikwissenschaftler, in den 
vergangenen Jahren immer wieder und auch 
kritisch zu bestimmten Vorgängen in der Be-
wegung der Blockfreien Stellung bezogen zu 
haben13 ).
Auch wenn in der Bundesrepublik Deutsch-
land in den letzten Jahren zahlreiche Auf-
sätze über Einzelaspekte der Blockfreiheit er-
schienen sind14 ), liegen nur wenige monogra-
phische Darstellungen vor ). Auffällig ist, wie 
sehr die Forschung hier ihr Augenmerk auf 
die Bewegung der Blockfreien gerichtet hat 
Volker Matthies bemerkt dazu, daß in der Es-
senz sich die Bewegung der Blockfreien als 
„eine komplexe, vieldimensionale und multi-
funktionale Emanzipationsbewegung von 
Ländern bezeichnen lasse, die nicht nur Ob-
jekte, sondern auch Subjekte der internatio-
nalen Beziehungen sein wollten: Es waren al-
lesamt Staaten, die entweder aufgrund ihrer 
erst frisch erlangten völkerrechtlichen Souve-
ränität, ihrer militärischen Schwäche, ihrer 
politischen Instabilität oder ihrer sozio-öko-
nomischen Unterentwicklung innerhalb der 

5



Rangordnung des stratifizierten und bipolari-
sierten internationalen Systems gewisserma-
ßen die .underdogs' darstellten."16 )

16) V. Matthies, a. a. O. (Anm. 3), S. 198.
17) Vgl. dazu auch das Vorwort von Ali Mazrui zu 
P. Willetts, a. a. O. (Anm. 9).
18) V. Matthies, Die Sechste Gipfelkonferenz der
Blockfreien in Havanna, in: Gegenwartskunde, Jg.
29/1980, S. 191—202 (191).

In Übereinstimmung mit den Forschungser-
gebnissen von Peter Willetts17 ) kennzeichnet 
Matthies die Blockfreien-Bewegung als einen 
lockeren Mehrzweckverband, der für seine 
Mitglieder, wenn auch in unterschiedlichen 
Phasen und mit unterschiedlicher Intensität, 
drei wesentliche Bedeutungsinhalte hatte. Sie 
war demnach zugleich eine
— Solidaritäts- und Protestbewegung ehe-
mals kolonisierter Länder gegen Kolonialis-
mus, Neo-Kolonialismus, Imperialismus und 
Rassismus sowie gegen alle Formen von 
Fremdherrschaft und Fremdbestimmung, 
— eine Defensivbewegung von militärisch 
schwachen und politisch in ihrer Existenz 
und Unabhängigkeit gefährdeten Ländern zur 
Reduzierung der politisch-militärischen Span-
nungen im Kontext des Ost-West-Konflikts, 
— und eine Bewegung sozio-ökonomisch un-
terentwickelter und abhängiger Länder zur 
Reform des Weltwirtschaftssystems bzw. eine 
Interessengruppe dieser Länder zur Erlan-
gung ökonomischer Vorteile im Rahmen des 
Nord-Süd-Konfl 18ikts ).
Prüft man die zahlreichen Dokumente, die die 
Bewegung der Blockfreien seit ihrer Konsti-
tuierung 1961 anläßlich der Gipfelkonferen-
zen und der Treffen der Außenminister veröf-
fentlicht hat, dann darf man Matthies beschei-
nigen, zentrale Aspekte dieser Staatengruppe 
verdeutlicht zu haben.
Die Thematisierung zeigt, daß weder der Ter-
minus „Ungebundenheit" noch die Bezeich-
nung „Blockfreiheit" der Stellung und den In-
tentionen dieser Staatengruppe in den inter-
nationalen Beziehungen gerecht zu werden 
vermag. Auch wenn die in der Bundesrepu-
blik Deutschland verfaßten Arbeiten über die 
Entstehung und Entwicklung sowie die Pro-
bleme und Perspektiven der Blockfreien-Be-
wegung und zum Teil auch über die Einschät-
zung der „Ungebundenheit" vor allem durch 
die beiden Supermächte USA und UdSSR in-
formieren, fällt zweierlei auf: Einmal wird die 
völkerrechtliche Problematik überhaupt nicht 
oder nur sehr knapp behandelt und nur selten 
gefragt, ob die Termini „Blockfreiheit" und 
„Neutralismus" identisch sind oder unter-
schiedlich interpretiert werden müssen. Zum 

anderen vermißt man bei den bisher vorlie-
genden Studien, daß ihre Autoren die vor-
nehmlich in der Schweiz und Österreich erar-
beiteten politikwissenschaftlichen Fragestel-
lungen gar nicht oder nur unzureichend her-
angezogen haben. Auch eine Prüfung der 
deutschen Lehrbücher zum Völkerrecht er-
gibt, daß in ihren Sachregistern das Stichwort 
„Blockfreiheit" oder die anderen dafür ver-
wandten Bezeichnungen zumeist nicht aufge-
führt werden. Hingegen wird in mehreren 
seit Ende der fünfziger Jahre erschienenen 
Darstellungen des Völkerrechts das Stichwort 
„Bandung-Konferenz" vom April 195519), also 
lediglich eine Zwischenetappe auf dem Weg 
zur Formierung der Blockfreien-Bewegung, 
vermerkt. Zu den wenigen Ausnahmen ge-
hört die von Friedrich Berber verfaßte zweite, 
neu bearbeitete Auflage seines „Lehrbuches 
des Völkerrechts" aus dem Jahre 1975. Bei der 
Abgrenzung der verschiedenen Fälle der 
„dauernden Neutralisierung" spricht er „von 
der politischen Entschlossenheit eines Staa-
tes", sich in einer Zeit politischer Spannungen 
nicht dem einen oder anderen der sich feind-
lich gegenüberstehenden Militärbündnis-
blocks anzuschließen, sondern die Freiheit 
seiner außenpolitischen Entschließungen zu 
bewahren (sog. blockfreie Staaten)"20 ).
Auch wenn die Termini „Neutralismus" und 
„Blockfreiheit" — im Gegensatz zum Begriff 
„Neutralität" — eine spezifische, vornehmlich 
außenpolitische Haltung bezeichnen und 
nicht im Völkerrecht verankert sind, ist zu-
mindest auch aus völkerrechtlicher Sicht die 
Frage zu prüfen, wie der Begriff „Neutralität“ 
von der politischen Maxime der „Blockfrei-
heit" abzugrenzen ist. Daß dazu und zu der vor 
allem politikwissenschaftlich relevanten 
Frage nach dem Verhältnis des Begriffs „Neu-
tralismus" gegenüber dem Terminus „Block-
freiheit" und den anderen dafür benutzten Be-
zeichnungen in der Schweiz und Österreich 
wegweisende Analysen verfaßt worden sind, 
ist insofern verständlich, als beide Staaten 
den Status der Ständigen Neutralität inneha-
ben. Hinzu kommt, daß Österreich und die 
Schweiz als „Gäste" an den Konferenzen der 
Blockfreien-Bewegung teilnehmen.

19) Vgl. beispielsweise Johannes Leyser, Bandung-
Konferenz von 1955, in: Strupp-Schlochauer, Wör-
terbuch des Völkerrechts, erster Band, Berlin 19601 
S. 153—155; Georg Dahm, Völkerrecht, Banal, 
Stuttgart 1958, S. 159 f„ 207, 389, 558.
20) Friedrich Berber, Lehrbuch des Völkerrechts, 
erster Band — Allgemeines Friedensrecht, 2., neu-
bearbeitete Auflage, München 1975, S. 129. Auen 
Ignaz Seidl-Hohenveldern erwähnt in: Völkerrecht 
4., erweiterte Auflage, Köln u. a. 1980, S. 36439 .3 " 
die sich als „blockfrei" bezeichnenden Staaten.



III. Ursprünge und Entwicklung des Terminus „Blockfreiheit"

Bevor die völkerrechtlich und politikwissen-
schaftlich relevanten Fragen beantwortet 
werden können, ist es notwendig, die Ur-
sprünge und Entwicklung der Termini „Unge-
bundenheit" und „Blockfreiheit” aufzuzeigen 
und dabei auch das Selbstverständnis der 
Staatengruppe zu berücksichtigen, die sich 
1961 unter diesem Namen formiert hat. Dabei 
gilt es, drei Phasen voneinander zu unter-
scheiden. Während sich die erste Phase von 
1945 bis 1955 erstreckt, bildet die Afro-Asiati-
sehe Konferenz von Bandung im April 1955 
eine wichtige Zwischenstation auf dem Weg 
zum organisatorischen Zusammenschluß der 
blockfreien Staaten. Die dritte Phase beginnt 
mit der Formierung der Blockfreien-Bewe-
gung im Sommer 1961.

1. Die Voraussetzungen für Blockfreiheit 
(1945—1955)

Die Proklamierung einer Politik der „Unge-
bundenheit" und „Blockfreiheit" sowie die spä-
tere Formierung der Blockfreien-Bewegung 
setzten zunächst einmal die Existenz von 
Staaten voraus, die ihre Außenpolitik unter 
dieser Maxime zu führen gedachten. Sieht 
man von Jugoslawien, der Mehrzahl der mit-
tel- und südamerikanischen Staaten sowie ei-
nigen Ländern in Afrika und im asiatischen 
Raum ab, die bereits 1945 den Vereinten Na-
tionen (UNO) beigetreten sind, dann rekru-
tiert sich die Staatengruppe, die sich zu einer 
Politik der Blockfreiheit bekannte, vornehm-
lich aus Ländern, die erst in die Selbständig-
keit und Unabhängigkeit entlassen werden 
mußten.
Man muß sich die Faktoren vergegenwärti-
gen, die nach der Beendigung des Zweiten 
Weltkriegs 1945 das internationale System 
bestimmen. Auszugehen ist dabei von der 
Charta der Vereinten Nationen vom 26. Juni 
1945, in der sich die Weltorganisation unter 
anderem das Ziel gesetzt hat, „freundschaftli-
che, auf der Achtung vor dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung und Selbstbestimmung 
der Völker beruhende Beziehungen zwischen 
Nationen zu entwickeln und andere geeig-
nete Maßnahmen zur Festigung des Weltfrie-
dens zu treffen". In einem eigenen Kapitel der 
•NO-Charta, das „Erklärung über Hoheitsge-
biete ohne Selbstregierung" überschrieben ist, 
bekennen sich die Mitglieder der Vereinten 
Nationen, die die Verantwortung für die Ver-
waltung von Hoheitsgebieten haben oder 
übernehmen, deren Völker noch nicht die 

volle Selbstregierung erreicht haben, zu dem 
Grundsatz, daß die Interessen der Einwohner 
dieser Hoheitsgebiete Vorrang haben. So ha-
ben sich in Artikel 73 der UNO-Charta diese 
Staaten verpflichtet, „die Selbstregierung zu 
entwickeln, die politischen Bestrebungen die-
ser Völker gebührend zu berücksichtigen und 
sie bei der fortschreitenden Entwicklung ih-
rer freien politischen Einrichtungen zu unter-
stützen, und zwar je nach den besonderen 
Verhältnissen jedes Hoheitsgebietes, seiner 
Bevölkerung und deren jeweiliger Entwick-
lungsstufe".
Die Vereinten Nationen sahen eine ihrer 
Hauptaufgaben darin, den Völkern in Asien, 
Afrika und Lateinamerika, denen bis dahin 
die Selbstregierung noch nicht zugestanden 
worden war, zur Selbständigkeit und Unab-
hängigkeit zu verhelfen. Die starke Zunahme 
der Mitglieder der Weltorganisation ist vor-
nehmlich auf den in der zweiten Hälfte der 
vierziger Jahre eingeleiteten Prozeß der De-
oder Entkolonialisierung zurückzuführen. 
Den ersten großen Schritt hierzu leitete die 
britische Kolonialmacht bereits 1947 ein, als 
sie sich aus dem indischen Subkontinent 
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zu-
rückzog und damit die Voraussetzungen 
schuf, mehrere unabhängige Staaten — In-
dien, Pakistan, Ceylon und Burma — zu er-
richten. Die anderen europäischen Kolonial-
mächte folgten dem britischen Beispiel. In-
zwischen ist der Prozeß der Entkolonialisie-
rung weitgehend, wenn auch noch nicht voll-
ständig abgeschlossen ).
Ein großer Teil der in die Unabhängigkeit 
entlassenen Länder lehnte es von vornherein 
ab, sich in den sich gleichfalls in der zweiten 
Hälfte der vierziger Jahre herausbildenden 
Ost-West-Gegensatz, auch als Kalter Krieg 
bezeichnet, hineinziehen zu lassen. Die 
Staatsführungen zahlreicher zuvor abhängi-
ger Länder, die nun die Selbständigkeit er-
langt hatten, legten größten Wert darauf, 
nicht mit der Konfrontation der beiden Groß-*

21) Dieser Entwicklungsprozeß ist Gegenstand 
zahlreicher Untersuchungen, die hier nicht aufge-
führt werden können. Vgl. aus der umfangreichen 
völkerrechtlichen Literatur vor allem G. Dahm, 
a. a. O. (Anm. 19), S. 558—580. Vgl. über den weitge-
hend abgeschlossenen Prozeß der Entkolonialisie-
rung Franz Nuscheler, Die Entkolonisierungsbilanz 
der Vereinten Nationen — Ein skeptisches Nach-
wort, in: Vereinte Nationen, Jg. 29/1981, S. 195 bis 
199. Grundlegend zur völkerrechtlichen Problema-
tik Okon Udokang, The Role of the New States in 
International Law, in: Archiv des Völkerrechts, 
Bd. 15, 1971/72, S. 145—196.



mächte USA und Sowjetunion belastet und in 
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das von ihnen jeweils errichtete Bündnissy-
stem einbezogen zu werden ).
In westlichen Analysen wird meist zu wenig 
beachtet, daß mehrere sowohl unter völker-
rechtlichen als auch unter politikwissen-
schaftlichen Aspekten wichtige Elemente der 
späteren Politik der Blockfreien bereits in 
dem Gemeinsamen Kommuniqu formuliert 
worden sind, das am 22. Dezember 1954 über 
die Besprechungen zwischen Staatspräsident 
Tito und Premierminister Nehru in Neu-
Delhi veröffentlicht worden ist. Darin heißt 
es, „daß die Politik des Nichtbeitritts zu 
Blocks, die ihre Regierungen angenommen 
haben und durchführen, keine .Neutralität' 
und keinen .Neutralismus1, ebensowenig also 
eine Passivität darstellen, wie manchmal be-
hauptet wird, sondern eine aktive, positive 
und konstruktive Politik, die einen Kollektiv-
frieden erstrebt, auf den allein sich alle kol-
lektive Sicherheit gründen kann". Beide 
Staatsmänner „verwerfen ... die falsche Auf-
fassung, die in gewissen Kreisen über einen 
.dritten Block' oder eine .dritte Kraft' der Län-
der, die keinen Blocks angehören, herrscht. 
Dies ist ein Widerspruch in sich, denn ein sol-
cher Block würde sie gerade in das Blocksy-
stem hineinziehen, das sie für unerwünscht 
halten."232)

22) Vgl. dazu die ausführliche Darstellung bei L. 
Mates, a. a. O. (Anm. 11). Eine gute Darstellung der 
.Ausgangsbedingungen zur Entstehung der Block-
freien-Bewegung", die gleichfalls mit dem Jahr 1945 
beginnt und vor allem die Ausgangspositionen In-
diens, Jugoslawiens und Ägyptens skizziert, gibt 
B. Engel, a. a. O. (Anm. 8); P. Willetts, a. a. O. 
(Anm. 9), S. 1—10.
23) Text in: Europa-Archiv 1955, S. 7255 f. B. Korany
gehört zu den wenigen Autoren, die diese weitrei-
chenden und wegweisenden Darlegungen zweier
Begründer der späteren Blockfreien-Bewegung ge-
würdigt haben. Korany hat Nehrus und Titos „Pro-
klamation" seiner Analyse vorangestellt, in der er 
prüft, ob die Blockfreien-Bewegung als Block, Re-
gion oder Gruppe zu kennzeichnen ist.

Tito und Nehru, die später bei der politischen 
und organisatorischen Zusammenfassung der 
blockfreien Staaten eine Schlüsselrolle ein-
nahmen, haben sich somit mehrere Jahre zu-
vor bereits auf wichtige Prinzipien geeinigt, 
die ab 1961 die Politik der Blockfreien-Bewe-
gung bestimmen sollten. In einem zentralen 
Punkt gingen sie sogar über die Kriterien hin-
aus, nach denen 1961 und später zu den Kon-
ferenzen der Blockfreien eingeladen worden 
ist. Während Nehru und Tito am 22. Dezem-
ber 1954 die „Politik des Nichtbeitritts zu 
Blöcken" propagierten, darf ein Land, das zur 
Bewegung der Blockfreien gehören möchte, 
nicht Mitglied eines multilateralen militäri-

sehen Bündnisses sein, das im Kontext des 
Konflikts zwischen den Großmächten ge-
schlossen wurde; die gleiche Regelung traf 
man — worauf noch zurückzukommen sein 
wird — für die Mitgliedschaft in einer bilate-
ralen Militärallianz.
Festzuhalten gilt darüber hinaus, daß die 
Staatsmänner Indiens und Jugoslawiens 
schon Ende 1954 proklamierten, daß ihre Poli-
tik nicht mit den Attributen „Neutralität" und 
„Neutralismus” versehen werden dürfe. Hier 
wird — soweit ersichtlich — zum erstenmal 
in einem diplomatischen Dokument zwischen 
„Blockfreiheit" und der politischen Maxime 
des „Neutralismus" differenziert Nehru und 
Tito waren sich bereits damals darüber einig, 
daß es nicht darum gehen könne, einen „drit-
ten Block" oder eine „dritte Kraft" blockfreier 
Länder zu schaffen.
Es ist zumindest pikant, daß man sich unter 
den „Nichtgebundenen" darüber streitet, wer 
unter den Repräsentanten asiatischer Länder 
oder Jugoslawiens den entscheidenden An-
teil an der Formierung der Blockfreien-Bewe-
gung hat. Diesbezüglich sei es charakteri-
stisch für die Bewegung der blockfreien Län-
der, „daß ihre Ursprünge, insbesondere die 
Frage umstritten sind, inwieweit es der asiati-
sche — anti-kolonialistische — Neutralismus 
der späteren vierziger Jahre und die daraus 
entstandene Afro-Asiatische Bewegung oder 
erst der spezifisch jugoslawische Beitrag wa-
ren, die als das ausschlaggebende Moment für 
die weitere Entwicklung der Gruppe betrach-
tet werden können. Zweifellos war es jedoch 
die 1961 in Belgrad abgehaltene Konferenz, 
die eindeutig und unmißverständlich den Be-
griff der Blockfreiheit als gemeinsamen Nen-
ner — und daher vom ,Afro-Asiatismus' ver-
sc 24hieden — hervorbrachte." )

2. Die Konferenz von Bandung (April 1955)

Eine wichtige Zwischenetappe auf dem Weg 
zur Formierung der Blockfreien-Bewegung 
bildete die Konferenz von Bandung im April 
1955, an der 340 Delegierte aus 23 Ländern 
Asiens und sechs Ländern Afrikas teilnah-
men. Von den dort vertretenen 29 Staaten 
war mehr als die Hälfte prowestlich einge-
stellt, und nur zwölf konnten das Attribut in 
Anspruch nehmen, keinen Militärallianzen

24) So Odette Jankowitsch, Neue Modelle zwi-
schenstaatlicher Zusammenarbeit — Organisation 
und Institutionen der Blockfreien, in: österreichi-
sche Zeitschrift für Außenpolitik, Jg. 17/1901 
S. 214—222 (214). Vgl. dazu auch Dieter Schröder, 
Die Konferenzen der „Dritten Welt". Solidarität und 
Kommunikation zwischen nachkolonialen Staaten, 
Hamburg 1968. 



anzugehören25). Die dort verabschiedeten po-
litischen Entschließungen beeinflußten maß-
geblich die sich gut sechs Jahre später konsti-
tuierende Blockfreien-Bewegung. Mit den 
von der Konferenz in Bandung gebilligten 
„Zehn politischen Grundsätzen" wurden die 
„Fünf Prinzipien der friedlichen Koexistenz" 
weiterentwickelt, die erstmals in dem am 
29. April 1954 zwischen der Volksrepublik 
China und Indien über Tibet geschlossenen 
Abkommen formuliert worden waren und un-
ter dem Namen „Pancha Shila" in die Ge-
schichte der Blockfreien-Bewegung eingegan-
gen sind. Sie lauten:

27) So B. Engel, a. a. O. (Anm. 8), S. 14; in diesem 
Sinne auch L Mates, a. a. O. (Anm. 11), S. 139—149; 
Miloä MinC, Die dauernden Komponenten der poli-
tischen Ausrichtung der Bewegung der Nichtpakt-
gebundenheit, in: IP, Nr. 704/705 vom 5.—20. Au-
gust 1979, S. 20—34, 47 f. (21), wo er die Bandung-
Konferenz „im historischen Sinne als Vorläufer der 
Bewegung der Nichtpaktgebundenheit" bezeichnet. 
Auch andere jugoslawische Autoren legen großen 
Wert auf diese Feststellung, obwohl ihr Land an 
der Konferenz gar nicht teilnehmen konnte.
28) J. Leyser, a. a. O. (Anm. 19), S. 154, bezeichnet die 
„Zehn Prinzipien“ von Bandung als „eine Erweite-
rung und Klarstellung der Pancha Shila“.
29) Text in: Archiv der Gegenwart 1955, S. 5134 L; 
Europa-Archiv 1955, S. 7563—7567 (7566 f.). Vgl. zur 
Würdigung und Einordnung der Bandung-Konfe-
renz die Analyse von H. Sasse, a. a. O. (Anm. 26); C. 
Gasteyger, Asien und Afrika in der Weltpolitik. Die 
Konferenz der asiatischen und afrikanischen Staa-
ten in Bandung vom 18. bis zum 24. April 1955, in: 
Europa-Archiv 1955, S. 8295—8304.
30) A Verdross, a. a. O. (Anm. 26), S. 92. '
31) Vgl. beispielsweise A Verdross, ebenda, und 
A Verdross und B. Simma, a. a. O. (Anm. 26), S. 44, 
die gleichfalls die Bezeichnungen „Blockfreiheit“ 
und „non-alignment" verwenden. Vgl. auch ebenda, 
S. 91, wo die beiden Autoren vermerken, auf der 
Konferenz von Bandung sei „eine Außenpolitik der 
Blockfreiheit (non-alignment) proklamiert“ worden, 
sowie G. Dahm, a. a. O. (Anm. 19), S. 558.

1. Gegenseitige Achtung der territorialen In-
tegrität und Souveränität;
2. Verzicht auf Angriffshandlungen;
3. Nichteinmischung in die inneren Angele-
genheiten anderer Länder;
4. Gleichberechtigung und gegenseitige Un-
terstützung;
5. Friedliche Koexistenz ).26

Während auch die Charta der Vereinten Na-
tionen auf der Mehrzahl dieser Grundsätze 
basiert, überraschte die Verankerung des 
Prinzips der „friedlichen Koexistenz" in einem 
zwischenstaatlichen Dokument. Auch wenn 
die „Pancha Shila" die „fünf Prinzipien" nicht 
spezifiziert und die Teilnahme an zwei- oder 
mehrseitigen Militärallianzen nicht ausge-
schlossen hat, bauten auf ihr die in Bandung 
proklamierten „Zehn Prinzipien" der friedli-
chen Koexistenz auf, die nicht nur die weitere 
außenpolitische Entwicklung zahlreicher 
blockfreier Länder, sondern auch die in den 
Regierungen einzelner „ungebundener" Staa-
ten vorhandenen Tendenzen förderten und 
»mit der Gründung einer Bewegung der block-
freien Staaten einen ernst zu nehmenden 
neuen Faktor in die Weltpolitik einzuführen. 
Inhaltlich nahm die Bandung-Konferenz die 
Formulierung wichtiger Grundsätze, politi-

Text in: Archiv der Gegenwart 1955, S. 5134 bis 
3136. Nur zwei in Bandung vertretene Länder wa-
ren „sozialistisch“: die Volksrepublik China und 
Nord-Vietnam. Vgl. dazu auch B. Engel, a. a. O. 
an m. 8) s. 13—17; William M. LeoGrande, Evolu-
non of the Nonaligned Movement, in: Problems of 
2ommunism, Vol. 29/1980, No. 1, S. 35—52.

Text bei Horst Sasse, Die asiatisch-afrikani-
sChen.Staaten auf der Bandung-Konferenz, Frank-
surt M/Berlin 1958, S 11 f, wo er auch jie aus dem 
anskrit hergeleitete Formel „Pancha Shila" erläu-

terti A Verdross, Völkerrecht, Fünfte neubearbei-
«re und erweiterte Auflage, Wien 1964, S. 91—93. 
A Verdross/Bruno Simma, Universelles Völker-
echt. Theorie und Praxis, Berlin 1976, S. 44, die

cn auf mehrere Beiträge verweisen, die in franzö-
sshen und amerikanischen völkerrechtlichen 
pitschriften speziell über die „Fünf Prinzipien“ der

ucha Shila" erschienen sind.

scher Zielsetzungen und Forderungen der 
Blockfreien-Bewegung voraus."27 )
Die in Bandung verabschiedeten „Zehn Prinzi-
pien“ wiederholten und konkretisier

28
ten die in 

der „Pancha Shila" verankerten Grundsätze ).  
Darüber hinaus enthielten sie einige Prinzi-
pien, die später bei der Formierung der Block-
freien-Bewegung noch eine zentrale Rolle 
spielen sollten: Anerkennung der Gleichheit 
aller Nationen, ob klein oder groß, Achtung 
vor dem Recht jeder Nation, sich allein oder 
kollektiv in Übereinstimmung mit der Charta 
der Vereinten Nationen zu verteidigen und 
„Verzicht auf Vereinbarungen über kollektive 
Verteidigung, die den besonderen Interessen 
einer der Großmächte dienen". Schließlich er-
klärte die Bandung-Konferenz, der Kolonialis-
mus sei „in all seinen Formen ein Übel", das 
„so schnell wie möglich ausgerottet werden 
muß“29 ).
Neu und für die spätere organisatorische Zu-
sammenfassung der blockfreien Staaten war 
der in Bandung formulierte Grundsatz, sich 
nicht an multilateralen Verteidigungspakten 
zu beteiligen, die einer Großmacht dienen. 
Dies zeigt das Bemühen der asiatischen und 
afrikanischen Staaten, „sich aus den politi-
schen Auseinandersetzungen der industriali-
sierten Länder herauszuhalten, denen sie mit 
Mißtrauen begegnen (Blockfreiheit, non align-
ment)”30 ). Auf dieses wichtige Faktum ist nur 
in wenigen Lehrbüchern des Völkerrechts, 
die die Bandung-Konferenz erwäh

31
nen, hinge-

wiesen worden ).



Es kann kein Zweifel darüber bestehen, daß 
die Konferenz von Bandung „als Zwischensta-
tion auf dem Weg zur politischen und organi-
satorischen Zusammenfassung der block-
freien Staaten" eine besondere Bedeutung"32 ) 
erlangt hat. Nachdem sich in der zweiten 
Hälfte der fünfziger Jahre die Trennung zwi-
schen blockfreien und blockgebundenen Län-
dern vertieft hatte und mehrere blockfreie 
Staaten nicht mehr bereit waren, an einer ge-
meinsamen Konferenz mit blockgebundenen 
Ländern — wie der Türkei, Pakistan, Japan 
und der Volksrepublik China — teilzuneh-
men, fand ein „zweites Bandung”33 ) nicht mehr 
statt. Die außenpolitischen Interessen und 
Ziele der Teilnehmer der Bandung-Konferenz 
waren zu heterogen, um zu überdauern: „Eini-
gende Formel wurde anstelle des .Geistes von 
Bandung' das Non-Alignment — der kleinste 
gemei

34
nsame Nenner dieser bunt zusammen-

gewürfelten Staatengruppe." )

32) So zutreffend B. Engel, a. a. O. (Anm. 8), S. 13—15 
(13).
33) So B. Engel, ebenda, S. 15. Vgl. dazu auch L. 
Mates, Nonalignment, a. a. O. (Anm. 11), S. 226— 
228.
34) So H. Fiedler, a. a. O. (Anm. 14), Sp. 2656; L. 
Mates, ebenda, S. 245—247.
35) So L. Mates, ebenda, S. 246 f.
36) Englischer Text, ebenda, S. 379—381 (379).

37) So M. MinC, a. a. O. (Anm. 27), S. 22.
38) Englischer Text, L. Mates, a. a. O. (Anm. 11 
S. 382 f. (382). Vgl. dazu auch B. Engel, a. a. 0. 
(Anm. 8), S. 16. Eine ähnliche Formel wurde zuvor 
in dem Kommunique der Konferenz der Staats-
oberhäupter Ägyptens, Syriens und Saudi-Arabiens 
in Kairo vom 6.—11. März 1956 benutzt. Text in:
Europa-Archiv 1956, S. 8775 f. (8775). Darin heißt es: 
„Wir erklären hiermit unsere Entschlossenheit, die 
arabische Welt gegen die Übel des Kalten Krieges 
dadurch zu schützen, daß wir uns aus seinen ver-
schiedenen Strömungen heraushalten .. .Wir erklä-
ren gleichfalls, daß die Verteidigung der arabischen 
Welt im Einklang mit den Erfordernissen ihrer ei-
genen Sicherheit unmittelbar aus der Mitte der 
arabischen Nationen erwachsen sollte, außerha 
aller fremder Pakte, die bemüht sind, Verteidi-
gungsorganisationen im Dienste der eigenen Inter-
essen irgendwelcher der großen Mächte auszunut-
zen ...“ Vgl. dazu auch M. Salah-uddin Eid, a. a. • 
(Anm. 10), S. 23.
39) Vgl. dazu L. Mates, Die dauerhaften Ziele de 
Blockfreiheit, in: IP, H. 488/489 vom 5.—20. August 
1970, S. 1—3 (3).

Während auf der Konferenz von Bandung so-
wohl Repräsentanten von Staaten, die Militär-
allianzen angehörten, als auch von Staaten, 
die jegliche Bindung an Verteidigungsbünd-
nisse strikt ablehnten, vertreten waren, zeigte 
sich im Verlauf der zweiten Hälfte der fünfzi-
ger Jahre bei den Staatsmännern einer ein-
flußreichen blockfreien Staatengruppe immer 
mehr die Tendenz, diesen Kreis von Ländern 
organisatorisch zusammenzuführen. Zu den 
bekanntesten Repräsentanten gehörten der 
indische Ministerpräsident Nehru, der Präsi-
dent Jugoslawiens, Marschall Tito, und der 
Präsident der Vereinigten Arabischen Repu-
blik, Nasser.
Es ging darum, den „engen regionalen Rah-
men“ der Bandung-Konferenz zu sprengen 
und die dort vertretenen Blockfreien und Ju-
goslawien, dessen außenpolitische Haltung 
weitgehend mit der der Blockfreien von Ban-
dung übereinstimmte35 ), zusammenzuführen. 
Als im Juli 1956 Tito, Nasser und Nehru zu 
einem Gipfeltreffen in Brioni zusammentra-
fen, bekräftigten sie in ihrem gemeinsamen 
Kommuniquö die in Bandung formulierten 
„Zehn Prinzipien", wandten sich gegen die 
„Teilung der heutigen Welt" in „mächtige 
Blöcke" und setzten sich für die „Beendigung 
der Vormachtstellung der einen Macht über 
eine andere ein"36 ). Jugoslawische Autoren le-

gen besonderen Wert auf die Feststellung, ii 
der Erklärung von Brioni seien „die wichtig 
sten dauerhaftesten Komponenten der politi 
sehen Ausrichtung der Politik der Nichtpakt-
gebundenheit und der Bewegung der Nicht-
paktgebundenheit bereits beinhaltet, neben 
jenen, die sich im Dokument von Bandung 
befinden..."37 ). In dem gesonderten Kommu 
niqu über den Besuch Präsident Nassers in 
Jugoslawien wurde ausdrücklich die Formel 
„Nicht-Zugehörigkeit zu Blöcken" (non-adhe-
rence to blocs) verwandt38 ).
Nachdem bei einem Treffen Nehrus, Titos, 
Nassers, Sukarnos und Nkrumahs im Septem-
ber 1960 in der jugoslawischen Mission in 
New York die Beziehungen zwischen wichti-
gen Repräsentanten blockfreier Länder gefe-
stigt worden waren und in den folgenden Mo-
naten enge Kontakte zwischen einer großen 
Zahl von Staatsmännern blockfreier Staaten 
hergestellt wurden39 ), waren die Vorausset-
zungen für einen organisatorischen Zusam-
menschluß dieser Staaten gegeben.

3. Die Formierung der Blockfreien- 
Bewegung (1961)

Im Juni 1961 trafen die Außenminister und 
andere Repräsentanten von 21 Staaten in 
Kairo zusammen, um über Aufgaben, Ziele 
und die Tagesordnung der ersten Konferenz 
blockfreier Staaten zu beraten. In Kairo wur-
den fünf Kriterien formuliert, die ein block-
freies Land aufweisen muß. Diese Kriterien 
lauten:
1. Das Land soll eine unabhängige, auf der 
Koexistenz von Staaten mit verschiedenen 
politischen und gesellschaftlichen Systemen 
und auf Nichtpaktgebundenheit begründete 



Politik betreiben oder eine Tendenz zur 
Durchführung einer solchen Politik aufzei-
gen;
2. das Land soll dauerhaft die nationalen Be-
freiungsbewegungen unterstützen;
3. das Land darf nicht Mitglied eines multila-
teralen militärischen Bündnisses sein, das im 
Kontext des Konflikts zwischen den Groß-
mächten geschlossen wurde;
4. falls das Land ein bilaterales militärisches 
Bündnis mit einer Großmacht geschlossen hat 
oder Mitglied eines regionalen Verteidi-
gungspaktes ist, darf dieses Bündnis oder die-
ser Pakt nicht ausdrücklich im Kontext des 
Konflikts der Großmächte geschlossen sein;
5. falls das Land einer fremden Macht die Be-
nutzung von militärischen Stützpunkten ge-
währt hat, darf diese Konzession nicht in den 
Kontext des Konflikts zwischen den Groß-
mächten einbezogen sein ).40

40) Text in: IP, ebenda, S. 22 (Dokumentation); Ar-
chiv der Gegenwart 1961, S. 9182. Vgl. dazu auch 
Radovan Vukadinovi, The Original Concept of 
Non-Alignment, in: Österreichische Zeitschrift für 
Außenpolitik, Jg. 22/1982, S. 18—25; B. Engel, 
a.a. O. (Anm. 8), S. 17 f.; G. Baumann, a. a. O. 
Anm. 15), S. 12—27; Milan SahoviC, LInstitutionna-
lisation des Non-Aligns, in: Annuaire Francais de 
Droit International, Vol. 23/1977, S. 187—196.

) Vgl. die Liste der Teilnehmer in: Dokumente 
der, Nichtpaktgebundenheit, a. a. O. (Anm. 7), 
P. 33 f.
43) So M. Mini, a. a. O. (Anm. 27), S. 22.

1 Text in: Dokumente der Nichtpaktgebundenen, 
a- a. O. (Anm. 7), S. 188.

44) So L. Mates, Nonalignment, a. a. O. (Anm. 11), 
S. 229; B. Engel, a. a. O. (Anm. 8), S. 17.
45) So Ranko Petkovit, Die authentischen Prinzi-
pien der Blockfreiheit, in: IP, H. 754 vom 5. Septem-
ber 1981, S. 9—14.

Diese fünf Kriterien waren maßgebend für die 
Einladungen zur 1. Konferenz der Staats- und 
Regierungschefs blockfreier Staaten vom 
l.bis zum 6. September 1961 in Belgrad41)-
Auch wenn in den folgenden Jahren die in 
Kairo entwickelten fünf Kriterien flexibel — 
„einmal elastischer, ein anderes Mal restrikti-
ver"4 ) — angewandt wurden, bilden sie, zu-
mindest nach Ansicht der Betroffenen, bis 
heute die Grundregeln, nach denen die Bewe-
gung der Blockfreien zu den Gipfelkonferen-
zen und den Konferenzen der Außenminister 
einlädt. In besonders prononcierter Weise sah 
sich das 6. Gipfeltreffen der Blockfreien-Be-
wegung im September 1979 in Havanna ver-
anlaßt, die Prinzipien und Ziele zu bekräfti-
gen, die 1961 vereinbart worden waren43).
In seiner 1972 erschienenen Studie „Nona-
lignment" betont Leo Mates, daß die 1961 in 
Kairo und Belgrad unternommenen Versuche, 
das „Konzept des Nonalignment" zu definie-
ren, nicht zu einer dauernden Ubereinstim-

mung geführt hätten — „und das Problem 
stellte sich immer wieder von neuem". Man 
habe, so Mates, niemals endgültig festgelegt, 
welche Länder zur Bewegung gehörten. Eine 
genaue Definition, die automatisch in jedem 
einzelnen Fall hätte verwandt werden kön-
nen, habe man nicht ausgearbeitet. Man ak-
zeptierte, daß es besser sei, wenn „es keine 
formalisierte und ein für allemal gültige, voll 
entwickelte Definition gebe. Jede strenge 
Formel würde nur zu politischen Komplika-
tionen führen und daher nicht nützlich 
sein.“44 )
Die bereits 1961 entwickelten und bis heute 
gültigen fünf Kriterien der Nichtgebunden-
heit sind nach wie vor die authentischen Prin-
zipien der Blockfreiheit45 ). Die Gründerstaa-
ten der Blockfreien-Bewegung haben 1961 die 
fünf Kriterien für die Aufnahme in die Bewe-
gung bewußt so formuliert, daß sie flexibel 
und pragmatisch angewandt werden konnten. 
Auch wenn diese Grundsätze von Anfang an 
unterschiedlich interpretiert worden sind, ha-
ben sie nie den Zusammenhalt dieser Staa-
tengruppe in Frage gestellt
In eine kritische Phase trat die Blockfreien-
Bewegung erst im Laufe der siebziger Jahre, 
als die Auseinandersetzungen um das Selbst-
verständnis von „Ungebundenheit" eine neue 
Dimension annahmen. Den Kernpunkt des 
Streites bildet dabei die Frage, welchen Grad 
von Distanz die Blockfreien-Bewegung zu den 
„Blöcken“ in Ost und West einnehmen soll. 
Während die prosowjetische Fraktion in der 
Bewegung die „Theorie vom natürlichen 
Bündnis“ der Blockfreien mit der Sowjetunion 
und der „sozialistischen Gemeinschaft" ver-
ficht, vertreten die Anhänger der „Theorie 
von der Äquidistanz" die Ansicht, das grund-
legende Prinzip der Blockfreiheit sei der „glei-
che Abstand zum einen wie zum anderen 
Block". Die unterschiedlichen Interpretati-
onen beziehen sich auf alle fünf Prinzipien 
der Blockfreiheit und tangieren damit ent-
scheidend das Selbstverständnis der Bewe-
gung. Eine Darstellung der unterschiedlichen 
Auslegung der „authentischen Prinzipien der 
Blockfreiheit" vermag auch die Frage zu be-
antworten, ob „Blockfreiheit" als ein neuer 
„Begriff" ds Völkerrechts zu werten ist.



IV. „Blockfreiheit" — ein neuer „Begriff" des Völkerrechts?

Daß zwischen dem Status neutraler und 
nichtgebundener Staaten Ähnlichkeiten und 
weitreichende Unterschiede bestehen, wird 
inner- und außerhalb der Blockfreien-Bewe-
gung nicht bezweifelt. Die weitere Frage lau-
tet, inwieweit die Termini „Nichtgebunden-
heit“ und „Blockfreiheit" mit dem Begriff „Neu-
tralismus“ identisch sind. Erst nach einer Klä-
rung dieser Problematik kann die Frage be-
antwortet werden, ob sich die politische Dok-
trin oder Maxime der Blockfreiheit zu einem 
völkerrechtlichen Begriff entwickelt hat. 
Wenn der Präsident von Sri Lanka (Ceylon), 
das seit Beginn Mitglied der Blockfreien-Be-
wegung ist, 1979 spottete, „die einzig wirklich 
ungebundenen Länder in der Welt sind die 
USA und die UdSSR"46 ), dann entspricht diese 
Aussage zwar den machtpolitischen Gege-
benheiten, vermag jedoch weder unter völker-
rechtlichen noch politikwissenschaftlichen 
Aspekten zum Verständnis der Blockfreien 
beizutragen. Auf das quantitative Anwachsen, 
die Heterogenität und Differenzierung der 
Blockfreien-Bewegung sowie die teilweise 
höchst unterschiedlichen nationalen Interes-
sen der Mitglieder ist es zurückzuführen, daß 
nur selten Versuche gemacht worden sind, 
das eigene Selbstverständnis anhand völker-
rechtlicher und politikwissenschaftlicher Kri-
terien zu prüfen. Eine gewichtige Ausnahme 
bildet hier wiederum Jugoslawien. Auch 
wenn Bahgat Korany in seiner anspruchsvol-
len Monographie über zentrale Aspekte der 
Blockfreiheit die von der Theorie der Interna-
tionalen Beziehungen erarbeiteten For-
schungsansätze verwandt hat, bezog er das 
Verhältnis von Blockfreiheit gegenüber Neu-
tralität und Neutralismus nicht in seine Un-
tersuchung ein. Auch Peter Willetts schenkte 
in seinem Buch „The Non-Aligned Movement“ 
dem Thema „Neutrality" and non-alignment“ 
nur wenig Aufmerksamkeit47 ).

46) Zitiert in „The New York Times“ vom 22. Mai 
1979, S. A 10; wiedergegeben bei Fouad Ajami, The 
Fate of Nonalignment, in; Foreign Affairs, Winter 
1980/81, S. 366—385 (366).
47) P. Willetts, a. a. O. (Anm. 9), S. 18—21.

48) Vgl. dazu die nützliche Tabelle über die Teil-
nehmer der Gipfelkonferenzen der Blockfreien-Be-
wegung bei B. Engel, a. a. O. (Anm. 8), S. 112—116, 
die aufzeigt, seit wann und mit welchem Status 
welches Land an diesen Konferenzen teilgenom-
men hat und wann es den Vereinten Nationen bei-
getreten ist.
49) So Rudolf L. Bindschedler, Ständige Neutralität 
und Neutralismus (Blockfreiheit), in: Völkerrecht 
und Rechtsphilosophie. Internationale Festschrift 
für Stephan Verosta zum 70. Geburtstag, Berlin 
1980, S. 313—321 (313).
50) „N+N-Gruppe" = „neutrals plus non-aligned". 
Vgl. dazu Daniel Frei, Neutrality and Non-Align-
ment — Convergencies and Contrasts, in: Korea & 
World Affairs, Vol. 3/1979, S. 275—286 (280).
51) Vgl. E. Brunner: N + N — die treibende Kraft 
der KSZE, in: IP, H. 786 vom 5. Januar 1983, S. 10.
52) Vgl. dazu D. Frei, a. a. O. (Anm. 50), S. 279 f. Zur
„N + N-Gruppe" gehören außerdem einige kleinere
Staaten — wie Liechtenstein, San Marino und der
Heilige Stuhl. Wichtig ist Freis Hinweis, Rumänien
kooperiere mit dieser Gruppe und habe die von ihr 
ausgearbeiteten Vorschläge unterstützt. Mit Recht 
stellt er dazu fest: „Dieser Typ der Zusammenarbeit 
ist völlig neu.“

Daß zwischen neutralen und blockfreien Staa-
ten differenziert wird, verdeutlicht schon die 
politische Praxis: Die Bewegung der Block-
freien besteht fast ausschließlich aus asiati-
schen, afrikanischen und lateinamerikani-
schen Ländern, die größtenteils erst im Laufe 
des Entkolonialisierungsprozesses seit 1945 
die staatliche Unabhängigkeit erlangt haben. 
Nur drei europäische Staaten gehören der Be-

wegung als Vollmitglieder an: Jugoslawien, 
Malta und Zypern. Vier europäische Staaten 
ge
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nießen bei den Konferenzen der Block-

freien den Status eines „Gastes" ); wobei 
„Gast" hier eine stumme Beobachterrolle, im 
Gegensatz zum eigentlichen Beobachter, be-
deutet49 ). Den Status des „Beobachters“ mit 
Rederecht genießen in der Blockfreien-Bewe-
gung außer mehreren Ländern einige Organi-
sationen und „nationale Befreiungsbewegun-
gen". Nachdem Finnland bereits an der 2. Gip-
felkonferenz der Blockfreien 1964 in Kairo 
teilgenommen hatte, waren Österreich und 
Schweden als Ständig Neutrale erstmals auf 
der 4. Konferenz der Blockfreien 1973 in Al-
gier als Gäste vertreten; die Schweiz folgte 
nach einigem überlegen 1976 in Colombo.
Zwischen den Neutralen einerseits und den 
blockfreien Staaten andererseits — auch mit 
der Kurzformel „N +N-Gruppe“50 ) versehen 
— wird auch bei den Teilnehmern der Konfe-
renz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) unterschieden51 ).
Zur „N + N-Gruppe" gehören Finnland, Öster-
reich, Schweden und die Schweiz sowie die 
blockfreien Länder Jugoslawien, Malta und 
Zypern52 ). Jugoslawische Autoren waren be-
müht, die Mitarbeit blockfreier Länder an der 
KSZE zu rechtfertigen, da an dieser Konfe-
renz auch alle Mitglieder der multilateralen 
Militärallianzen des Westens und des Sowjet-
blocks, der NATO und des Warschauer Pakts, 
teilnehmen. Ranko Petkovi bemerkt dazu: 
„Wenngleich die Aufnahme der KSZE ohne 



Zustimmung und Beitrag der Großmächte 
und Blockgruppierungen nicht möglich war 
und wäre, stellt die Konferenz über die euro-
päische Sicherheit und Zusammenarbeit an 
sich weder einen Block noch ein Instrument 
zwischen den Blöcken dar. Die KSZE ent-
stand nicht auf der blockmäßigen Parität und 
der Partnerschaft zwischen den Blöcken. Ih-
rer Natur nach ist die KSZE nichtpaktgebun-
den, während sie gemäß der strikten Interpre-
tation der Prinzipien von Helsinki ein emi-
nent außerhalb der Blöcke stehendes und ge-
gen die Blöcke gerichtetes Gremium sein soll. 
Das Hauptargument für diese Behauptung be-
steht nicht so sehr in der Existenz und Aktivi-
tät der Gruppe der neutralen und blockfreien 
Länder wie in dem Umstand, daß die Prinzi-
pien und die Ziele der KSZE im Grunde nicht 
durch blockmäßige Strukturen, sondern aus-
schließlich in den Koordinaten des alleuro-
päischen Dialogs realisiert werden können, in 
welchem alle Teilnehmerstaaten im Prinzip 
als unabhängige Partner auftreten und wir-
ken."53 )

5) Ranko Petkovit, Das Schicksal der KSZE, in: IP, 
H. 785 vom 20. Dezember 1982, S. 1—3 (1 f.). Vgl. 
dazu auch Ljubivoje Atimovif, Das Belgrader 
KSZE-Folgetreffen. Eine Betrachtung aus jugosla-
wischer Sicht, in: Europa-Archiv 1978, S. 271—280; 
vgl. zur Position Belgrads gegenüber der KSZE-Fol-
gekonferenz in Madrid Ignac Golob, Die KSZE er-
halten, in: IP, H. 766 vom 5. März 1982, S. 4—6.
j4) Vgl. beispielsweise die Deklarationen der Kon-
ferenzen der Außenminister der Blockfreien-Bewe-
gung in Belgrad vom 25.—30. Juli 1978 und in Neu 
Delhi vom 9.—13. Februar 1981. Texte in: IP, H. 680/ 
681 vom 15. August 1978, S. 26 (Ziffer 143), und 
H.741 vom 20. Februar 1981 (Beilage), S. 29 (Zif-
fer 29).
5) Vgl. zum Beispiel Per Fischer (Leiter der Ständi-
gen Delegation der Bundesrepublik Deutschland 
auf dem Belgrader KSZE-Folgetreffen), Das Ergeb-
nis von Belgrad. Das KSZE-Folgetreffen in seiner 
Bedeutung für den Entspannungsprozeß, in: Euro-
Pa-Archiv 1978, * S- 221—230.

) Man spricht auch von immerwährender, dau-
ernder oder permanenter Neutralität.

57) So Rudolf L. Bindschedler, Neutralität, in: Evan-
gelisches Staatslexikon, a. a. O. (Anm. 14), 
Sp. 1628—1631 (1628); ders., Neutralitätspolitik und 
Sicherheitspolitik, in: österreichische Zeitschrift 
für Außenpolitik, Jg. 16/1976, S. 339—354; ders., 
a. a. O. (Anm. 49). Sehr instruktiv ist dazu auch die 
ausführliche Analyse von Hanspeter Neuhold, Per-
manent Neutrality and Non-Alignment — Similari-
ties and Differences, in: österreichische Zeitschrift 
für Außenpolitik, Jg. 19/1979, S. 79—99; Peter Jan-
kowitsch, Neutrality and Nonalignment, in: A Tri-
bute to Hans Morgenthau, Washington, D. C. 1977, 
S. 237—258. Sehr instruktiv dazu auch die Analyse 
des jugoslawischen Völkerrechtlers Branimir Jan-
kovic, De la Neutralit Classique ä la Conception 
Moderne des Pays Non-Aligns, in: Revue Egyp-
tienne de Droit International, Vol. XXI/1965, 
S. 89—119. über die vielfältigen Aspekte des Neu-
tralitätsrechts informieren auch die Lehrbücher 
zum Völkerrecht.
58) R. Bindschedler, Neutralität, ebenda, Sp. 1628 bis 
1630.

Die Konferenz der Außenminister der block-
freien Länder hat in den vergangenen Jahren 
mehrfach die
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 Kooperation zwischen block-
freien und neutralen Ländern im Rahmen der 
KSZE positiv gewürdigt ). Die wichtige Rolle 
der neutralen und blockfreien Länder auf dem 
KSZE-Folgetreffen in Belgrad wurde 
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auch 
von Repräsentanten blockgebundener Staa-
ten vermerkt ).

1. Die gewöhnliche und die ständige 
Neutralität

Das Völkerrecht unterscheidet zwischen der 
gewöhnlichen Neutralität und der ständigen 
Neutralität56 ) sowie zwischen Neutralitäts-

recht und Neutralitätspolitik. Während das 
Neutralitätsrecht „die Rechtsnormen über die 
Neutralität umfaßt, versteht man unter Neu-
tralitätspolitik die politische Haltung eines 
neutralen Staates im neutralitätsrechtsfreien 
Raum mit dem Zweck, die Aufrechterhaltung 
der Neutralität sicherzustellen"57 ). Die we-
sentlichen Unterschiede zwischen der ge-
wöhnlichen und ständigen Neutralität wer-
den wie folgt umrissen: „Die gewöhnliche 
Neutralität ist das völkerrechtliche Rechts-
verhältnis zwischen einem Staat, der an ei-
nem Kriege nicht teilnimmt, und den krieg-
führenden Staaten. Es regelt also die Bezie-
hungen zwischen Neutralen und Kriegfüh-
renden ... Die gewöhnliche Neutralität 
schafft keine Rechte und Pflichten in Frie-
denszeiten ... Unter ständiger Neutralität 
versteht man einen besonderen völkerrechtli-
chen Status bestimmter Staaten. Ihr Zweck 
liegt in der Aufrechterhaltung der Unabhän-
gigkeit und in der Befriedung des betreffen-
den Staates, und zwar sowohl in seinem eige-
nen wie auch im Interesse der Drittstaaten. Es 
soll verhindert werden, daß der Neutrale je 
unter den Einfluß oder die Abhängigkeit ei-
ner anderen Macht gerät oder sein Gebiet 
zum Kriegsschauplatz wird. Neutralität setzt 
andererseits volle Unabhängigkeit voraus. 
Die ständige Neutralität begründet Rechte 
und Pflichten schon in Friedenszeiten."58 )
Das Hauptprinzip der ständigen Neutralität 
„besteht in der Verpflichtung, keinen bewaff-
neten Konflikt zu beginnen oder nicht in ei-
nen solchen einzugreifen und die entspre-
chende Politik zu führen. Die Neutralitätspo-
litik hat zum Ziel, jede Verwicklung in eine 
bewaffnete Auseinandersetzung zu verhin-
dern, positiv, alles zu tun, damit dieser Fall



nicht eintritt, und negativ, alles zu unterlas-
sen, was dazu führen könnte."59 )

59) So R. Bindschedler, a. a. O. (Anm. 49), S. 314. 
Einen hervorragenden Überblick über alle völker-
rechtlichen Aspekte der Neutralität vermittelt Jo-
sef Köpfer, Die Neutralität im Wandel der Erschei-
nungsformen militärischer Auseinandersetzungen, 
München 1975. Vgl. auch Ulrich Scheuner, Die 
Neutralität im heutigen Völkerrecht, Köln und Op-
laden 1969.
60) Hier verweist der Autor auf die „theoretisch 
grundlegende Schrift" des Schweizer Politikwissen-
schaftlers Daniel Frei, Dimensionen neutraler Poli-
tik. Ein Beitrag zur Theorie der Internationalen Be-
ziehungen, Genf 1969.

61) Karl Zemanek, „Zeitgemäße" Neutralität?, in: 
österreichische Zeitschrift für Außenpolitik, Jg. 
16/1976, S. 355—367 (355). Hervorhebungen im 
Text.
62) So R. Bindschedler, a. a. O. (Anm. 49), S. 314. Vgl. 
dazu auch J. Köpfer, a. a. O. (Anm. 59), S. 44, der mit 
Nachdruck darauf hinweist, daß die schwedische 
„Neutralität" lediglich eine „außenpolitische Kon-
zeption (Bündnisfreiheit im Frieden mit dem Ziel 
der Bewährung der Neutralität im Krieg)“ sei. We-
der sei ein rechtlicher Bindungswille Schwedens, 
noch seien bestimmte völkerrechtliche Neutrali-
tätsrechte und -pflichten ersichtlich. Vgl. dazu auch 
die Studie von Nils Andren, Power-Balance and 
Non-Alignment. A Perspective on Swedish Foreign 
Policy, Stockholm 1967; D. Frei, a. a. O. (Anm. 50), 
S. 278; Daniel Woker, Die skandinavischen Neutra-
len. Prinzip und Praxis der schwedischen und der 
finnischen Neutralität, Bern und Stuttgart 1978.
63) So Heinz Vetschera, Neutralität, Neutralismus,
Blockfreiheit, in: österreichische Militärische Zeit-
schrift, Jg. 15/1977, S. 369—374 (369). Daniel Frei hat
diese Komponente der Neutralität in seiner Mo-
nographie „Dimensionen neutraler Politik", a. a. O. 
(Anm. 60), herausgearbeitet.

Die ständige Neutralität kommt entweder 
durch einen völkerrechtlichen Vertrag oder 
einen einseitigen Akt des Neutralen und des-
sen Anerkennung durch die anderen Staaten 
zustande. Von diesen beiden völkerrechtlich 
abgesicherten Fällen der ständigen Neutrali-
tät sind die Staaten zu unterscheiden, deren 
Status nicht auf Neutralitätsrecht beruht und 
die nur eine Außenpolitik der ständigen Neu-
tralität führen. Diese Differenzierung zeigt, 
daß ständige Neutralität als Status und als 
Funktion verstanden werden muß. Der öster-
reichische Völkerrechtler Karl Zemanek hat 
diese beiden Aspekte der ständigen Neutrali-
tät wie folgt umschrieben: „Als Status wird sie 
durch eine Anzahl von Völkerrechtsnormen 
beschrieben, die sie rechtlich erschöpfend re-
geln. Dieser Rechtszustand ist einer konkre-
ten Neutralität vorgegeben, auch wenn sein 
Eintritt auf einem Willensakt des betreffen-
den Staates beruht — zu dem im Fall der 
immerwährenden Neutralität die Mitwirkung 
oder Anerkennung der Staatengesellschaft 
treten muß. Sein Inhalt kann nur vermittels 
einer Änderung der bestimmenden Völker-
rechtsnormen modifiziert werden. — Als 
Funktion verstanden bezeichnet Neutralität 
die Rolle, die ein in ein Spannungsfeld von 
wenigstens zwei Machtfaktoren, die sich ihm 
gegenüber, also relativ, im Gleichgewicht be-
finden, gestellter Staat in der Stabilisierung 
dieses Gleichgewichts spielt. Dieses Drei-
ecksverhältnis wird durch eine gewisse Zahl 
von Variablen bestimmt, wie etwa die auf den 
Neutralen wirkende Macht der rivalisieren-
den Faktoren, die Intensität ihrer Rivalität, 
die vom Neutralen selbst einzubringende 
Macht60 ), und ist somit seinem Wesen nach 
dynamisch. Daraus folgt, daß Neutralität als 
Funktion abhängig ist von der politischen 
Umwelt und dem von ihr geübten Modus der 
Konfliktaustragung, dann aber auch von der 
Fähigkeit des Neutralen zur Apperzeption 
und Aktion. Da diese Bedingungen bei ver-
schiedenen Staaten kaum jemals alle völlig 
identisch sein werden, kann, genau genom-

men, nur von der Funktion eines bestimmten 
Neutralen zu einer bestimmten Zeit und un-
ter bestimmten Umweltbedingungen gespro-
chen werden."61)
Dabei kann ein Staat eine neutrale Funktion 
in diesem Sinn ausüben, ohne den völker-
rechtlichen Status der ständigen Neutralität 
innezuhaben. So beruht die ständige Neutrali-
tät Schwedens nicht auf völkerrechtlicher 
Grundlage, sondern stellt eine traditionelle 
außenpolitische Einstellung dar: Sofern die 
ständige Neutralität „über längere Zeit einge-
halten wird, kommt ihr erhebliches politi-
sches Gewicht und eine ähnliche Wirkung 
wie der völkerrechtlichen Ständigen Neutra-
lität zu. Rechte und Pflichten ergeben sich 
aber daraus nicht. Mit Recht zieht man daher 
in Schweden den Begriff der Allianzfreiheit 
für die Haltung dieses Landes vor."62)

Auch wenn die Neutralität Schwedens nicht 
auf Neutralitätsrecht basiert, wird es auf der 
internationalen Bühne weitgehend wie ein 
ständig neutrales Land behandelt. Die Diffe-
renzierung zwischen Status und Funktion er-
scheint auch deshalb nötig, da auf diese 
Weise auch jener Aspekt der Neutralität er-
faßt werden kann, den die moderne Wissen-
schaft von der Internationalen Politik erarbei-
tet hat: Mit „Neutralität“ wird auch „eine Form 
des Verhältnisses eines Staates zu anderen 
Staaten" bezeichnet, „das — unabhängig von 
der rechtlichen Ausprägung — nur durch die 
Kräftekonstellation als ein .neutrales' charak-
terisiert wird"63 ). Neutrale Politik ist jene 
Außenpolitik, „die ein Staat führt, der im poli-
tikwissenschaftlichen Sinn neutral ist. Die 
Neutralität im politikwissenschaftlichen Sinn 
setzt die Existenz von Machtgruppierungen 



voraus, zwischen denen der betrachtete Staat 
neutral ist, d. h. eine Zwischenstellung ein-
nimmt."64 )

64) So K. Zemanek, ebenda; J. Köpfer, ebenda, 
S. 37—41.
69) So K. Zemanek, ebenda, über die Neutralität 
Österreichs liegt ein umfangreiches Schrifttum vor, 
das hier nicht rekapituliert zu werden braucht. Vgl. 
vor allem A Verdross, Die immerwährende Neu-
tralität Österreichs, München 1978; Felix Ermaco-
ra, 20 Jahre österreichische Neutralität, Frankfurt 
M. 1975; Stephan Verosta, Österreichs Weg zur 
dauernden Neutralität, in: Europäische Rundschau, 
Jg. 3/1975, Nr. 2, S. 19—32; J. Köpfer, ebenda, S. 37 
bis 41; R. Bindschedler, a. a. O. (Anm. 49), S. 314, wo 
er darauf hinweist, daß die Neutralität Österreichs 
auf einem einseitigen Akt des Neutralen und des-
sen Anerkennung durch die anderen Staaten be-
ruht.
70) So K. Zemanek, ebenda, S. 357.

Für den politikwissenschaftlichen Begriff ist 
die Tatsache entscheidend, daß nur die „Zwi-
schenstellung in der Konstellation der Mäch-
te"65 ), nicht jedoch die völkerrechtliche Aus-
gestaltung berücksichtigt wird: So kann Neu-
tralität bei einem Staat „sowohl in der völker-
rechtlichen wie auch in der (von der Politik-
wissenschaft behandelten) faktischen Form 
auftreten, die Verbindung ist aber nicht 
zwangsweise. Sie wird regelmäßig am Beginn 
einer völkerrechtlich verankerten Neutralität 
zutreffen, da nur bei einer faktischen Zwi-
schenstellung die rechtliche Verankerung der 
Neutralität notwendig wird und auch nur in 
diesem Fall ein Interesse der anderen Mächte 
an der ausdrücklichen Anerkennung dieser 
Neutralität besteht.“66 )
Obwohl die ständige Neutralität der Schweiz 
und Österreichs im Völkerrecht verankert ist 
und von niemandem bestritten wird, legen ge-
rade Völkerrechtler aus beiden Staaten Wert 
auf die Feststellung, daß auch in diesen Fällen 
die zwei Aspekte ständiger Neutralität von-
einander unterschieden werden müssen: die 
ständige Neutralität als Institution des Völ-
kerrechts und als Ausdruck bestimmter 
Machtkonstellationen. Die Schweiz konnte 
ihren 1815 in einem völkerrechlichen Vertrag 
abgesicherten Status der permanenten Neu-
tralität im 19. Jahrhundert nur behaupten, da 
„keine der im Interesse an der Schweiz rivali-
sierenden großen europäischen Mächte wäh-
rend dieser Periode stark genug" gewesen 
war, „um den Zustand gegen den Willen der 
Rivalen und der Schweiz zu ihren Gunsten zu 
ändern, so daß letztlich die Erhaltung der die-
ses Gleichgewicht stabilisierenden neutralen 
Existenz der Schweiz für alle das Optimum 
des Erreichbaren darstellte"67).
Der 1955 begründeten dauernden Neutralität 
Österreichs lag die Absicht zugrunde, die Ein-
heit des Landes zu erhalten und es von der 
Besatzungsherrschaft der drei Westmächte

62 So H. Vetschera, ebenda, S. 371.
63 ) So D. Frei, Dimensionen neutraler Politik — Ein 
analytischer Kategorierahmen, in: Politische Vier-
teljahresschrift Jg. 10/1969, S. 627—645 (628), wo er 
die möglichen Dimensionen der „Zwischenstellung" 
im einzelnen analysiert.

) So H. Vetschera, a. a. O. (Anm. 63), S. 371.
) K. Zemanek, a. a. O. (Anm. 61), S. 356. Hervorhe-

bung im Text. Vgl. dazu auch die grundlegende Stu-
die von Dietrich Schindler, Dauernde Neutralität, 
in: Handbuch der schweizerischen Außenpolitik, 
Bern und Stuttgart 1975, S. 159—180; J. Köpfer, 
a-a.O. (Anm. 59), S. 31—36; D.Frei, a. a. O. 
(Anm. 50), S. H. Neuhold, a.a.O. (Anm. 57), 
S. 83. 

und der UdSSR zu befreien. Da es der sowjeti-
schen Führung seit Ende des Zweiten Welt-
kriegs nicht gelungen war, „aus ihrer Besat-
zungszone einen anziehenden Brückenkopf 
zu machen, geschweige denn in ganz Öster-
reich Fuß zu fassen"68 ), und da die Nachfolger 
Stalins um eine zumindest partielle Entspan-
nung in Europa sowie im Ost-West-Verhält-
nis bemüht waren, ventilierte die sowjetische 
Führung 1954 den Gedanken einer Neutrali-
tät Österreichs. Die UdSSR war — aus ihrer 
Interessenlage heraus verständlich — jedoch 
nicht gewillt, nach Abzug aller Besatzungs-
truppen das ganze Land „politisch an den We-
sten fallen zu sehen. Eine auf dieses Ziel ge-
richtete Politik der westlichen Mächte hätte 
das Risiko der deutschen Lösung, also einer 
Teilung des Landes entlang der Demarka-
tionslinie zur sowjetischen Besatzungszone, 
in sich getragen. In dieser Pattstellung muß-
ten beide Seiten ein Interesse an der Stabili-
sierung ihres Gleichgewichts durch Öster-
reich und somit an einem Status haben, der 
es, zumindest rechtlich, dem Zugriff der ande-
ren Seite entzog."69 )
Dieser historische Exkurs verdeutlicht, wie 
sehr rechtliche und politische Aspekte bei 
der Begründung und Aufrechterhaltung der 
dauernden Neutralität eines Staates mitein-
ander verzahnt sind: Permanente Neutralität 
setzt — auch wenn sie formell von jedem 
beliebigen Staat verkündet werden kann — 
„zur materiellen politischen Wirksamkeit ein 
Gleichgewicht der im Ringen um Einfluß auf 
den betreffenden Staat rivalisierenden 
Mächte sowie dessen Willen und Fähigkeit, 
sich unter Ausnutzung dieses Gleichgewichts 
der Fremdbestimmung durch die einzelnen 
Rivalen weitestgehend zu entziehen"70 ), vor-
aus. Da diese Politik nur durch die Fortdauer 
des Gleichgewichts ermöglicht wird, bilden 
dessen Erhaltung und Stabilisierung vom 
Standpunkt des Neutralen aus die essentielle 
Funktion seiner Neutralität: „Ohne diese Vor-



aussetzungen ist nach der historischen Erfah-
rung Neutralität nicht praktikabel."71 )

71) So K. Zemanek, ebenda.
72) Fälschlicherweise unterstellt Zemanek auch der 
Tschechoslowakei, sie habe 1968 versucht, einen 
solchen Status zu erlangen. Das ist insofern nicht 
richtig, als die politischen Repräsentanten des „Pra-
ger Frühlings" die Zugehörigkeit des Landes zum 
Warschauer Pakt nie in Frage gestellt haben.
73) Text des Vertrags und des Protokolls über die 
Verlängerung des Vertrages vom 20. Juli 1970 in: 
Dokumentation der Zeit, Berlin (Ost), Nr. 21/1970, 
S. 41 f.
74) Vgl. dazu aus der umfangreichen Literatur vor 
allem die hervorragende Analyse von H. Peter 
Krosby, Frieden für Europas Norden. Die sowje-
tisch-finnischen Beziehungen von 1944 bis zur Ge-
genwart, Wien/Düsseldorf 1981; George Maude, 
The Finnish Dilemma. Neutrality in the Shadow of 
Power, London, New York, Toronto 1976; D. Woker, 
a. a. O. (Anm. 62).
75) Vgl. dazu vor allem die instruktive Analyse von 
Ulrich H. E. Wagner, Finnlands Neutralität — Eine 
Neutralitätspolitik mit Defensivallianz, Hamburg 
1974; J. Köpfer, a. a. O. (Anm. 59), S. 100; Max Jakob-
son, La Neutralit Finlandaise: Apparences et Ra-
lits, in: Politique trangre, Vol. 44/1980, S. 453— 
464; ders., „Finnlandisierung“ — Rufmord durch ein 
Wort, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
12. Juli 1980; H. Neuhold, a. a. O. (Anm. 57), S. 83, 
kennzeichnet den komplizierten Status Finnlands 
als „ ,asymmetrical neutrality' with a pro-Soviet 
bias".

76) Vgl. zur Entstehung und Entwicklung des
Begriffs „Neutralismus" Peter Lyon, Neutralism, 
Leicester 1963; Jacques Freymond, Neutralität und 
Neutralismus, in: Österreichische Zeitschrift für 
Außenpolitik, Jg. 6/1966, S. 147—155; R.L. Bind-
schedler, Neutralismus, in: Evangelisches Staatsle-
xikon, a. a. O. (Anm. 57), Sp. 1626—1628; Georg 
Schwarzenberger, The Scope for Neutralism, in: 
The Yearbook of World Affairs, Vol. 15/1961, 
S. 233—244; Hans J. Morgenthau, Neutrality and 
Neutralism, ebenda, Vol. 11/1957, S. 47—75. Einen 
vorzüglichen Überblick über die 

77)

zu dieser Thema-
tik bis 1969 erschienene Literatur vermittelt D. Frei 
in: Neutralität und Neutralismus, in: Neue Politi-
sche Literatur, Jg. 14/1969, S. 446—460, wo er auch 
das ausländische Schrifttum einbezogen hat; ders., 
Kriegsverhütung durch Neutralität?, in: Beiträge 
zur Konfliktforschung, Jg. 11/1981, H. 4, S. 37—55. 

 So R. L. Bindschedler, ebenda, Sp. 1626. Vgl. dazu 
auch Paul Guggenheim, Der Neutralitätsbegriff im 
allgemeinen Völkerrecht und in der internationa-
len Organisation, in: Internationale Festschrift für 
Alfred Verdross zum 80. Geburtstag, München/ 
Salzburg 1971, S. 119—128 (121).
78) R. L. Bindschedler, ebenda.

Zemanek betont, daß das wechselvolle 
Schicksal der Neutralität Laos' und der erfolg-
lose Versuch Ungarns 1956, einen solchen 
Status zu erlangen, als negative Beispiele 
diese These belegten72 ). Mit Recht spricht er 
von der wegen des Machtungleichgewichts in 
dem betreffenden Raum besonderen Neutrali-
tät Finnlands. Der besondere Status Finn-
lands beruht auf dem am 6. April 1948 ge-
schlossenen sowjetisch-finnischen Vertrag 
über Freundschaft, Zusammenarbeit und ge-
genseitigen Beistand, der 1955 und 1970 je-
weils um 20 Jahre verlängert worden ist73 ). 
Die Klausel, die Finnland einen spezifischen 
und immer wieder diskutierten außenpoliti-
schen Status verleiht, lautet: .. in Anbe-
tracht des Bestrebens Finnlands, sich von den 
Gegensätzen zwischen den Interessen der 
Großmächte fernzuhalten..."74 ). Ob der Sta-
tus Finnlands überhaupt zutreffend m

75

it dem 
Begriff „Neutralität" zu kennzeichnen ist, 
braucht hier nicht geprüft zu werden ).

2. Der Terminus „Neutralismus"

Während die ständige Neutralität im Völker-
recht verankert ist und — im Gegensatz zur 
gewöhnlichen Neutralität — bereits in Frie-
denszeiten Rechte und Pflichten schafft, ist 
ihre Begründung und Aufrechterhaltung von 
bestimmten Mächte-Konstellationen abhän-
gig. Hingegen bestehen für die faktische Neu-

tralität, das heißt für die Führung „neutraler" 
Politik, keine rechtlichen Regelungen. Von 
beiden Aspekten, jener dem Völkerrecht und 
der der Theorie der Internationalen Bezie-
hungen zuzuordnenden Neutralität, ist der 
„Neutralismus" zu unterscheiden. Im völker-
rechtlichen Schrifttum wird der Begriff „Neu-
tralismus"76 ) mit dem Terminus „Blockfreiheit" 
und den anderen dafür verwandten Bezeich-
nungen „mehr oder weniger"77 ) gleichgesetzt. 
Von politikwissenschaftlicher Seite ist in den 
vergangenen Jahren versucht worden, zwi-
schen „Neutralismus" und „Blockfreiheit" zu 
differenzieren: .Abgesehen von der ständigen 
Neutralität kennt das Völkerrecht keine Neu-
tralität in Friedenszeiten. Hingegen ist im 
Frieden eine rein faktische Neutralität mög-
lich. Ein Staat kann eine Neutralitätspolitik 
führen, ohne hierzu rechtlich verpflichtet zu 
sein. Es handelt sich dann um einen selbstge-
wählten oder durch die Umstände gebotenen 
politischen Grundsatz."78 )
Völkerrechtslehre und Politikwissenschaft 
stimmen darin überein, daß Neutralismus auf 
die Vermeidung jeglicher Teilnahme an ei-
nem Konflikt nichtmilitärischer Art gerichtet 
ist: „Neutralismus läßt sich damit als die Su-
che nach Symmetrie und Äquidistanz zwi-
schen Konfliktmächten beschreiben. Neutra-
lismus ist damit auch nicht deckungsgleich 
mit dem politikwissenschaftlichen Begriff der 
.Neutralität' als Zwischenstellung zwischen 
Konfliktmächten, sondern unterscheidet sich 
von diesem Begriff der .Neutralität' dadurch, 
daß der politikwissenschaftliche Begriff der 
.Neutralität' zwar das Faktum der Zwischen-
stellung beschreibt, das sich in mehreren poli-
tischen Dimensionen manifestieren kann, der 
Begriff des .Neutralismus' darüber hinaus 



aber noch das aktive Bemühen erfordert, 
diese Zwischenstellung einnehmen zu wollen. 
Neutralismus entpricht daher weder dem juri-
stischen noch auch dem politikwissenschaftli-
chen Begriff der .Neutralität', da er sich vom 
juristischen Begriff der Neutralität durch die 
Verschiedenheit der Zielsetzung, vom politik-
wissenschaftlichen Begriff durch die Tatsache 
der Zielsetzung unterscheidet.“79 )

83) Vgl. dazu aus dem umfangreichen Schrifttum
B. TadiC, ebenda, S. 38; Ranko Petkoviö, Die Ent-
wicklung der Doktrin und Bewegung der Blockfrei-
heit, in: IP, H. 636 vom 5. Oktober 1976, S. 11—13.

3. Der Terminus „Blockfreiheit"
Neutralismus und Blockfreiheit ist gemein-
sam, daß sie eine ausschließlich politische 
Haltung, eine politische Maxime darstellen 
und im Völkerrecht nicht verankert sind. Da 
der Neutralismus keine völkerrechtliche Aus-
gestaltung gefunden hat, „ist er allein vom Er-
messen des betreffenden Staates abhängig 
und auferlegt keine echten Rechtspflich-
ten"80).  Während der Neutralismus ein „au-
ßenpolitisches Verhaltensmuster“ darstellt, 
„das sich abstrakt umschreiben läßt, bildet die 
Blockfreiheit im Gegensatz dazu eine politi-
sche Doktrin bestimmter Staaten"81).
Eine Analyse der von der Blockfreien-Bewe-
gung seit 1961 angenommenen Dokumente 
führt zu dem Ergebnis, daß sich „Ungebunden-
heit" vornehmlich auf vier Zielsetzungen zu-
rückführen läßt: Aufrechterhaltung des Frie-
dens und der Sicherheit in der Welt, wozu die 
Überwindung der Aufteilung auf Blöcke, Be-
endigung lokaler Konflikte, Abrüstung und 
die friedliche Lösung von Streitfragen gehö-
ren; Festigung der nationalen Unabhängigkeit 
und Sicherheit, vornehmlich der Kampf gegen 
alle koloniale und neokoloniale Unterord-
nung; Sicherung einer adäquateren und be-
schleunigten ökonomischen und sozialen Ent-
wicklung; als vierte Kategorie der Zielsetzun-
gen der Blockfreiheit wird der „Kampf für die 
Demokratisierung der internationalen Bezie-
hungen, für eine politische und wirtschaftli-
che Neuordnung auf den Prinzipien der 
Gleichberechtigung und Gerechtigkeit"82 ) ge-
nannt.
Vom Status ständig neutraler Staaten, die sich 
verpflichten, sich aus allen bewaffneten Kon-
flikten herauszuhalten, unterscheidet sich

79) So H. Vetschera, a. a. O. (Anm. 63), S. 372. Her-
vorhebungen im Text

80)  So J. Köpfer, a. a. O. (Anm. 59), S. 160—171 (171), 
wo er einen hervorragenden Überblick über „Die 
Neutralität im Frieden" vermittelt und auch kom-
munistische Stellungnahmen, die teilweise die 
Rechtsnatur des Neutralismus bejahen, herangezo-
gen hat.
81) So H. Vetschera, a. a. O. (Anm. 63), S. 372.
82) So die jugoslawische Autorin Bojana TadiC in 
ihrer instruktiven Studie: Blockfreiheit und Neu-
tralität in der zeitgenössischen Welt in: IP, H. 653 
vom 20. Juni 1977, S. 37—42 (40).

Blockfreiheit aufgrund der 1961 entwickelten 
fünf Kriterien dadurch, daß sich die Nicht-
Beteiligung auf multilaterale und bilaterale 
militärische Bündnisse beschränken soll, „die 
im Kontext des Konflikts zwischen den Groß-
mächten" geschlossen worden sind. Auch 
wenn die Blockfreien-Bewegung bisher nicht 
definiert hat, welche Allianzen damit im ein-
zelnen gemeint sind, geht es dieser Staaten-
gruppe darum, nicht in den Ost-West-Kon-
flikt hineingezogen zu werden und die Unab-
hängigkeit gegenüber den Großmächten zu 
wahren. Die Blockfreien-Bewegung verhehlt 
nicht, daß damit vornehmlich die beiden Su-
permächte USA und UdSSR gemeint sind. 
Von Anfang an konnten die „Ungebundenen“ 
jedoch nicht der Frage ausweichen, ob ihre 
politische Doktrin den gleichen Abstand zu 
den von den USA und der Sowjetunion er-
richteten Militärbündnissen impliziert.
Zunächst ist festzuhalten, daß nach dem 
Selbstverständnis der Blockfreien Blockfrei-
heit nicht mit Neutralismus gleichgestellt 
werden darf. Die Blockfreiheit wird als eine 
politische Kategorie verstanden: „Es handelt 
sich dabei um den politischen Status eines 
Staates, den er selbst proklamiert, indem er 
sich zu bestimmten Zielsetzungen und 
Grundsätzen bekennt, es ist der Status eines 
Staates, der außerdem auch gewisse Kriterien 
erfüllt, der demzufolge als Mitglied der Bewe-
gung blockfreier Länder akzeptiert wird.“83 )
Im Unterschied zu jeglicher Form von Neu-
tralität und Neutralismus vertreten die Nicht-
gebundenen die Ansicht, die „Konzeption der 
Blockfreiheit“ bedeute nicht Passivität, son-
dern aktives Handeln, soweit es die 1961 auf-
gestellten fünf Prinzipien zulassen. Die Block-
freien lehnen die existierenden „Blöcke“ nicht 
wegen ihrer politischen Orientierung, ihres 
ideellen Charakters oder gesellschaftlichen 
Inhalts ab, sondern „als System der internatio-
nalen Beziehungen. In der komplexen Welt 
wie auch in der heterogenen Zusammenset-
zung der Bewegung nichtpaktgebundener 
Länder und ihrer verschiedenartigen interna-
tionalen Stellung kann das Verhältnis jedes 
einzelnen nichtpaktgebundenen Landes ge-
genüber den Blöcken und ihrer Politik nicht 
das gleiche sein. Die verschiedenartigen wirt-
schaftlichen, Sicherheits- und anderen Inter-
essen einzelner Länder, ihr Gesellschaftssy-
stem und andere Faktoren bedingen auch ei-
nen unterschiedlichen Grad des Verhältnis-
ses gegenüber den Großmächten und Block-



gruppierungen. Die demokratische Natur der 
Bewegung der Nichtpaktgebundenheit schloß 
gleichweiche Regelung der bilateralen Bezie-
hungen der nichtpaktgebundenen Länder mit 
anderen Ländern aus, einbezogen die Groß-
mächte."84 )

84) So Miljan Komatina (Botschafter Jugoslawiens 
bei den Vereinten Nationen), Die Blockfreiheit — 
Unterschiede und Streitigkeiten, in: IP, H. 768 vom 
5. April 1982, S. 5—9 (6). Vgl. zur Position Indiens 
P. V. Narasimha Rao, Den Prinzipien und Zielen der 
Blockfreiheit treu bleiben, in: IP, H. 724 vom 5. Juni 
1980, S. 1—7.

85) Ranko Petkovi, Die authentischen Prinzipien 
der Blockfreiheit, in: IP, H. 754 vom 5. September 
1981, S. 9—14 (10); ders., Die Blockfreiheit in den 
achtziger Jahren, ebenda, H. 743 vom 20. März 1981, 
S. 1—4; Ivo Ivekovi, Der Kampf um neue interna-
tionale Ordnung und neue internationale Verhält-
nisse, ebenda, H. 748 vom 5. Juni 1981, S. 11—19; 
Miljan Komatina, Die Blockfreiheit — Doktrin der 
internationalen Beziehungen, ebenda, H. 766 vom 
5. März 1982, S. 9—12; Bojana Tadit, Demokratische 
Beziehungen innerhalb der blockfreien Bewegung, 
ebenda, H. 732 vom 5. Oktober 1982, S. 10—14 (11): 
„Diese Bestrebungen sind bedrohlich. Sie stellen 
das Wesen der bündnisfreien Bewegung schlecht-
hin in Frage, die weder natürliche Verbündete 
noch natürliche Feinde haben kann, so daß sie a 
priori weder prosowjetisch noch proamerikanisch 
bzw. prowestlich und demzufolge auch nicht antiso-
wjetisch oder antiamerikanisch zu sein vermag. 
Hervorhebung im Text. Gavro Altman, Auf-
schwung und Versuchungen der Blockfreiheit, 
ebenda, H. 780 vom 5. Oktober 1982, S. 25—29 (28): 
M. S. Rajan, Die Theorie der Äquidistanz, ebenda, 
H.745 vom 20. April 1981, S. 1—12. Vgl. dazu auch 
Peter Meyns, Die Bewegung der blockfreien Län-
der nach der Gipfelkonferenz von Havanna, in: Eu-
ropa-Archiv, Jg. 35/1980, S. 89—98, mit zahlreichen 
Nachweisen; Bruno Engel, Die Bewegung der 
Blockfreien nach der sowjetischen Intervention in 
Afghanistan, ebenda, Jg. 36/1981, S. 485—492.

Obwohl Tito und Nehru bereits — wie oben 
dargelegt — im Dezember 1954 unmißver-
ständlich proklamiert hatten, „die Politik des 
Nichtbeitritts zu Blocks" stelle keine „Neutra-
lität" und keinen „Neutralismus" dar, trugen 
die Blockfreien selbst zu Mißverständnissen 
bei, indem sie ihre Politik als „dynamische 
Neutralität", „positive Neutralität", „aktive 
Neutralität" oder als „positiven Neutralismus" 
apostrophiert haben. Die im Verlauf der sieb-
ziger Jahre zunehmende politische Differen-
zierung und sich anbahnende Polarisierung 
innerhalb der Blockfreien-Bewegung haben 
einen maßgeblichen Anteil daran, daß die 
Nichtgebundenen ihre Position in den inter-
nationalen Beziehungen klarer definieren 
mußten. Seitdem sieht sich diese Staaten-
gruppe mit einem besonders gravierenden, ja 
brisanten Problem konfrontiert: der Frage, 
wie sie sich gegenüber den Anbiederungsver-
suchen der UdSSR und der von ihr geführten 
„sozialistischen Gemeinschaft" verhalten soll. 
Einer schweren Belastungsprobe setzte Kuba, 
das seit der 6. Gipfelkonferenz 1979 in Ha-
vanna die Funktion der koordinierenden Prä-
sidentschaft innehatte, die Bewegung aus, da 
es bereits 1973 versuchte, möglichst viele 
blockfreie Länder für seine These zu gewin-
nen, nach der die UdSSR der „natürliche Ver-
bündete" der Nichtgebundenen sei. Während 
die überwiegende Mehrzahl der Mitglieder 
der Bewegung die Position Havannas ohne-
hin immer strikt abgelehnt hat, wirkte die 
UdSSR mit ihrem militärischen Überfall auf 
Afghanistan im Dezember 1979, gut drei Mo-
nate nach der 6. Gipfelkonferenz der Block-
freien, selbst maßgeblich daran mit, daß sich 
seitdem weitere zahlreiche blockfreie Länder 
genau überlegen, wie sie es mit ihrer Distanz 
auch zum sowjetischen Machtblock halten.
Es ist wiederum das Verdienst jugoslawischer 
Autoren, in den letzten Jahren vehement den 
Bestrebungen der prosowjetischen Fraktion 
in der Bewegung entgegengetreten zu sein. 
Nach Belgrader Auffassung, die von der über-
wiegenden Mehrzahl blockfreier Staaten ge-
teilt wird, bestehen vornehmlich zwei Rich-

tungen in der Bewegung, die von der ur-
sprünglichen Auslegung der Prinzipien der 
Blockfreiheit abweichen. Ranko Petkovi um-
schreibt die beiden divergierenden Thesen 
wie folgt: „Nach Ansicht der Verfechter der 
sog. Theorie vom natürlichen Bündnis macht 
der Antiimperialismus das fundamentale 
Prinzip der Bündnisfreiheit aus. Daraus zieht 
man den Schluß, die Länder der sogenannten 
sozialistischen Staatengemeinschaft, bzw. die 
Staaten des Warschauer Vertrags seien die 
natürlichen Verbündeten der Blockfreien in 
ihrem Kampf gegen den Imperialismus. Eine 
Aufgliederung dieser ideologischen und poli-
tischen Aussage führt zwangsläufig zu folgen-
den Feststellungen: ... ein Block, und zwar 
der östliche, ist der Verbündete der Politik 
und der Bewegung der Blockfreiheit, der 
westliche Block dagegen ihr, Feind; ... wür-
den Politik und Bewegung der Bündnisfrei-
heit in den Konflikt zwischen den Blöcken 
hineingezogen und verwandelten sich in ei-
nen Faktor der Blockspaltung und -konfronta-
tion ... Nach Meinung der Anhänger der sog. 
Theorie von der Äquidistanz sollte das grund-
legende Prinzip der Blockfreiheit im gleichen 
Abstand zum einen wie zum anderen Block 
bestehen... Auch in diesem Falle träten die 
gleichen weitreichenderen Auswirkungen 
ein: Da eine Äquidistanz die Grundvorausset-
zungen aufhebt, auf denen die bündnisfreie 
Bewegung fußt, und da sie für die überwälti-
gende Mehrheit der blockfreien Staaten un-
annehmbar ist, wäre eine Spaltung der Bewe-
gung unvermeidlich."85 )



Auch wenn aus allen bisher sowohl von den 
Gipfelkonferenzen als auch von den Konfe-
renzen der Außenminister der Blockfreien-
Bewegung veröffentlichten Dokumenten klar 
hervorgeht, daß die wichtigste Grundvoraus-
setzung ihres politischen Selbstverständnis-
ses — die von allen „Blöcken" unabhängige 
Position und die unabhängige politische Rolle 
der Nichtgebundenen — auch gegenüber der 
UdSSR und der „sozialistischen Gemeinschaft“ 
gelten soll, hat eine kleine Gruppe blockfreier 
Länder gegen dieses Grundprinzip insoweit 
verstoßen, als sie „mit der führenden Block-
macht" im Laufe der siebziger Jahre politische 
Kooperationsverträge mit Klauseln geschlos-
sen hat, die „in vielen Bereichen ihre Aktions-
freiheit erschweren“ und „auf jeden Fall den 
Grad der Solidarität unter den Nichtpaktge-
bundenen" reduzieren86 ). Spätestens mit ihrer 
militärischen Intervention in Afghanistan hat 
die UdSSR der von ihr verfochtenen These, 
sie sei mit anderen „sozialistischen Ländern“ 
der „natürliche Verbündete" der Blockfreien, 
den Boden entzogen. Im Dezember 1979 hat 
die Sowjetunion zum ersten Mal ein zur Staa-
tengruppe der Blockfreien gehörendes Land 
überfallen, obwohl sie sich in dem am 5. De-
zember 1978 mit Afghanistan geschlossenen 
Vertrag über Freundschaft, gute Nachbar-
schaft und Zusammenarbeit verpflichtet hat, 
„die von der Demokratischen Republik Afgha-

86) M. Komatina, a. a. O. (Anm. 84), S. 7.

87) Vgl. dazu die ausführliche Analyse bei D. Frenz-
ke, a. a. O. (Anm. 6).
88) So R. PetkoviC, Wege des Konsenses, in: IP, 
H. 746 vom 5. Mai 1981, S. 26 f. (26). Vgl. dazu auch 
ders., Die Blockfreiheit in den achtziger Jahren, 
a. a. O. (Anm. 85), M. Mini, Starke Präsenz der 
Blockfreiheit in der Welt, ebenda, H.737 vom 
20. Dezember 1980, S. 1—6 (2).

nistan verfolgte Politik der Nichtgebunden-
heit, die ein wichtiger Faktor zur Erhaltung 
des Friedens und der internationalen Sicher-
heit ist", zu respektieren. Diese oder ähnliche 
Formeln enthalten auch die Kooperationsver-
träge, die die UdSSR in den Jahren von 1971 
bis 1981 mit Indien, Somalia, Angola, Mocam-
bique, Äthiopien, Süd-Jemen, Syrien und der 
Volksrepublik Kongo geschlossen hat87).
Die These der UdSSR, die Staaten der „soziali-
stischen Gemeinschaft" seien die „natürlichen 
Verbündeten" der Nichtgebundenen, wird in 
der Blockfreien-Bewegung nur von Kuba und 
einer Reihe „sozialistischer" Länder vertreten. 
Die überwiegende Mehrzahl aller Staaten, die 
sich zur Blockfreiheit bekennen, lehnt es 
nach wie vor strikt ab, ihre „antiimperialisti-
sche Grundorientierung" nur auf die westli-
che Hemisphäre zu beschränken. Sieht man 
von den „sozialistischen" Ländern — wie 
Kuba, Vietnam, Laos und Kambodscha—, ei-
nigen Staaten mit „sozialistischer Orientie-
rung" in Afrika — wie Angola, Äthiopien und 
Mocambique — und einigen weiteren Län-
dern mit prosowjetischen Führungen — wie 
Afghanistan und Süd-Jemen — ab, dann neh-
men die Blockfreien in ihrer überwiegenden 
Mehrheit immer noch für sich selbst in An-
spruch, über ihren Abstand zu den bestehen-
den Militärblöcken und -allianzen selbst zu 
entscheiden.

V. Ausblick

Die seit 1961 entwickelten, in der Zwischen-
zeit von der Blockfreien-Bewegung flexibel 
angewandten und variierten Kriterien der 
Blockfreiheit machen die Stärke und auch die 
Schwäche dieser so heterogen zusammenge-
setzten Staatengruppe aus. Da man 1961 nur 
wenige und dazu noch vage formulierte Prin-
zipien aufgestellt hat, war und ist man in der 
Lage, nahezu jeden inzwischen in die Selb-
ständigkeit und Unabhängigkeit entlassenen 
Neustaat in die Bewegung aufzunehmen. 
Hinzu kommt, daß nach dem eigenen Selbst-
verständnis die Bewegung der Ungebundenen 
bewußt keine monolithische Einheit bilden 
will und von Anfang an jedes Konzept eines 
„Trikontinentalismus" strikt abgelehnt hat 
Die Blockfreien-Bewegung bildet keinen 
wdritten Block" und möchte auch nicht den 
nach ihrer Auffassung „in der Welt herrschen-

den Bipolarismus zu einer Art Tripolarismus 
der Blöcke ummünzen"88 ).
Kennzeichnend für die Blockfreien-Bewe-
gung ist darüber hinaus ihr großer außenpoli-
tischer Spielraum. Dieser ergibt sich nicht nur 
aus den wenigen „authentischen Prinzipien 
der Blockfreiheit", sondern auch daraus, daß 
die Bewegung auf keinem Rechtsstatut ba-
siert und ihre Beschlüsse im Wege des Kon-
senses faßt Hinzu kommt die Einsicht, daß 
das nationale Interesse der inzwischen stark 
angewachsenen Staatengruppe es dieser ge-
bietet, bei ihren Beschlüssen ein Höchstmaß 
von Flexibilität anzuwenden. Andererseits 



dokumentieren diese Faktoren auch die 
Schwäche der Blockfreien-Bewegung inso-
fern, als ihr beipielsweise kein Instrumenta-
rium zur Verfügung steht, die in den letzten 
Jahren zugenommenen Regionalkonflikte zu 
schlichten.

So bilden die Termini „Blockfreiheit“ und 
„Nichtgebundenheit" nach wie vor eine politi-
sche Maxime und Doktrin einer bestimmten 
Staatengruppe. Obwohl zwischen Blockfrei-
heit und ständiger Neutralität einige Berüh-
rungspunkte in den Grundzielen bestehen — 
vor allem in der Wahrung der Unabhängig-
keit und der Abstinenz von Militärallian-
zen —, dürfen die weitreichenden Unter-
schiede zwischen der Blockfreiheit als einer 
ausschließlich politischen Haltung und der 
auf Völkerrecht basierenden ständigen Neu-
tralität nicht übersehen werden. Auch vom 
Neutralismus unterscheidet sich Nichtgebun-
denheit insofern, als aufgrund des Selbstver-
ständnisses der Blockfreien-Bewegung einmal 
die Gleichsetzung beider Termini ausdrück-
lich abgelehnt wird und zum anderen Block-

freiheit nicht „Neutralität" gegenüber allen, 
sondern nur gegenüber bestimmten Konflik-
ten bedeutet. Die abschließende Frage, ob 
sich Blockfreiheit allmählich zu einer Politik 
der ständigen Neutralität entwickeln und 
schließlich eine Basis im Völkerrecht gewin-
nen könnte, ist negativ zu beantworten. Zwar 
würde eine solche Entwicklung „einen erheb-
liche Beitrag an die weltpolitische Stabilität 
leisten und das System viel berechenbarer 
machen. Die Handlungsfreiheit der Hauptant-
agonisten und der Großmächte würde einge-
schränkt, die Ausnützung lokaler Konflikte 
und die Führung von Stellvertreterkriegen 
verhindert. Dies würde eine Friedenspolitik 
par excellence darstellen."89) Jedoch ist diese 
wünschenswerte Perspektive allein schon 
deshalb irreal, weil die zur Blockfreien-Bewe-
gung gehörenden Länder nicht daran interes-
siert sind, sich durch die Gewinnung des Sta-
tus der dauernden Neutralität ihren außenpo-
litischen Spielraum weitgehend einschränken 
zu lassen.

89) So R. L Bindschedler, a. a. O. (Anm. 49), S. 318.



Klaus Fritsche

Tendenzwende in Neu-Delhi?

Das 7. Gipfeltreffen der Blockfreien

Vom 7. bis 12. März 1983 fand in Neu-Delhi 
die 7. Gipfelkonferenz der Bewegung Block-
freier Staaten statt. An der Konferenz nah-
men 99 der jetzt 101 Mitglieder der Bewegung 
teil1), sowie 18 Beobachter- und 28 Gästedele-
gationen. Die Ausgangsbedingungen vor die-
ser Konferenz waren schlecht. Die zeitweilige 
Entspannung zwischen den Supermächten 
hat einem neuen Kalten Krieg Platz gemacht. 
Die internationalen Wirtschaftsbeziehungen 
sind auf einem Tiefpunkt angelangt und 
schlagen mit besonderer Härte in den block-
freien und anderen Entwicklungsländern 
durch. Außerdem macht ein Bündel von inne-
ren Problemen es den Blockfreien schwer, die 
internationale Herausforderung in genügen-
der Weise zu beantworten.

2) In der letzten Zeit sind eine Reihe von Analysen 
erschienen. Insbesondere in Indien erschien vor 
dem Gipfeltreffen eine wahre Flut von Publikatio-
nen. Im folgenden einige der wichtigsten: U.S. Baj-
pai (Hrsg.), Non-Alignment. Perspectives and Pros-
pects, New Delhi 1983; Rikhi Jaipal, Non-Align-
ment. Origins, Growth and Potential for World 
Peace, New Delhi 1983; Leo Mates, Es begann in 
Belgrad. 20 Jahre Blockfreiheit, Percha 1982; K. P. 
Misra (Hrsg.), Non-Alignment: Frontiers and dy-
namics, New Delhi 1982; Dewan C. Vohra, Econo-
mic Relevance of Non-Alignment, New Delhi 1983.

— So hat die Tatsache der Vervierfachung 
der Mitgliedschaft von 25 (Belgrad 1961) auf 
101 (Neu-Delhi) nicht nur zu einer Stärkung 
der Bewegung geführt, sondern gleichzeitig 
die Spannbreite unterschiedlicher Auffassun-
gen und möglicher Konflikte verstärkt.
— Die Konflikte bilateraler Natur haben zu-
genommen, einschließlich kriegerischer Aus-
einandersetzungen zwischen Mitgliedslän-
dern. Es ist zu stärkeren Differenzierungen in 
der Einschätzung regionaler Probleme ge-
kommen.
— Die wirtschaftliche Entwicklung der letz-
ten Jahre hat nicht nur zu einer Vertiefung 
des Grabens zwischen Nord und Süd, sondern 
auch zu einer zunehmenden wirtschaftlichen 
Differenzierung unter den Blockfreien selbst 
geführt. Allem voran sind es die Differenzen 
zwischen erdölexportierenden und nicht-
erdölexportierenden Ländern.

1) Der Sitz Kampucheas blieb frei, St. Lucia blieb 
der Konferenz fern. Barbados, die Bahamas, Kolum-
bien und Vanuatu wurden neue Vollmitglieder; 
Antigua und Barbadu neuer Beobachter; die Domi-
nikanische Republik neuer Gast. Venezuela hatte 
seinen Antrag auf Mitgliedschaft zurückgezogen; 
der Antrag Honduras auf Gaststatus wurde zurück-
gewiesen. Der gleichlautende Antrag Luxemburgs 
Wurde wegen zu kurzfristigen Eingangs nicht be-
handelt. Vorbereitet wurde das Gipfeltreffen durch 
eine Konferenz von Experten am 1./2. März und 
durch eine Konferenz der Außenminister vom 
3.—5. März.

— Die zunehmenden wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten haben zur Folge, daß eine 
größere Zahl von Ländern sich zur Verbesse-
rung der wirtschaftlichen Beziehungen in die 
Abhängigkeit der einen oder anderen Groß-
macht begeben hat, bzw. daß sich vorhandene 
Abhängigkeitsbeziehungen verstärkten.
Möglicherweise wären alle diese Differenzen 
nicht so in den Vordergrund getreten, hätten 
die Blockfreien bei der Durchsetzung ihrer 
Forderungen, insbesondere auf wirtschaftli-
chem Gebiet, mehr Erfolg gehabt. Aber der 
vor allem von den Industrieländern zu verant-
wortende Stillstand in dieser Frage verstärkte 
die Auseinandersetzungen über blockfreie 
Strategie und Taktik.
Nicht zuletzt aber wurde die Lage dadurch 
verschärft, daß unter dem Druck der Super-
mächte die grundlegende Ausrichtung der 
Blockfreien als unabhängige Kraft in den in-
ternationalen Beziehungen von einer Reihe 
von Ländern offen in Frage gestellt und von 
anderen faktisch unterlaufen wird. Insbeson-
dere der von Kuba unternommene Versuch, 
die Blockfreien zum „natürlichen Verbünde-
ten" Moskaus zu machen, hat zu einer zuneh-
menden Polarisierung innerhalb der Bewe-
gung geführt. Es bestand zwar nie Aussicht, 
diese Auffassung durchzusetzen, auch war die 
Gefahr einer Spaltung der Blockfreienbewe-
gung gering. Jedoch drohte eine Lähmung der 
Bewegung, ein Verlust der Handlungsfähig-
keit durch interne Streitigkeiten.
Das 7. Gipfeltreffen stand deshalb vor der 
Aufgabe, einen Beitrag zur Überwindung der 
internen Schwierigkeiten zu leisten, um die 
Möglichkeiten der Blockfreienbewegung in 
den internationalen Beziehungen wieder zur 
Geltung bringen zu können2). Angeknüpft 



werden könnte dabei an einer Reihe von Ak-
tivposten in ihrer bisherigen Tätigkeit:
— Ihr Beitrag zum Prozeß der Dekolonisie-
rung darf nicht gering geschätzt werden. Ihre 
internationale politische Anerkennung von 
Befreiungsbewegungen und die z. T. gegebene 
materielle Hilfe hat nicht unerheblich die Po-
sition der Befreiungsbewegungen gestärkt.
— Obwohl in der Realisierung bisher wenig 
erfolgreich, haben sie dafür gesorgt, daß Ab-
rüstungs- und Weltwirtschaftsfragen zu The-
men der internationalen Tagesordnung wur-
den, die verstärkt im Rahmen des Systems der 
Vereinten Nationen diskutiert werden.
— Am bedeutendsten ist aber einzuschätzen, 
daß die Blockfreien durch den Verzicht, sich 
nach dem Zweiten Weltkrieg dem einen oder 
anderen Block anzuschließen, eine strikte 
Blockteilung der Welt verhindert haben. Sie 
haben damit eine Alternative für viele andere 
Länder gewiesen. Da angesichts der Bedeu-
tung vieler Länder (z. B. Indien) auch die 
„Nichtmitglieder von Blöcken durch die Su-
permächte umworben wurden, ... nahm der 
Wert von Allianz-Mitgliedschaften ab, und 
die Teilung des Systems begann weniger ri-
gide zu sein"3). Mit ihrer wachsenden Zahl 
wuchs das Gewicht der Blockfreien auch in 

Ausführlichere bibliographische Angaben sind in 
zwei Bibliographien zu finden: Klaus Fritsche, Die 
Bewegung der Blockfreien, Teil I, Dortmund 1981, 
Teil II, Dortmund 1982. Alle in diesem Aufsatz zi-
tierten Materialien befinden sich in der Bibliothek 
der Dokumentationsstelle Bewegung Blockfreier 
Staaten, Dortmund.
3) B. Korany, Social Change, Charisma and Interna-
tional Behaviour: Toward a Theory of Foreign Po-
licy making in the Third World, Leiden 1976, 
S. 365.

4) Ebenda, S. 366.
5) M. Komatina, Ständige Aktion der Blockfreien 
Länder für Änderungen der Weltbeziehungen, in: 
Internationale Politik, Heft 622/1976, S. 2.
6) Zur ausführlichen Darstellung der Geschichte 
der Blockfreienbewegung siehe den Beitrag von 
Jens Hacker in dieser Ausgabe.
7) Zum Verhältnis Sowjetunion und Blockfreienbe-
wegung vgl. K. Fritsche, Die Bewegung Blockfreier 
Staaten in sowjetischer Sicht, in: Osteuropa, 2/1983, 
S. 125—140; zum Verhältnis USA-Blok 
freienbewegung vgl. B. K. Shrivastava, The United 
States and the Non-Aligned Movement, in: Interna-
tional Studies (New Delhi), Vol. 20, No. 1—2 1981 
S. 429—444.

der UN. Sie sorgten dafür, daß diese nicht län-
ger ein politisches Instrument der USA blieb. 
Die Existenz der Blockfreien erwies sich so 
überhaupt als Voraussetzung dafür, daß die 
Vereinten Nationen ihre Rolle als Regulator 
in der Weltpolitik wahrnehmen können4).

— Nicht zu unterschätzen sind auch die län-
gerfristigen Auswirkungen der Aktivitäten 
der Blockfreien. Da ihre Bilanz „häufig un-
meßbar (ist), weil ihre Prinzipien als Prozeß 
und Tendenzen in alle Strukturen, Regionen, 
Dokumente, Beschlüsse und Programme der 
UNO und der Weltgemeinschaft vorgedrun-
gen sind"5), wird häufig übersehen, daß sie 
durch die Propagierung von neuen Verhal-
tensmustern in der internationalen Politik 
das internationale Verhältnis gegenüber Ge-
waltanwendung, Kriegen und Einmischung in 
die inneren Angelegenheiten anderer Länder 
nachdrücklich verändert haben — eine Ent-
wicklung, die sich auch im Völkerrecht nie-
dergeschlagen hat.

Die folgende Darstellung versucht, die Ent-
wicklung der Auseinandersetzung über ein 
„natürliches Bündnis" mit der UdSSR nachzu-
zeichnen und die wichtigsten Ergebnisse der 
7. Gipfelkonferenz darzustele n6).

I. Blockfreie: Mit oder ohne „Natürliche Freunde" 
und „Natürliche Feinde"?

Wesentliche Faktoren, die die Probleme der 
Blockfreien verschärft haben, liegen in den 
Einmischungen und Pressionen der Groß-
mächte begründet, die direkt oder indirekt — 
vermittelst nahestehender oder abhängiger 
Länder — versuchen, die Blockfreienbewe-
gung für ihre strategischen Interessen nutz-
bar zu machen. Weder die USA noch die 
UdSSR waren je bereit, die Blockfreien als 
unabhängige Kraft zu akzeptieren. Aus dem 
Blickwinkel amerikanischer Politik wurde die 
Blockfreiheit lange Zeit als „unmoralisch" ab-
gelehnt. Auch die Sowjetunion stand ihr nach 

dem Zweiten Weltkrieg im Zeichen ihrer 
Zwei-Lager-Theorie feindlich gegenüber. Die 
seit dieser Zeit auf beiden Seiten stattgefun-
denen Veränderungen haben aber nichts 
daran geändert, daß die Blockfreien immer 
nur, wenn auch in unterschiedlichen Konzep-
tionen, unter dem Gesichtspunkt des Ost-
West-Konflikt 7s betrachtet werden ).
Diese Einmischung hat sich mit der wachsen-
den Bedeutung der Blockfreien seit Mitte der 



siebziger Jahre verstärkt. Sie richtete sich da-
bei nicht nur auf einzelne Länder, sondern es 
wurde versucht, die grundlegende Ausrich-
tung der Blockfreienbewegung zu untermi-
nieren. Wie haben die Blockfreien auf diese 
Versuche, insbesondere sie zum natürlichen 
Verbündeten Moskaus zu degradieren, rea-
giert?

1. Äquidistanz und Blockfreiheit

Zu einem Schlüsselbegriff in der Auseinan-
dersetzung über die Rolle der Blockfreien ist 
die „Politik der Äquidistanz" (die Politik des 
gleichen Abstands) geworden.
Während der Ostblock sie als Verrat an den 
Prinzipien der Blockfreiheit verurteilt, ist 
„Äquidistanz" für den Westen deren authenti-
sche Verwirklichung. Auch innerhalb der 
Blockfreien sind diese Stichworte aufgegrif-
fen und zum Gegenstand heftiger Auseinan-
dersetzungen geworden. Mit diesem Begriff 
wird vom prosowjetischen Flügel eine Politik 
— z. B. die Jugoslawiens — kritisiert, die sich 
mit der Politik beider Blöcke gleichermaßen 
kritisch auseinandersetzt.
„Äquidistanz" ist aber niemals eine Zielvor-
stellung der Blockfreienbewegung gewesen. 
Sie ist nämlich „kein Politologenkongreß ..., 
wo mit Zirkel und Lineal die eigene Selbst-
entfernung in sogenannten Äquidistanzen’ 
vermessen wird... Die Bewegung der Block-
freien ist nun einmal keine neutralistische In-
stitution, in der die öffentliche Meinung mit 
Stoppuhren zwischen den etablierten Blöcken 
geopfert wird. Sie steckt ihre Position nicht 
an den Blöcken ab, sondern hat eine eigene 
Position, aus der heraus Blockbildung abge-
lehnt wird, weil sie eben gerechtfertigte Posi-
tionsnahmen verhindert."8) Die Blockfreien-
bewegung ist dabei „nicht feindlich gegen den 
einen oder anderen Block eingestellt. Sie be-
steht (aber) in der Anerkennung der Tatsa-
che", so Julius Nyerere in Havanna 1979, „daß 
ein machtvoller Staat oder Block versucht ist, 
seine Macht zur Durchsetzung seiner Interes-
sen einzusetzen, ungeachtet seiner Ideologie". 
Deshalb hätten die Blockfreien auch weder 
„permanente Feinde“ noch „permanente 
Freunde, geschweige denn natürliche". „Aber 
ich bin sicher, daß sie dauerhafte Interessen 
hat.“9) Auf der Grundlage dieser eigenen In-
teressen werden dann die Blöcke konkret, je 
nach Verhalten in zur Diskussion stehenden 
Situationen beurteilt und sich ihnen gegen-

,10) Auf der außerordentlichen Ministerratsitzung
des Koordinationsbüros in Maputo, Januar 1979, zit
n. Granma — Weekly, 11.2. 1979.
11) Zit nach R. Falk, Von Bandung nach Havanna,
in: Blätter für deutsche und internationale Politik,
10/1979, S. 1250.
12) Ebenda.
13) Zit. nach Neue Zeit (Moskau), Heft 38/1979, 
S. 29.

8) Federicio Nier-Fischer, in: Entwicklungspoliti-
sche Nachrichten, Wien, Heft 4/1983, S. 24.
9) Zit. nach Kopie des Redemanuskripts. 

über verhalten. Eine Position der Äquidistanz 
würde dagegen Passivität Vorschub leisten.
Bei dieser klaren Position stellt sich natürlich 
noch deutlicher die Frage, welche Ziele mit 
der Diskussion um die Äquidistanz verbun-
den sind. Aus prosowjetischer Sicht wird an 
dieser Position, die beide Blöcke für die kri-
senhaften Entwicklungen verantwortlich 
macht, kritisiert, daß „Freund und Feind" nicht 
klar unterschieden würden. Als Alternative 
formulierte Samora Machel: „Der Imperialis-
mus ist unser Feind, unser wirtschaftlicher 
Feind, militärischer Feind, politischer Feind 
und kultureller Feind. Diese klare Definition 
unseres Feindes, zusammen mit unserer Ein-
heit, ist der Schlüssel unserer Stärke"10 ). Und 
auf der Gipfelkonferenz in Havanna führte er 
weiter aus, daß der Feind versuche, „uns auf 
eine Position der Äquidistanz zwischen Impe-
rialismus und Anti-Imperialismus festzulegen. 
Er versucht, uns davon zu überzeugen, daß 
der Feind des Non-Alignment die Rivalität 
zwischen den Blöcken ist, mit anderen Wor-
ten, daß der Imperialismus nicht der Feind 
ist“11 ). Diese klare Definition des Feindes wird 
durch ebenso klare Worte zu den Freunden 
ergänzt. „Wir erklären", so Samora Machel an 
gleicher Stelle, „daß die sozialistischen Länder 
die natürlichen Verbündeten unserer Völker 
sind... Sie sind eine zuverlässige Stütze in 
unserem Kampf"12 ).
Aus diesen Worten wird das Ziel des sowjeti-
schen Kampfes gegen die Theorien der Äqui-
distanz deutlich. Eine Umorientierung der 
Blockfreienbewegung hin zur UdSSR soll 
durchgesetzt werden. Mit den Worten Pham 
Van Dongs: „Die Versuche, die Bewegung auf 
ihre ursprünglichen Ziele zu reduzieren und 
den Akzent darauf zu setzen, daß sie unab-
hängig sein und außerhalb der Blöcke stehen 
müsse, (sind) praktisch darauf gerichtet, die 
Nichtpaktgebundenen-Bewegung von ihrem 
antiimperialistischen Ziel wegzuführen und 
widersprechen den Interessen des Kampfes 
unserer Völker."13 )
Auf der anderen Seite steht das westliche Be-
harren auf Äquidistanz, bzw. die westliche 
Kritik, daß die Blockfreien in den letzten Jah-
ren von dieser Position weit entfernt gewesen 
seien. Angesprochen wird damit die unver-
kennbare Tatsache, daß Blockfreie und Ost-



block gemeinsame Positionen in einer Reihe 
von Fragen (z. B. Kolonialismus und Rassis-
mus) eingenommen haben. Eine Vielzahl von 
gemeinsamen Abstimmungen in den Verein-
ten Nationen zeugt unter anderem davon. 
Eine solche Feststellung übersieht aber häu-
fig, daß „dies ... eine Parallelität des sozialisti-
schen Blocks mit den Blockfreien (ist), und 
nicht andersherum"14 ). Auch eine genauere 
Untersuchung des parallelen Abstimmungs-
verhaltens, die sich nicht mit der Erhebung 
statistischer Daten begnügt, zeigt, daß die 
Blockfreien sich nicht an den Versuchen der 
Sowjetunion beteiligten, auf Kosten der anti-
kolonialen Bewegung „Punkte im kalten 
Krieg zu machen". „Gewöhnlich wurden in ko-
lonialen Fragen zwei Resolutionen in die Ver-
einten Nationen eingebracht, eine durch die 
antikoloniale Gruppe von Ländern, die andere 
durch die Sowjetunion. Die ersten suchten 
eine Lösung, die so schmerzlos wie möglich 
sein sollte, während die anderen versuchten, 
anti-westliche Gefühle zu verschärfen."15 )

14) M. S. Rajan, Non-Alignment between the Cold 
War Blocs, in: U.S. Bajpai (Hrsg.), a. a. O., S. 109.
15) Leo Mates, Non-Alignment and the Two Major 
Power Blocs, in: K.P. Misra/ K. R. Narayanan, Non-
Alignment in Contemporary International Rela-
tions, New Delhi 1981, S. 31.
16) M. S. Rajan, a. a. O., S. 109 f. 17) R. Jaipal, a. a. O., S. 118.

Wenn dies ohne Aufgabe der Unabhängigkeit 
geschieht, warum sollen die Blockfreien dann 
nicht davon profitieren, „wenn die sozialisti-
schen Staaten gewisse Anliegen der Block-
freien unterstützen, mit welcher Motivation 
dies auch immer geschieht... Dies ist eine 
klare Folge von Versäumnissen des westli-
chen Blocks und seiner Unfähigkeit, die sich 
verändernden historischen Kräfte zu begrei-
fen und die Hauptziele der blockfreien Län-
der zu würdigen oder zu unterstützen ... Der 
Parallelismus zwischen den Blockfreien und 
dem sozialistischen Block ist natürlich haupt-
sächlich in historischen Umständen zu finden. 
Fast alle Blockfreien waren Opfer des westli-
chen Kolonialismus und Rassismus ..., und 
viele der Probleme, mit denen die Blockfreien 
heute konfrontiert sind, sind Folge der kolo-
nialen Unterwerfung."16 )
Unter diesen Umständen bedeutet das Insi-
stieren des Westens auf „Äquidistanz" den 
Versuch, sich der berechtigten Kritik der 
Blockfreien zu entziehen bzw. diese zu ent-
schärfen.
.Äquidistanz" wird aber nicht nur als Maßstab 
für die Beurteilung der Blockfreienbewegung 
als Ganzes genommen, sondern ist gleichzei-
tig die Elle, an der die Politik der einzelnen 
Mitglieder gemessen wird. Damit erweist sich 

dieser Begriff somit nur als bisher letzter Ver-
such der Blockideologen, die Mitglieder der 
Blockfreienbewegung in weiße und schwarze 
Schafe einzuteilen.

2. UdSSR: „Natürlicher Verbündeter" der 
Blockfreien?

Obwohl der aufgezeigte Parallelismus nie 
dazu geführt hat, daß die Blockfreienbewe-
gung zur Reserve Moskaus geworden ist, wird 
er dort als eine der Begründungen für das „na-
türliche Bündnis" genommen. Hinzu kommt, 
daß u. a. aufgrund der angesprochenen histo-
rischen Situation vielfach notwendige Kritik 
an der Sowjetunion unterblieb. So wurde in 
Belgrad 1961 die Tatsache nicht kritisiert, daß 
die UdSSR am Eröffnungstag der Konferenz 
eine H-Bombe zündete. Und während der 
Vorbereitungen zur Konferenz von Lusaka 
1970 kam Moskau trotz des Einmarsches in 
die ÖSSR ungeschoren davon.
Doch der Streit um ein „natürliches Bündnis“ 
gewann erst seit der 4. Gipfelkonferenz von 
Algier (1973) an Bedeutung. Die im Vorfeld 
der Konferenz von Breschnew propagierte 
These wurde von Castro aufgegriffen. Seit-
dem versucht die Sowjetunion verstärkt, ge-
stützt auf die prosowjetischen Kräfte inner-
halb der Bewegung, in zwei Richtungen der 
Bewegung ihren Stempel aufzudrücken. Ei-
nerseits das Bestreben, die Kritik an den USA 
zu verstärken und im Sinne der These des 
„natürlichen Feindes" den Hauptschlag gegen 
sie zu richten, andererseits eine Überprüfung 
und Neufestlegung der Prinzipien der Bewe-
gung zu erreichen, indem die Blockfreienbe-
wegung an ihren „natürlichen Verbündeten" 
Moskau gebunden und ihre Mitglieder ent-
sprechend in „fortschrittliche" und „reaktio-
näre" eingeteilt werden.

a) Auf dem Weg nach Havanna
In Algier hatte Fidel Castro noch alleine die 
These vom natürlichen Bündnis vertreten. 
Mit der Aufnahme Vietnams, Laos, Mocam-
biques und Angolas und einiger Umstürze in 
Mitgliedsländern verstärkte sich diese Frak-
tion. So wurde mit stärkeren Kräften auf der 
5. Gipfelkonferenz in Colombo (1976) ver-
sucht, die vorhandene Bereitschaft auf gleich-
berechtigter Grundlage mit der UdSSR zu-
sammenzuarbeiten — wie mit allen anderen 
Ländern auch —, dahingehend interpretieren 
zu lassen, „daß die Blockfreienbewegung und 
die sozialistischen Länder im Kampf gegen 
ihre gemeinsamen Feinde vereint wären" 17 



Da in Colombo aber auch beschlossen wurde, 
die 6. Gipfelkonferenz für 1979 nach Havanna 
einzuberufen und damit Kuba die Präsident-
schaft für die folgenden drei Jahre anzuver-
trauen, schienen die Zeichen für neue Vor-
stöße günstig. Währen

18

d der Ministertagung 
des Koordinationsbüros in Havanna (15. bis 
20. Mai 1978), eines der wichtigsten Treffen 
zwischen den Gipfeln von Colombo und Ha-
vanna ),  verfocht Kuba erneut die These, „daß 
sich die Bewegung den .sozialistischen Län-
dern' anschließen müsse ... Unter dem Druck 
der übrigen Mitglieder des Büros ging es von 
diesem Standpunkt wieder ab, damit nach au-
ßen hin die Einheit gewahrt blieb."19 ) Das be-
reits durch die kubanischen Militäraktionen 
in Afrika gewachsene Mißtrauen verstärkte 
sich auf dieser Konferenz dadurch noch wei-
ter, da von Kuba auch die „Unterscheidung 
zwischen .progressiven' und .reaktionären' 
Mitgliedern der Bewegung"20 ) propagiert 
wurde.

22) P. Willets, a.a.O„ S. 13.
23) Ebenda.
24) Die Bedeutung der Konferenz erschöpft sich na-
türlich nicht in dieser Frage. Sie behandelte Fragen 
der internationalen Politik und Wirtschaft von Be-
deutung. Mit der Beschränkung auf die Auseinan-
dersetzung über die grundsätzliche Orientierung 
der Blockfreien soll diese Tatsache nicht negiert 
werden. Zur Gesamtdarstellung vgl. P. Willets, 
a. a. O.
25) Vgl. Abschnitt II. 1.

Dieses Mißtrauen schlug auf der zwei Monate 
später in Belgrad stattfindenden Außenmini-
sterkonferenz (25.—30. Juli 1978) in Gegenak-
tionen um. Während die Vorstöße erfolglos 
blieben, Kubas Mitgliedschaft in der Bewe-
gung und Havanna als Tagungsort für die 
Gipfelkonferenz in Frage zu stellen — ihre 
Verwirklichung wurde als Bedrohung der 
Einheit gesehen—, wurden in zwei anderen 
Fragen Marksteine für die Zukunft gesetzt. 
Auf inhaltlicher Ebene wurde gegen die 
Theorie des natürlichen Verbündeten eine of-
fensive Gegenposition aufgebaut, nach der 
der „Hegemonismus“ ebenso eine Gefahr für 
die Blockfreienbewegung darstelle wie „Impe-
rialismus, Kolonialismus und Neokolonialis-
mus“. Seit dieser Konferenz gehört auch der 
„Kampf gegen den Hegemonismus“ zum Arse-
nal der Blockfreienresolutionen.
Damit aber nicht genug. Es gab verschiedene 
Vorstöße, um eine bessere Kontrolle der be-
vorstehenden kubanischen Präsidentschaft zu 
ermöglichei. „So wurde in Belgrad ein unge-
wöhnlicher Schritt unternommen, indem ein 
besonderes Büro des Büros (gemeint ist das 
Koordinationsbüro, KF) geschaffen wurde, um 
die hauptsächlichsten konstitutionellen und 
Repräsentationsprobleme zu studieren, mit 
denen die Bewegung konfrontiert war."21 )

18) L Mates, Es begann in Beigrad, a. a. O., S. 231.
19) Ebenda, S. 233.

20) P. Willets, The Non-Aligned in Havanna. Docu-
ments of the 6th Summit Conference and an Analy; 
sis of their Significance for the Global Political 
System, London 1981, S. 35.
21) A.W. Singham, Non-Alignment — From Sum-
mit to Summit, in: Man & Development, Special 
Number, January 1981 (New Delhi), S. 22.

Diese Frage dominierte bis zur Gipfelkonfe-
renz in Havanna die Arbeit des Koordina-
tionsbüros in New York.
Ein Teil der dort gefaßten Beschlüsse diente 
der Verstärkung der Kontrolle Kubas. So die 
gegen kubanischen Widerstand durchge-
setzte Erhöhung der Zahl der Mitglieder des 
Koordinationsbüros von 25 auf 36 und die 
Aufforderung auch an die Nichtmitgliedslän-
der, sich aktiv an der Arbeit zu beteiligen. 
Andere Maßnahmen wurden bereits im Juni 
1979 auf der Ministertagung des Koordina-
tionsbüros in Colombo in Kraft gesetzt. Es 
wurde den Kubanern aufgegeben, schon „in 
der ersten Woche des Juli 1979 den Resolu-
tionsentwurf zirkulieren (zu) lassen ..", außer-
dem wurden die Mitglieder der Bewegung 
aufgefordert, „ihre Anmerkungen bis zur 
1. Augustwoche 1979 einzureichen“22 ). Gleich-
zeitig wurde beschlossen, daß das politische 
wie das ökonomische Komitee der Konferenz 
seine Arbeit bereits parallel zu der das Gipfel-
treffen vorbereitenden Außenministerkonfe-
renz aufnehmen sollten. So hatte man jetzt 
statt einer hektischen Woche Gipfelarbeit 
neun Wochen Zeit, „um Veränderungen und 
eine Strategie" gegen die kubanischen Vor-
stöße zu formulieren. „Als der Gipfel seine 
Arbeit eröffnete, begann sie auf der Grund-
lage eines bereits revidierten zweiten Ent-
wurfs."23 ).

b) Die Gipfelkonferenz von Havanna
So waren bereits vor der Eröffnung der Kon-
ferenz die Weichen für eine Auseinanderset-
zung gestellt, die die Arbeit der gesamten 
Konferenz überschatten und belasten sollte. 
Die Gretchenfrage hieß: Wie hälst Du es mit 
Moskau?24 )
Während im Plenum der Konferenz vor allem 
Tito und Nyerere auf der einen und Castro, 
Machel und Pham Van Dong auf der anderen 
Seite die gegensätzlichen Positionen formu-
lierten25 ), wurde die eigentliche Schlacht um 
das Schlußdokument woanders geführt. Die 
Teile der Resolution, die sich mit bestimmten 
regionalen Problemen befaßten, wurden in 
den Regionalgruppen der Mitgliedsländer 
diskutiert. Die ersten 28 Paragraphen des Ent-



wurfs aber, in denen die Prinzipien der Block-
freiheit und die Einschätzung der internatio-
nalen Lage niedergelegt sind, kamen in die 
Obhut eines Redaktionsausschusses, zusam-
mengesetzt aus Vertretern Algeriens, Kubas, 
Indiens und Jugoslawiens26 ). Nach der Bear-
beitung durch diese „Viererbande" hatte die 
am Ende verabschiedete Schlußresolution 
kaum noch Ähnlichkeit mit dem ursprüngli-
chen kubanischen Resolutionsentwurf27 ).

26) R. Jaipal, a. a. O., S. 139.
27) Der Autor ist nicht im Besitz des ursprüngli-
chen kubanischen Resolutionsentwurfs und stützt 
sich deshalb auf die bei P. Willets enthaltenen In-
formationen. P. Willets, a. a. O.
28) Zit. nach P. Willets, a. a. O., Fußnote 36, S. 52. 
Vgl. dazu auch die Rede Pham Van Dongs, in: Neue 
Zeit (Moskau), Heft 39/1979, S. 29.
29) Schlußdeklaration von Havanna, in: Internatio-
nale Politik, Heft 707, Belgrad 1979, S. 16. Die 
Durchnumerierung der dort abgedruckten Fassung 
stimmt nicht mit dem endgültigen Abschlußdoku-
ment, das anders durchnumeriert ist, überein. Der 
besseren Zugänglichkeit wegen Wird dennoch 
diese deutsche Fassung zitiert.
30) P. Willets, a. a. O., S. 13.
31) A a. O., S. 52, Fußnote 36.

32) Willets spricht von elfmal, hat aber unverständ-
licher Weise den wichtigsten Punkt im allgemei-
nen Teil der Schlußdeklaration (§ 20) nicht aufge-
führt.
33) Schlußdeklaration von Havanna, a. a. O., S. 17.
34) Schlußdeklaration von Kairo, Einleitungsteil, im 
Die Bewegung der Blockfreien, Archiv Dritte Welt, 
Bd. 4, Köln 1978, S. 45; Schlußdeklaration von Lusa-
ka, Punkt 15, a. a. O., S. 102; Schlußdeklaration von 
Algier, Punkt 8, a. a. O., S. 139.
35) Diese Hinweise befinden sich in den Paragra-
phen 37, 68, 87, 112, 120.

Für die hier diskutierte Fragestellung sind 
vor allen Dingen die — immer wiederkehren-
den — Umarbeitungen von Bedeutung. So 
versuchte der kubanische Entwurf den in Bel-
grad aufgenommenen Begriff des Hegemonis-
mus, der im Verständnis der Mehrheit die Po-
litik der Sowjetunion kennzeichnet, als eine 
Funktion des Imperialismus und vor allen ge-
gen die VR China gerichtet umzuinterpretie-
ren. Unter anderem hieß es, daß die „Imperia-
listen, Kolonialisten und Rassisten ... andere 
reaktionäre Kräfte in ihren hegemonistischen 
und expansionistischen Bestrebungen“28 ) er-
mutigen würden. Dieser Versuch blieb erfolg-
los.
Die Formel vom „Kampf gegen Imperialismus, 
Kolonialismus ... und gegen alle anderen For-
men fremder Aggression, Okkupation, Vor-
herrschaft, Einmischung in innere Angelegen-
heiten und Hegemonie wie auch gegen die 
Politik der Großmächte und die Blockpoli-
tik"29) wurde dem entgegengesetzt. Mit ähnli-
chen Formulierungen wurde auch der Ver-
such zurückgewiesen, den Antiimperialismus 
und Antikolonialismus der Blockfreien für die 
Bündniszwecke der Sowjetunion auszunut-
zen. Eindeutig steht dieser jetzt im „Kontext 
der Gegnerschaft gegen alle Formen der Be-
herrschung kleiner durch große Länder"30).
Der kubanische Entwurf enthielt auch den 
Versuch, die These vom „natürlichen Verbün-
deten" zu verankern. Dies geschah mit ver-
schiedenen Formulierungen, normalerweise 
dadurch, daß von der Zusammenarbeit mit 

„anderen fortschrittlichen Staaten und Kräf-
ten“ gesprochen wurde, bzw. davon, daß es 
„notwendig ist, die gemeinsame Aktion der 
blockfreien Länder zu verstärken und sie. in 
Beziehung zu denen anderer Entwicklungs-
länder und progressiver Staaten zu setzen“31 ). 
Von diesen insgesamt im Entwurf 16 mal vor-
handenen Formulierungen wurden zehn ge-
strichen32 ). übrig blieb erstens ein Hinweis 
im Kapitel „Die blockfreie Politik und die Er-
starkung ihrer unabhängigen Rolle“. Dort 
heißt es: „Die Konferenz konstatiert, daß auch 
andere friedliebende, freiheitsliebende und 
gerechtigkeitsliebende, demokratische und 
fortschrittliche Staaten und Kräfte mit den 
blockfreien Ländern an der Erreichung ihrer 
Ziele zusammengearbeitet haben, und spricht 
ihre Bereitschaft aus, die Zusammenarbeit mit 
ihnen auf gleichberechtigter Grundlage fort-
zusetzen.“33 ) Dies ist eine Feststellung, die in 
früheren Resolutionen nicht vorgekommen 
ist. Zwar enthielten auch die Beschlüsse von 
Kairo, Lusaka und Algier Verweise auf die 
Zusammenarbeit mit „den Kräften der Frei-
heit, des Friedens und des Fortschritts"34 ), von 
Staaten war in diesem Zusammenhang aber 
nie die Rede.
Fünfmal findet die Zusammenarbeit mit „so-
zialistischen Ländern", „fortschrittlichen Staa-
ten und Kräften" positiv in Abschnitten zum 
südlichen Afrika und Palästina Erwähnung. 
Dies bedeutet, daß die Anerkennung des 
Werts der sowjetischen Hilfe dort gemacht 
werden konnte, wo sie von besonderer Bedeu-
tung in einem bestimmten, aktuellen Konflikt 
war35 ).
Da aber gegenüber den hier erwähnten For-
mulierungen im Schlußdokument sehr stark 
die unabhängige Position der Blockfreien und 
ihre Anti-Blockpolitik herausgestrichen wird, 
ist die Einschätzung gerechtfertigt, daß Kuba 
keinen Erfolg in seinen Bemühungen hatte, 
Anerkennung für die Theorie vom natürli-
chen Verbündeten zu finden. Diese Einschät-
zung wird dadurch bestärkt, daß nach Ha-
vanna keinerlei derartige Versuche mehr un-
ternommen wurden. Dennoch drückt sich 
auch in den Grundsatzfragen der Kompromiß-
charakter dieses Dokumentes aus.



c) Sind die USA der „Natürliche Feind" der 
Blockfreien?

Wie eingangs ausgeführt, versuchte der von 
Kuba angeführte Flügel nicht nur zu errei-
chen, daß sich die Blockfreien bewußt als Alli-
ierte des „sozialistischen Lagers" bezeichnen, 
sondern ging gleichzeitig daran, eine Ver-
schärfung der Kritik an den USA durchzuset-
zen und jede Kritik an der UdSSR zu unter-
binden. Wenn schon nicht die UdSSR als na-
türlicher Verbündeter, dann sollte wenigstens 
die USA als natürlicher Feind der Blockfreien 
dargestellt werden — eine Auffassung, die 
aber ebensowenig mit den Grundprinzipien 
der Blockfreien übereinstimmt.
Dennoch hatte Fidel Castro in Havanna mit 
dieser Strategie mehr Erfolg. In den Schluß-
deklarationen wurden die USA und die ande-
ren westlichen Länder so scharf wie nie zuvor 
kritisiert. Dieser Versuch der Antagonisie-
rung des Verhältnisses gegenüber den USA 
schlug sich auch in den von Castro vorgetra-
genen Thesen zu den Wirtschaftsproblemen 
nieder. „Er ironisierte die Bestrebungen um 
die Verwirklichung einer neuen Weltwirt-
schaftsordnung. Diese hätte nämlich Zusam-
menarbeit mit dem Westen bedeutet; und 
demgegenüber sollte die Bewegung, wie er 
zusammen mit der Sowjetunion wünschte, 
eine antagonistische Haltung einnehmen ... 
Was blieb, war lediglich die verschwommen 
zum Ausdruck gebrachte These vom .Kampf' 
anstelle der These von Verhandlungen mit 
den industriell entwickelten Ländern. Damit 
wurde gleichzeitig eine Krise des gesamten 
Weltwirtschaftssystems in Abrede gestellt 
und durch eine These ersetzt, die von einem 
frontalen Zusammenstoß zwischen den Län-
dern um die Sowjetunion herum, einschließ-
lich der Blockfreienbewegung, einerseits und 
den industriell entwickelten Ländern des We-
stens andererseits sprach. So wurde in Ha-
vanna auch auf wirtschaftlichem Gebiet eine 
neue Ära und ein Abweichen von den bei 
allen vorherigen Konferenzen festgelegten 
Programmen und Zielen verkündet."36 )

36) Leo Mates, Es begann
S. 250 f. B

In dieser Richtung versuchte Kuba auch seine 
Präsidentschaft in den der Havanna-Konfe-
renz folgenden Jahren auszunutzen.
Mit der sowjetischen Invasion in Afghanistan 
trat eine weitere Komponente im Wirken Ku-
bas in den Vordergrund. Durch die Verhinde-
rung der Verurteilung der sowjetischen Mili-
täraktion sollte nicht nur Moskau in Schutz 
genommen, sondern auch die ausschließlich 

in Belgrad, a. a. O.,

antiwestliche Ausrichtung der Bewegung zur 
Geltung gebracht werden.

d) Die Blockfreien in der Afghanistan-Frage
Nach dem sowjetischen Einmarsch in Afgha-
nistan gelang es den Blockfreien über ein 
Jahr lang nicht, sich auf eine gemeinsame 
Stellungnahme zu einigen. Zwar kamen auf 
der Notstands-Sondertagung der Vereinten 
Nationen zu Afghanistan im Januar 1980 von 
den Blockfreien 59 der 104 Stimmen für eine 
Resolution, die den Abzug aller fremden 
Truppen aus Afghanistan forderte. Lediglich 
neun Blockfreie stimmten gegen die Resolu-
tion (Äthopien, Afghanistan, Angola, DVR Je-
men, Kuba, Laos, Mocambique, Vietnam, Gre-
nada), 17 enthielten sich und neun nahmen an 
der Abstimmung nicht teil.

In monatelangen Diskussionen scheiterte das 
Koordinationsbüro in New York bei der Su-
che nach einem Kompromiß. Auch eine Ar-
beitsgruppe, der u. a. Kuba, Guayana, Jugosla-
wien, Bangladesh, Singapur, Afghanistan, Al-
gerien, Indien und Pakistan angehörten, er-
reichte Übereinstimmung lediglich darin, daß 
folgende vier Fragen die Schlüsselelemente 
des Problems darstellen: „Nichteinmischung 
von außen; Abzug aller ausländischen Trup-
pen; Sicherung der nationalen Unabhängig-
keit; Suche nach einer politischen Lösung". 
Dies erwies sich aber für eine konkrete Reso-
lution als nicht tragfähig. Denn der u. a. von 
Kuba geforderten Priorität nach „Beendigung 
der Einmischung von außen“ widersetzte sich 
die Mehrheit, für die der .Abzug aller auslän-
dischen Truppen" aus Afghanistan der Aus-
gangspunkt einer Lösung sein mußte.
Nichts lief in dieser Frage mehr, bis sich im 
Mai 1980 eine große Zahl von Staats- und 
Regierungschefs anläßlich der Beerdigung Ti-
tos in Belgrad trafen. Dort wurde der Vor-
schlag entwickelt, eine außerordentliche Mi-
nisterkonferenz noch im Juli 1980 durchzu-
führen. Auf der Tagesordnung sollten „die in-
ternationale Lage und die Rolle der Blockfrei-
en" stehen. Der Tagungsort sollte in Afrika 
liegen. Es sah sich jedoch kein Land in der 
Lage, so kurzfristig als Gastgeber zu fungie-
ren. Auch der Schachzug Kubas, seine Ableh-
nung der Konferenz in Zustimmung zu ver-
wandeln und gleichzeitig Havanna als Ta-
gungsort vorzuschlagen, stieß auf wenig Ge-
genliebe. So wurde auf einer Plenarsitzung 
der Blockfreien am 18./19. Juni 1980 be-
schlossen, die für September 1981 geplante 
Außenministerkonferenz in Neu-Delhi auf 
Anfang des Jahres vorzuziehen. Sie fand vom 
9.—12. Februar 1981 statt.



Diese Konferenz bedeutete einen schweren 
Rückschlag für die Sowjetunion37 ). Entgegen 
ihrem Willen und gegen die ursprünglichen 
Vorstellungen des indischen Resolutionsent-
wurfes forderte die Konferenz eine „politische 
Lösung auf der Basis des Rückzugs der aus-
ländischen Truppen und des vollen Respekts 
für die Unabhängigkeit, Souveränität, territo-
riale Integrität und des blockfreien Status von 
Afghanistan und der strikten Einhaltung des 
Prinzips der Nichtintervention und Nichtein-
mischung"38 ).

37) Vgl. B. Engel, Die Bewegung der Blockfreien 
nach der sowjetischen Intervention in Afghanistan, 
in: Europa-Archiv, 36. Jg., 16. Folge/1981, S. 485— 
492.
38) § 82 der Politischen Deklaration der Außenmini-
sterkonferenz von Neu-Delhi, in: Two Decades of 
Non-Alignment, New Delhi 1983, S. 507.

39) Ausführlicher dazu eine Dokumentation der
Dokumentationsstelle Bewegung Blockfreier Staa-
ten e. V., Dortmund, Zur Auseinandersetzung über
die 7. Gipfelkonferenz der Bewegung Blockfreier 
Staaten, Dortmund, September 1982.

Auch in der Folgezeit kam es immer wieder 
zu heftigen Debatten. So unternahm Kuba 
während der Ministertagung des Koordina-
tionsbüros in Havanna (Mai/Juni 1982) den 
Versuch, diese Formulierung streichen zu las-
sen. Auf der anderen Seite führte die man-

gelnde Bereitschaft der UdSSR zum Truppen-
abzug dazu, daß die Forderung immer stärker 
wurde, die Sowjetunion endlich beim Namen 
zu nennen. Auf dem Treffen vor der 37. Voll-
versammlung der Vereinten Nationen in New 
York (4.—9. Oktober 1982) führte dies zu einer 
Konferenzverlängerung um zwei Tage, da 
Kuba nur gestützt auf die Macht seiner Präsi-
dentschaft eine entsprechende Formulierung 
verhindern konnte.
Diese Entwicklung macht deutlich, daß das 
Afghanistan-Problem einen tiefen Einschnitt 
für die Entwicklung der Blockfreien bedeutet 
hat. Der Einmarsch hat dazu geführt, daß sich 
bei der Mehrheit immer klarer die Notwen-
digkeit durchsetzt, sich auch mit dem sowjeti-
schen Hegemonismus in entsprechender 
Weise auseinanderzusetzen.

II. Das 7. Gipfeltreffen der Blockfreien in Neu-Delhi

Das 7. Gipfeltreffen, das einen Beitrag zur 
Klärung dieser Fragen und zur Überwindung 
der vorhandenen Schwierigkeiten leisten 
sollte, türmte wegen des iranisch-irakischen 
Krieges neue Probleme auf. Aufgrund des Wi-
derstands Teherans gegen den Tagungsort 
Bagdad und der offenen Drohung mit Militär-
aktionen gegen die Konferenz war die Sicher-
heit der Delegationen nicht mehr gewährlei-
stet.
In dieser Situation wurde aber auch deutlich, 
daß der Wunsch zur Überwindung der 
Schwierigkeiten vorhanden war. Nachdem 
man bis Ende Juli 1982 sich einer Vertagung 
der Konferenz widersetzt hatte, begannen am 
2. August mit einem Schreiben Fidel Castros, 
in dem aus Sicherheitsgründen für eine Ver-
legung der Konferenz plädiert wird, die Kon-
sultationen über diese Frage. Am 10. August 
erklärte der irakische Präsident Saddam Hus-
sein in einem Schreiben an Indira Ghandi 
seine Bereitschaft, auf die Durchführung der 
Konferenz zu verzichten, und schlug Neu-
Delhi als neuen Tagungsort vor. Am 29. Au-
gust wurde in einem weiteren Schreiben Fi-
del Castros mitgeteilt, daß die Konsultationen 
einen Konsens ergeben hätten, die 7. Gipfel-
konferenz in Neu-Delhi abzuhalten. Gleich-

zeitig wurde festgestellt, daß die Bereitschaft 
besteht, als Dank für die konstruktive Rolle 
des Iraks, dort die 8. Gipfelkonferenz durch-
zuführen39 ).

1. Die indische Konferenzvorbereitung

Angesichts der kurzen Zeit, die für die Konfe-
renzvorbereitung zur Verfügung stand, ging 
man in Neu-Delhi zügig daran, die Resolu-
tionsentwürfe für die Konferenz vorzuberei-
ten. Durch intensives Reisen der indischen 
Spitzendiplomaten bemühte man sich schon 
von Beginn an, sich durch eine Abstimmung 
mit einer Gruppe von ca. 40 Staaten breite 
Unterstützung zu sichern.
In dem im Februar veröffentlichten Entwurf 
der politischen und ökonomischen Resolution 
verzichtete Indien darauf, seine eigene natio-
nale Position der Bewegung aufzudrängen. 
Zudem war der Entwurf und das Vorgehen 
der indischen Seite durch das Bemühen um 
Übereinstimmung in den Hauptfragen „Frie-
den, Abrüstung und Entwicklung" gekenn-
zeichnet.
Gleichzeitig zeichnete er sich durch eine ver-
bale Zurückhaltung in der Kritik an den Su-
permächten aus. Während dies bezüglich der 
UdSSR von indischer Seite nicht so sehr über-



raschte, wurden auch die USA nur zweimal 
namentlich erwähnt, und dann noch nicht 
einmal in der F
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orm einer scharfen Verurtei-
lung. Bezüglich Nicaragua wurden die USA 
„aufgerufen", „eine konstruktive Position zu-
gunsten von Frieden und Dialog" einzuneh-
men ).  Und bezüglich des Panama-Kanals 
wurde festgestellt, daß das Gesetz „9670 des 
Kongresses der Vereinigten Staaten von 
Amerika unvereinbar mit den Torrijos-Carter-
Verträgen ist und diese verletzt"41 ). Durch die 
scharfe Kritik an der Politik der Blöcke, ihren 
Militärdoktrinen und ihrem Vorherrschafts-
streben betonte der Entwurf besonders stark 
die unabhängige Rolle der Blockfreien in den 
internationalen Beziehungen.

43) NAC/CONF. 7/FM/DOC. 4, S. 4.
44) Alle Zitate aus der Debatte der Außenminister 
am 3./4. März 1983.
45) Eine ausführliche Darstellung aus der Sicht Sin-
gapurs in einer in Neu-Delhi vertriebenen Bro-
schüre: Ministry of Foreign Affairs, Singapur, Ha-
vana and New Delhi — What’s the Difference, Sin-
gapur 1983. Kuba fühlte sich genötigt, als Antwort 
ein schnell vervielfältigtes Papier zu veröffentli-
chen: From Singapore to Singapore, o.O., o.J.

Die Suche nach Einheit bestimmte auch wäh-
rend der Konferenz selbst das indische Vor-
gehen. Auch wenn die so zugestande gekom-
menen Kompromisse manchmal auf Kosten 
klarer Aussagen gingen, hat der Verzicht auf 
Konfrontation Vertrauen und Selbstbewußt-
sein der Mitglieder gestärkt.

2. Die Kampuchea-Frage in Neu-Delhi

Während die Frage der Suspendierung Ägyp-
tens, eines der ungelösten Probleme des Ha-
vanna-Gipfels42 ), still und heimlich von der 
Tagesordnung verschwand, war die Frage der 
Vertretung Kampucheas auch in Neu-Delhi 
heftig umstritten. Wer sollte den Sitz einneh-
men: Prinz Sihanouk für die Koalitionsregie-
rung des Demokratischen Kampuchea oder 
Heng Samrin für die von Vietnam eingesetzte 
Regierung in Phnom Penh? Oder sollte die 
Politik des leeren Stuhls, die in Havanna be-
schlossen worden war, fortgesetzt werden?
Schon im Vorfeld wurde beschlossen, die De-
batte auf die Außenministerkonferenz zu be-
schränken. Von allen Seiten, einschließlich 
Singapurs, war zu hören, daß der Gipfel sich 
mit den für die Bewegung wichtigeren Fragen 
befassen sollte. Die Bedeutung, die dieser 
Frage dennoch zukam, zeigt die Tatsache, daß 
sich die Außenminister drei Tage lang in Ple-
nardebatten und inoffiziellen Konsultationen 
fast ausschließlich hiermit befaßten. 61 Au-
ßenminister ergriffen das Wort — ein absolu-
tes Novum für die Blockfreien. Von ihnen 
sprachen sich 30 für Prinz Sihanouk aus, 24 
für Heng Samrin, die restlichen 7 traten dafür

40) NAC/CONF. 7/Doc . 1, § 87.
4 Ebenda, § 94.
42) Die arabischen Mitglieder der Ablehnungsfront 
versuchten auf dem Gipfel 1979 in Havanna wegen 
der Unterzeichnung des Camp-David-Abkommens, 
das von ihnen als Verletzung der Prinzipien der 
Blockfreiheit interpretiert wurde, Ägypten aus der 
Bewegung auszuschließen. 

ein, den Sitz frei zu halten. Aufgrund dieser 
Mehrheitsverhältnisse war es „nicht möglich, 
... einen Konsens über die Vertretung der 
einen oder der anderen Partei zu erreichen". 
Es wurde weiter beschlossen, daß das „Koordi-
nationsbüro, in der Eigenschaft als Ad-hoc-
Komitee handelnd, ... beauftragt (wird), die 
Frage weiter zu prüfen und dabei alle Anre-
gungen, die während der Debatte gemacht 
wurden, in Rechnung stellt und auf dieser 
Grundlage Empfehlungen der Außenminister-
konferenz 1985" vorlegen wird43 ).
Dieses Ergebnis war allgemein erwartet wor-
den. Warum aber dann trotzdem diese heftige 
Debatte? Zwei prinzipielle Fragen standen 
zur Disposition.
Zum einen ging es um die Stellung zur vietna-
mesischen Besetzung Kampucheas und der 
Installierung einer pro-vietnamesischen Re-
gierung. Gegenüber der vietnamesischen Auf-
fassung, daß es hier um das „legitime Recht 
auf Selbstverteidigung und das Recht, einer 
anderen Nation in der Selbstverteidigung" ge-
gen ein Terrorregime zu helfen, ginge, wurde 
u. a. von Singapur, Nord-Korea und Jugosla-
wien hervorgehoben, daß „wir uns nicht mit 
ausländischen Interventionen und der An-
wendung von Gewalt irgendwo in der Welt 
zufrieden geben wollen , sei es in Kampuchea 
oder sonstwo" (L. Mojsov, jugoslawischer Au-
ßenminister). Der Vertreter Zimbabwes er-
klärte, diese Länder würden sich jeder Inter-
vention durch irgendeine fremde Macht den 
Rückzug aller fremden Kräfte fordern, damit 
das Volk von Kampuchea selbst darüber ent-
scheiden kann, welche Regierung es haben 
will44 ).
Es ging aber um mehr als um die Vertretung 
Kampucheas. Singapur, das sich bis zuletzt 
diesem Konsens widersetzte, betonte, daß 
Festlegungen getroffen werden müßten, unter 
welchen Bedingungen ein Land aus der Bewe-
gung ausgeschlossen oder suspendiert wer-
den könne. Diese Frage stelle sich mit absolu-
ter Dringlichkeit nach der Art und Weise, wie 
in Havanna die Entscheidung über die Ver-
tretung Kampucheas gefallen sei, genauso 
wie nach dem damaligen Versuch, Ägypten 
aus der Bewegung auszuschließen. Was war 
in Havanna geschehen?45 )



Wie schon ausgeführt, können Beschlüsse in 
der Blockfreienbewegung nur gefaßt oder ge-
ändert werden, wenn ein Konsens hergestellt 
werden kann. In der Kampuchea-Frage hatte 
das Demokratische Kampuchea auch nach 
dem vietnamesischen Einmarsch den Sitz in 
der Bewegung behalten. Noch auf der Mini-
stertagung des Koordinationsbüros in Co-
lombo (Mai 1979), also zwei Monate vor dem 
Gipfel in Havanna, unterstützten 20 Mitglie-
d
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er des Koordinationsbüros diesen Zustand, 
nur fünf waren für Heng Samrin. Dort wurden 
auch „die Vorschläge für die Teilnahme Yeng 
Saris ohne Mitspracherecht, als auch der viet-
namesische Antrag, entweder beide Delega-
tionen zuzulassen oder keine, zurückgewie-
sen''. So blieb Yeng Sari wohl da, nahm jedoch 
nicht an der Debatte teil ).  Auf dieser Grund-
lage versprach Kuba, keine einseitigen Verän-
derungen vorzunehmen und die Vertreter des 
Demokratischen Kampuchea nach Havanna 
einzuladen.
Aber entgegen diesen Zusagen drehte Kuba 
als Gastgeber nun die „Beweislast" um. Es 
sperrte die kampucheanische Delegation von 
der Konferenz aus (sie wurden außerhalb Ha-
vannas faktisch interniert) und erklärte, daß 
Konsens hergestellt werden müsse, um den 
Sitz neu zu besetzen. Kuba setzte sich dabei 
über den heftigen Protest einer großen Zahl 
von Mitgliedsländern hinweg. So erklärt nicht 
nur der Widerstand gegen Vietnam, sondern 
auch die Furcht, einmal selbst Opfer einer 
solchen Manipulation zu werden, das Behar-
ren Singapurs auf dieser Debatte.

3. Die Hauptthemen der Gipfelkonferenz

Indira Ghandi, die indische Premierministerin 
und Präsidentin der Blockfreienbewegung für 
die nächsten drei Jahre, hatte in ihrer Rede 
zur Eröffnung den Hauptinhalt der Konferenz 
deutlich definiert: „Frieden, Abrüstung und 
Entwicklung". Diese Fragen bestimmten die 
Plenarreden wie die Arbeit im Politischen 
und ökonomischen Komitee, die die Aufgabe 
hatten, die vorgelegten Resolutionsentwürfe 
und die Veränderungsanträge zu einem Ab-
schlußdokument zusammenzubringen ). Zur 
öffentlichkeitswirksameren Verbreitung der 
Konferenzergebnisse wurde zudem eine „Bot-
schaft aus Neu-Delhi" und eine „Deklaration 
über collective self-reliance" verabschiedet, in 
denen die wesentlichen Konferenzergebnisse 
zusammengefaßt wurden. Zur Diskussion al-
ler wichtigen Fragen rufen die Blockfreien 

46) Leo Mates, Es begann in Belgrad, a. a. O., S. 244.
47) Das Politische Komitee wurde von Jugoslawien, 
das ökonomische von Nicaragua geleitet.

48) NAC/CONF. 7/Doc. 1/Rev. 2 (Schlußfassung der 
Politischen Deklaration), § 10. Auch bei der Nume-
rierung dieses Dokuments können sich gegenüber 
der bald veröffentlichten Schlußfassung Verände-
rungen ergeben.
49) Ebenda.
50) Ebenda, § 15.

dabei in ihrer „Botschaft aus Neu-Delhi" zu 
einem Treffen mit den Staats- und Regie-
rungschefs anderer Länder auf, um gemein-
sam eine gerechte, faire und schnelle Lösung 
für diese Probleme zu finden. Bereits Anfang 
April wurden entsprechende Einladungen 
von Indira Ghandi versandt.
Bestimmend für die Konferenz war, daß sich 
die Teilnehmer — unabhängig von allen kon-
kreten Beschlüssen — darum bemühten, zu 
tragfähigen Übereinkünften zu kommen, die 
vorhandenen Schwierigkeiten zu überwinden 
und die bestehenden Differenzen in den Hin-
tergrund treten zu lassen. Gleichzeitig wurde 
versucht, vorhandene bilaterale Spannungen 
abzubauen. Noch während der Konferenz un-
terzeichneten Indien und Pakistan ein Ab-
kommen über die Einrichtung einer „Gemein-
samen Kommission" zur Verbesserung ihrer 
zwischenstaatlichen Beziehungen. PLO-Chef 
Arafat traf mit dem libanesischen Präsidenten 
Gemayel zusammen. Die afrikanischen 
Staatschefs versuchten, weitere Schritte zur 
Lösung der OAU-Krise zu unternehmen. Un-
verkennbar war in Neu-Delhi das Bemühen, 
auch unter den Mitgliedern als stabilisieren-
der Faktor zu wirken.
Was waren nun die Hauptergebnisse der 
Konferenz?

a) Frieden und Abrüstung
„Frieden und Abrüstung" war angesichts der 
sich verschlechternden internationalen Situa-
tion eines der Hauptthemen in Neu-Delhi 
und bedeutete nach über 20 Jahren eine 
Rückkehr zu den dominierenden Themen der 
Belgrader Konferenz. Da ein dauerhafter Frie-
den „die Beseitigung aller Formen von Vor-
herrschaft, Diskriminierung, Ausbeutung und 
Unterdrückung" voraussetzt, wird das Eintre-
ten „für die Errichtung einer neuen Weltord-
nung" bekräftigt, die sich „auf dem Respekt für 
Unabhängigkeit, Gleichheit und Zusammen-
arbeit und der Verwirklichung des Trachtens 
aller Völker nach Gerechtigkeit, Sicherheit, 
Entwicklung und Wohlstand"48 ) gründet. Ent-
scheidungen „über Fragen von lebenswichti-
ger Bedeutung dürfen nicht länger das Vor-
recht einer kleinen Gruppe von Ländern sein, 
wie mächtig diese auch immer sind"49 ). Des-
halb sei „die Demokratisierung der internatio-
nalen Beziehungen ... eine gebieterische 
Notwendigkeit unserer Zeit"50 ).



Ein Hindernis auf dem Weg zu dieser neuen 
Ordnung sind nicht nur der Imperialismus, 
Kolonialismus, Neokolonialismus und alle 
Formen von Aggression, Einmischung oder 
Hegemonie, sondern auch jede Art von „Groß-
macht- und Blockpolitik". Gegenüber deren 
Politik „der Einmischung, Intervention, des 
Drucks, der Destabilisierung und der Beset-
zung" wird als Alternative eine „Politik der 
friedlichen Koexistenz und Zusammenarbeit 
auf der Basis von Gleichheit"51 ) gefordert.

56) Ebenda, § 28.
57 Ebenda, § 30.
58) In: Die Bewegung der Blockfreien, Archiv Dritte
Welt, Bd. 4, Köln 1978, S. 20.

Aus dieser Kritik an den Blöcken in Ost und 
West wird die Verpflichtung der Blockfreien 
gefolgert, „sich von Machtblöcken und gegen-
einander verbündeten Gruppen fernzuhalten, 
deren Existenz die Welt mit einer umfassen-
den Katastrophe bedrohen"52 ). Darüber hin-
aus wird der Versuch der Blockideologen, 
„den Kampf der Völker für Unabhängigkeit 
und menschliche Würde als im Zusammen-
hang der Ost-West-Konfrontation stehend"53 ) 
zu betrachten, als Gefahr für den Frieden und 
die Verletzung des Selbstbestimmungsrechts 
der Völker verurteilt.
Die Verwirklichung dieser Anliegen ist ein 
Langzeitprogramm. Der atomare Holocaust 
bedroht aber hier und heute das überleben 
der Menschheit. Deshalb nehmen in den Be-
schlüssen von Neu-Delhi die Forderungen 
nach „allgemeiner und vollständiger, insbe-
sondere nuklearer Abrüstung" breiten Raum 
ein. „Der Weltgeschichte größte Friedensbe-
wegung", so eine Charakterisierung der 
Blockfreien durch Indira Ghandi, stellt dabei 
bewußt den Zusammenhang zu den „Friedens-
bewegungen in der ganzen Welt" her, die „zu-
nehmend die Weisheit von Entscheidungen 
zur Verstärkung des Wettrüstens" in Frage 
stellen. „Weltweite Solidarität in der lebens-
wichtigen Frage des menschlichen überle-
bens ist heute nicht mehr nur ein hehres 
Ideal, sondern eine unbedingte Notwendig-
keit."54 )
Die Blockfreien fordern die Aufgabe der 
„Doktrinen des strategischen Gleichgewichts, 
der Abschreckung und der Konzepte eines 
begrenzten Atomkrieges"55 ). Zwar ist die For-
mulierung des indischen Resolutionsentwurfs 
fallengelassen worden, daß Abschreckung nur 
ein Deckname für atomaren Terrorismus sei, 
aber nach wie vor gilt als „unannehmbar, daß 
die Sicherheit aller Staaten und das überle-
ben der Menschheit Geisel der Sicherheitsin-
teressen einer Handvoll atomwaffenbesitzen-

51) Ebenda, § 14.
52) Ebenda, § 12.
53) Ebenda.
54) Alle ebenda, § 15.
55) Ebenda, § 14. 

der Staaten" sein soll. Zudem hat diese Ab-
schreckungsstrategie nur „die Gefahr des 
Ausbruchs eines nuklearen Krieges erhöht 
und zu größerer Unsicherheit und Destabili-
tät in den internationalen Beziehungen ge-
führt“56 ).
Neben dieser grundsätzlichen Kritik werden 
eine Reihe von Abrüstungsmaßnahmen gefor-
dert, z. B. „ein unverzügliches Verbot der An-
wendung oder der Drohung mit der Anwen-
dung von Atomwaffen .... Die Blockfreien 
fordern weiterhin ein „Einfrieren der Ent-
wicklung, Produktion, Lagerung und Statio-
nierung von Nuklearwaffen und die zügige 
Ausarbeitung eines umfassenden Vertrages 
über das Testverbot von Atomwaffen"57 ). Die 
Errichtung von atomwaffenfreien Zonen wird 
als eine „wichtige Abrüstungsmaßnahme" ge-
sehen.
Auf konventionellem Gebiet wird die 
schnelle Verabschiedung eines Vertrags über 
das Verbot chemischer Waffen gefordert An-
sonsten verweist die Resolution auf die ent-
sprechenden Verhandlungen im Rahmen der 
Vereinten Nationen, die beschleunigt durch-
geführt werden sollen, um zu einem spürba-
ren Ergebnis zu kommen.

b) „Friedliche Lösung von Streitfragen“ und 
der Krieg zwischen Iran und Irak

Das Bemühen, den Krieg zwischen Iran und 
Irak zu beenden, ging in Neu-Delhi hinter 
den Kulissen weiter. Da dieser Konflikt aber 
nur symptomatisch für die zunehmende Zahl 
von Auseinandersetzungen zwischen den 
Blockfreien selbst ist (z. B. Äthiopien-Somalia, 
Vietnam-Kampuchea), wurde gleichzeitig 
über Möglichkeiten blockfreier Konfliktlö-
sungsmechanismen diskutiert — ein Unter-
fangen, das noch zur Gründerzeit in Titos Er-
öffnungsrede zur Belgrader Konferenz zu-
rückgewiesen wurde. Aus Angst vor Spal-
tungstendenzen schlug er vor, daß „man... 
die Regelung solcher Fragen der bilateralen 
Praxis überlassen bzw. sie auf dem Weg der 
gegenseitigen friedlichen Verständigung re-
geln"58 ) sollte. Man beschränkte sich in der 
Folgezeit auf das Eintreten für friedliche Rah-
menbedingungen und auf Versuche, «ine In-
ternationalisierung der Konflikte zu verhin-
dern.
Aber die Konflikte der letzten Jahre haben 
eine größere Dimension und Schärfe erreicht 
So wurde von Sri Lanka 1978 der Vorschlag 
zur Bildung einer „Kommission zur friedli-



chen Lösung von Grenzkonflikten“ zur Er-
möglichung präventiver Konfliktlösung vor-
geschlagen. Im Gegensatz dazu sieht der 1979 
von Jugoslawien vorgelegte Vorschlag nicht 
die Bildung einer ständigen Kommission, son-
dern die Bildung jeweiliger Ad-hoc-Komitees 
nach Zustimmung der Betroffenen vor. Kei-
nes der beiden Dokumente ist bisher verab-
schiedet worden. Der jugoslawischen Vor-
schlag wurde aber als Anhang zur Schlußde-
klaration von Havanna genommen.
Auch in Neu-Delhi wurden keine institutio-
neilen Lösungen vorgeschlagen. Zum ersten 
Mal wurden aber weiter ausgeführte Prinzi-
pien niedergelegt, auf deren Grundlage die 
Diskussion weitergeführt werden soll: „Die 
Unverletzlichkeit von anerkannten interna-
tionalen Grenzen, Nichteinmischung und 
Achtung des Menschenrechts auf freie natio-
nale und soziale Entwicklung", friedliche Lö-
sung in Übereinstimmung mit der Charta der 
Vereinten Nationen und regionalen Organi-
sationen wie der OAU. Es wird bekräftigt, daß 
„Streitfälle zwischen benachbarten Staaten 
ausschließlich auf friedlichem Wege durch di-
rekte Verhandlungen, Vermittlungen oder 
gute Dienste, die von den betroffenen Par-
teien akzeptiert werden, oder andere Maß-
nahmen, die in der Charta der Vereinten Na-
tionen niedergelegt sind", gelöst werden sol-
len59 ).

61) Es ist nur ein Dankeschön an das Good-Will-
Committee enthalten.
62) NAC/CONF. 7/Doc. 1/Rev. 2. § 193.

Der Krieg zwischen dem Iran und dem Irak 
provozierte unabhängig v
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on einer Grundsatz-
entscheidung sofortige Aktionen der Block-
freien ).  Der erste Vorschlag zur Einrichtung 
eines „Good-will-Komitees', dem Algerien, In-
dien, Jugoslawien, Kuba, Pakistan, die PLO 
und Sambia angehören sollten, stieß auf große 
Schwierigkeiten. Der Irak lehnte die Teil-
nahme Algeriens ab, während der Iran darauf 
bestand. Auf der Außenministerkonferenz in 
Neu-Delhi (Februar 1981) wurde deshalb eine 
Modifizierung vorgenommen. Die Außenmi-
nister von Indien, Kuba, Sambia und der Chef 
der Politischen Abteilung der PLO wurden 
aufgefordert, „alle möglichen Anstrengungen 
zu unternehmen", um zu einer Einstellung des 
Krieges zu kommen. Die Aktivitäten dieses 
Komitees waren aber ebensowenig erfolg-
reich wie die Mission der Islamischen Konfe-
renz und des UN-Generalsekretärs. So führte 
dieser Konflikt zur Vertagung des 7. Gipfel-
treffens und blieb Dauerthema in Neu-Delhi

59) NAC/CONF. 7/Doc. 1/Rev. 2, § 171 ff.
60) Vollständige Berichte dieser Kommission sind 
in einer achtbändigen Dokumentensammlung ent-
halten, die von Kuba zur 7. Gipfelkonferenz ver-
öffentlicht worden ist: The Movement of Non-
Aligned Countries, September 1979 — January 
1983, 8 Vols., Havanna 1983. 

selbst Der irakische Vize-Präsident Taha Mu-
hiddin Marouf schlug die Einrichtung eines 
Schlichtungsausschusses vor, dessen Spruch 
für beide Seiten verbindlich sein sollte. Der 
iranische Premierminister Mir Hossein 
Moussavi wies aber alle Vermittlungsbemü-
hungen zurück und bekräftigte auf einer Pres-
sekonferenz das Festhalten des Irans an sei-
nem harten Kurs. Teheran sucht die Entschei-
dung weiter auf dem Schlachtfeld, um mit ei-
nem Sieg auch den Sturz Saddam Husseins zu 
erreichen.
Dieser Konflikt wurde auch bis zum Ende der 
Konferenz nicht gelöst. Da der Iran bis zuletzt 
darauf bestand, den Irak im Schlußdokument 
als Aggressor zu verurteilen, wurde vollstän-
d
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ig darauf verzichtet, einen Passus über den 
Konflikt in die Schlußdeklaration aufzuneh-
men ).  Statt dessen rief Indira Ghandi erneut 
zur Beendigung des Krieges auf. „Als Vorsit-
zende werde ich die Konsultationen fortset-
zen und alle möglichen und angemessenen 
Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels un-
ternehmen.“
Infolge dieser Auseinandersetzung wurde 
auch der Ort der 8. Gipfelkonferenz noch 
nicht festgelegt. Zwar votierte die überwälti-
gende Mehrheit für Bagdad, hofft auf eine bal-
dige Beendigung des Krieges und will dann 
diesen Beschluß fassen. Eine endgültige Ent-
scheidung wird spätestens auf der Außenmi-
nisterkonferenz 1985 in Angola fallen

c) Initiativen gegen Stillstand im Nord-Süd- 
Dialog

Die wirtschaftliche Lage in der Dritten Welt 
ist katastrophal. Die Folgen der Weltwirt-
schaftskrise sind für die Entwicklungsländer 
weitaus schwerer als für die industrialisierten 
Länder. Die Schuldenlast ist auf 600 Mrd. Dol-
lar angestiegen; der Verfall der Rohstoff-
preise hat 1981/82 zu einem Exportausfall von 
150 Mrd. Dollar geführt; jährlich müssen al-
lein 106 Mrd. Dollar für die Schuldentilgung 
aufgebracht werden. Gleichzeitig steigt der 
Protektionismus der Industrieländer, die 
Terms of Trade verschlechtern sich durch den 
Anstieg der Importwarenpreise und die ent-
wickelten Länder scheinen zur Zeit kaum zu 
mehr als zur Klimaverbesserung bereit zu 
sein. Die Folgen dieser Entwicklung für die 
Lebensbedingungen von Milliarden von Men-
schen sind kaum vorstellbar.
Diese Situation fordert daher dringend die 
Entwicklung und Förderung neuer Aktionen



und Strategien. Im Zentrum der Aufmerksam-
keit standen daher nicht neue Forderungen 
an den Norden, sondern neue Initiativen zur 
Überwindung des Stillstands im Nord-Süd-
Dialog.
Grundlage der Strategie ist für die Block-
freien nicht Autarkie oder Abkoppeln von 
den Ökonomien der industrialisierten Länder, 
sondern Zusammenarbeit mit ihnen. „In einer 
wachsend interdependenten Welt sind das 
wirtschaftliche Schicksal und die Stabilität 
beider Gruppen von Ländern mehr und mehr 
miteinander verflochten."63 ) Diese „Interde-
pendenz ist jedoch wegen des gegenwärtigen 
ungerechten ökonomischen Systems asym-
metrisch“64 ), arbeitet zum Nachteil der Ent-
wicklungsländer und hat zu einer Verschär-
fung der Weltwirtschaftskrise geführt. Die Er-
richtung einer neuen Weltwirtschaftsordnung 
sei deshalb nach wie vor eine dringende Not-
wendigkeit, um zu einer dauerhaften Gesun-
dung der Weltwirtschaft zu kommen.

63) NAC/CONF. 7/Doc . 6/Rev. 3 (Das ist die 
Schlußfassung der ökonomischen Deklaration), § 4.
64) Ebenda, § 10.
65) Ebenda, § 5.
66) Ebenda, § 19.

67)  Ebenda, § 105.
68) Alle wesentlichen Dokumente zu dieser Frage 
sind enthalten in: ECDC-Handbook, Documents of 
the Movement of Non-Aligned Countries and the 
Group of 77, Published by the Ministry of External 
Affairs, India, New Delhi 1983.

Auch aus politischen Gründen muß diese For-
derung erfüllt werden. „Frieden und Entwick-
lung sind voneinander abhängig, und die in-
ternationale Gemeinschaft kann sich so lange 
keines dauerhaften Friedens sicher sein, so-
lange die wirtschaftlichen Ungleichheiten 
zwischen den Nationen größer werden.“65 ) 
Die Blockfreien forderten deshalb in Neu-
Delhi „ein neues Konzept internationaler Si-
cherheit, das die Interessen aller Nationen 
und aller Völker am Überleben“66 ) berück-
sichtigt.
Auf dem Weg dorthin brachte Neu-Delhi ei-
nen Schwerpunktwechsel, um den Nord-Süd-
Dialog wieder anzukurbeln. In den letzten 
drei Jahren hatte man sich darauf konzen-
triert, ein Zustandekommen der Globalver-
handlungen über strukturelle Veränderungen 
des Weltwirtschaftssystems zu erreichen. An-
gesichts der gegenwärtigen Aussichtslosig-
keit zur Verwirklichung dieser Forderungen, 
will man jetzt zuerst auf die Durchsetzung 
einer Reihe von Sofortmaßnahmen in den Be-
reichen drängen, die von besonderer Wichtig-
keit für die Entwicklungsländer sind: Res-
sourcentransfer, Verschuldungsfragen, Roh-
stoffe, Energie und Nahrungsmittel. Im Zen-
trum steht dabei die Forderung nach einer 
internationalen Konferenz über Währung 
und Finanzen, um zu einer Reform des „unge-
rechten und überholten internationalen Wäh-
rungs- und Finanzsystems“ zu kommen.

Der Plan für Globalverhandlungen wurde 
aber nicht aufgegeben. Ein indischer Konfe-
renzsprecher erläuterte, daß die Sofortmaß-
nahmen „den Patienten am Leben halten" sol-
len, während die Globalverhandlungen als 
„langfristige Therapie" gelten.

d) Politische Impulse für die Verstärkung der 
Süd-Süd-Beziehungen

In dieser schwierigen Lage erhielt die Diskus-
sion über die Süd-Süd-Beziehungen großen 
Auftrieb. „Zusammen besitzen die Entwick-
lungsländer große Märkte. Sie produzieren 
praktisch alle Rohstoffe und haben ein großes 
Reservoir an Arbeitskräften, technischen Fä-
higkeiten, Produktionskapazitäten und finan-
ziellen Ressourcen."67 ) Angesichts dieser 
Möglichkeiten soll die wirtschaftliche Zusam-
menarbeit der Entwicklungsländer dazu die-
nen, durch die Stärkung der Collective Self-
Reliance die Verhandlungsposition der Drit-
ten Welt gegenüber den Industrieländern zu 
stärken und ihre Verwundbarkeit gegenüber 
Pressionen und gegenüber den Folgen der ge-
genwärtigen Weltwirtschaftskrise zu vermin-
dern.
Jedoch dürfen die Erwartungen nicht zu hoch 
geschraubt werden. Seit der Verabschiedung 
des ersten „Aktionsprogramms für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit“ in Georgetown 197268 ) 
ist man über einen Erfahrungsaustausch im 
wesentlichen nicht hinausgekommen. Zwar 
hat sich der Handel zwischen den Entwick-
lungsländern zwischen 1970 und 1980 von 
drei auf sieben Prozent Anteil am Welthandel 
gesteigert, dies geht aber hauptsächlich auf 
die Steigerung des Ölpreises wie auf die Im-
porte der OPEC- und anderer sogenannter 
Schwellenländer zurück.
Zwei Beispiele mögen die Langfristigkeit von 
Fortschritten in den Süd-Süd-Beziehungen 
verdeutlichen. So wurde bereits 1973 in Al-
gier ein „Solidaritätsfonds für die ökonomi-
sche und soziale Entwicklung in den block-
freien Ländern" beschlossen. Bisher haben 
erst sieben Staaten diesen Vertrag ratifiziert, 
16 haben ihn unterzeichnet und zwölf weitere 
haben ihre Bereitschaft erklärt, ihm beizutre-
ten. Da er aber erst nach der Unterzeichnung 
von 40 Ländern in Kraft tritt, steht er immer 
noch lediglich auf dem Papier. Ein ähnliches 
Schicksal droht der seit 1976 diskutierten 
Bank der Entwicklungsländer, die durch Res-
sourcen der OPEC finanziert werden sollte. 



Diese zeigen zur Zeit jedoch dazu keine Be-
reitschaft, so daß der im Entwurf der ökono-
mischen Deklaration vorgesehene Grün-
dungstermin 1985 in der Schlußfassung nicht 
mehr auftaucht, sondern nur die Existenz ei-
ner Studie zu diesem Bankprojekt mit Inter-
esse zur Kenntnis genommen und auf die 
Stärkung der existierenden Finanzinstitutio-
nen hingewiesen wird.
Einige andere Institutionen zum Erfahrungs-
austausch arbeiten aber schon. Das „Zentrum 
für öffentliche Unternehmungen" in Jugosla-
wien ist seit längerer Zeit erfolgreich tätig. 
Das Statut für ein „Zentrum für Wissenschaft 
und Technik" in Neu-Delhi wurde verabschie-
det, und in New York hat eine Dokumenta-
tionsarbeit über die Süd-Süd-Kooperation in 
Zusammenarbeit zwischen der „Gruppe der 
77" und den Blockfreien begonnen, überhaupt 
soll in nächster Zeit ein Augenmerk darauf 
gerichtet werden, die Aktivitäten der Block-
freien und das .Aktionsprogramm von Cara-
cas" der .Gruppe der 77' aufeinander abzustim-
men.
Alle diese Probleme machen deutlich, daß 
eine Süd-Süd-Beziehung zwar als politische 
Notwendigkeit empfunden wird, die Realisie-
rung aber noch vor großen Schwierigkeiten 
steht. Sie kann deshalb auch aus diesem 
Grund kein Ersatz für eine Verbesserung der 
Nord-Süd-Beziehungen darstellen.

e) Position zu einigen Regionalproblemen
Ein großer Teil der Politischen Deklaration ist 
verschiedenen Regionalproblemen gewidmet. 
Im wesentlichen werden dabei aber bekannte 
Positionen der Blockfreien wiederholt.
Bezüglich Namibia wird die Unterstützung 
der SWAPO und ihre Forderung nach Unab-
hängigkeit bekräftigt; Südafrika und die USA 
werden scharf kritisiert. Die Herstellung ei-
nes Zusammenhangs zwischen der Unabhän-
gigkeit Namibias und dem Abzug kubani-
scher Truppen aus Angola wird entschieden 
abgelehnt. Unterstützt werden auch die Be-
freiungsbewegungen in Südafrika selbst.
Eine wichtige Kontroverse gab es um die 
Frage des Indischen Ozeans, der zu einer 
„Zone des Friedens" erklärt werden soll. 
Scharf wird die Rivalität der Großmächte in 
diesem Raum verurteilt; die USA und die 
UdSSR werden zu Verhandlungen über die 
Reduzierung und Einstellung ihrer militäri-
schen Präsenz aufgefordert. Es sollen An-
strengungen unternommen werden, um die 
Durchführung der UN-Konferenz über den 
Indischen Ozean für 1984 sicherzustellen. 
Streit gab es darüber, ob in diesem Abschnitt 

der amerikanische Stützpunkt Diego Garcia 
als einzige Basis beim Namen genannt wer-
den solle. Dies wurde abgelehnt, gleichzeitig 
aber ein gesonderter Abschnitt beschlossen, 
der — das ist neu für die Blockfreien — die 
Rückgabe des Chagos Archipels, zu dem auch 
Diego Garcia gehört, an Mauritius fordert.
Bezüglich des Nahen Ostens wird die Unter-
stützung der PLO bekräftigt und der in Fez 
verabschiedete Friedensplan der Arabischen 
Liga unterstützt. Auf Antrag Arafats wurde 
ein achtköpfiges Komitee gebildet, das der 
PLO-Führung Hilfestellung leisten soll69 ). 
Scharf werden Israel und die USA kritisiert. 
Eine Verurteilung des Abkommens von Camp 
David wird jedoch nur indirekt vorgenom-
men.

69) Dem gehören Algerien, Bangladesh, Jugosla-
wien, Indien, Kuba, die PLO, Sambia und der Sene-
gal an.
70) NAC/CONF. 7/Doc. 10.

In der Afghanistan-Frage wurden die Be-
schlüsse von 1981 wiederholt, ergänzt durch 
die Unterstützung der Friedensbemühungen 
des Generalsekretärs der Vereinten Natio-
nen. Pakistan bestand aber erfolgreich darauf, 
daß ein direkter Verweis auf die indirekten 
Gespräche in Genf aus dem indischen Ent-
wurf gestrichen wurde. Jeder Eindruck sollte 
vermieden werden, daß es sich hier um ein 
bilaterales Problem zwischen Afghanistan 
und Pakistan handele.
Großen Raum nehmen auch Latein- und Mit-
telamerika betreffende Fragen ein. Im we-
sentlichen werden jedoch die Beschlüsse der 
Ministertagung des Koordinationsbüros der 
Blockfreien in Managua wiederholt, ein-
schließlich der dort erfolgten scharfen Kritik 
an den USA
Aus europäischer Sicht ist noch von Bedeu-
tung, daß die Konferenz die Initiativen der 
Gruppe der europäischen Neutralen und 
Blockfreien (N & N) im Rahmen der Madrider 
Nachfolgekonferenz der KSZE positiv wür-
digt und unterstützt und dafür eintritt, das 
Mittelmeer zu einer Zone des Friedens zu 
machen.

f) Das Schicksal des Koordinationsbüros
Ein wichtiger Beschluß der Konferenz wurde 
bezüglich der Arbeit des Koordinationsbüros 
getroffen. Das seit 1973 mit wachsender Mit-
gliedschaft bestehende Gremium wurde er-
neut vergrößert70 ), diesmal von 36 auf 66, oder 
besser gesagt: Jeder, der wollte, konnte Mit-
glied werden. Hierin drücken sich zweierlei 
Tendenzen aus. Zum einen hat in den letzten 
Jahren die Beteiligung an den Büro-Sitzun-



gen beständig zugenommen, auch deshalb, 
weil die Bedeutung der dort behandelten Fra-
gen anstieg. Deshalb der Wunsch vieler Mit-
glieder, die eigene Stimme zur Geltung zu 
bringen. Mit der Zahl der Bewerbungen 
wurde es aber zum anderen auch zunehmend 
schwieriger, eine konsensfähige regionale 
Verteilung der Sitze zu erreichen. Es wurden 
deshalb mehrere Vorschläge zur Verände-
rung der Strukturen des Büros diskutiert. Im 
Gespräch war eine zeitliche oder alphabeti-
sche Rotation. Dies erfuhr unter dem Ge-
sichtspunkt der Kontinuität der Arbeit jedoch 
keine Zustimmung. Mit der großen Erhöhung 
der Zahl der Mitglieder ging man so einer-
seits Besetzungsschwierigkeiten aus dem 
Weg. Gleichzeitig verringerte sich anderer-
seits der Unterschied zwischen Koordina-
tionsbüro und Plenum. Von nun an wird es 
noch schwieriger sein, das Koordinationsbüro 
als Leitungsorgan der Blockfreien zu bezeich-
nen. Das letzte Wort ist aber sicherlich noch 
nicht gesprochen. Die 8. Gipfelkonferenz wird 
sich erneut mit dieser Frage befassen müs-
sen.

4. Weitere Zurückdrängung des kubani-
schen Einflusses

Was bedeuten nun Konferenzverlauf und 
-ergebnisse für die Auseinandersetzung zwi-
schen dem pro-sowjetischen Flügel und der 
Mehrheitsströmung, die die Unabhängigkeit 
von beiden Blöcken stärken wollte?
Mit dem von Indien vorgelegten Resolutions-
entwurf war man auf der Seite des von Kuba 
geführten Flügels offensichtlich unzufrieden. 
Nur wenige Tage nach seiner Veröffentli-
chung versuchten kubanische Diplomaten in 
Neu-Delhi zu intervenieren. Und während 
der Konferenz erklärte M. Bishop, Premiermi-
nister von Grenada, daß sie versuchen wür-
den, „fortschrittlichere Positionen in den Re-
solutionsentwurf zu bekommen"71 ). Ähnliches 
war von Nicaragua zu hören. Diese „Verbesse-
rungsvorschläge" bezogen sich jedoch nicht 
mehr — und das ist sicherlich eine erstaunli-
che Erscheinung — darauf, daß die Prinzipien 
der Blockfreiheit im Sinne eines „natürlichen 
Bündnisses" mit Moskau verändert werden 
müßten. Auch in den Plenarreden war davon 
nichts mehr zu hören. Selbst die offenen Lob-
lieder auf Moskau waren selten geworden. So 
erwähnte Fidel Castro in seiner zweistündi-
gen Rede nur einmal die UdSSR. Samora Ma-
chel dankte für die Unterstützung, die ver-
schiedene Staaten den Frontstaaten gegeben 
hätten, und hob dabei „insbesondere die sozia- 72) Patriot, 9.3. 1983.

’73) Granma (W), 18. Jg„ No. 12, 20. 3. 1983, S. 3.
74) NAC/Conf. 7/Doc. 1/Rev. 2, § 66.71) Transcript of Press Conference, 9.3. 1983, S. 19. 

listischen"72 ) hervor. Darüber hinaus unter-
stützte er die Vorschläge des Warschauer 
Paktes gegen das Wettrüsten. In diese Rich-
tung gingen noch einige wenige weitere Re-
debeiträge.
Der Grund für diesen erstaunlichen Wandel 
gegenüber der Konferenz von Havanna ist in 
zwei Dingen zu sehen. Zum einen war in den 
letzten Jahren klar geworden, daß ein Insi-
stieren auf Durchsetzung dieser Position zu 
einer vollständigen Isolierung führen würde. 
Daran bestand und besteht natürlich auch bei 
Kuba kein Interesse, zumal es in Neu-Delhi 
ein Lob für die Jahre seiner Präsidentschaft 
ausgesprochen haben wollte. Eine Fortset-
zung der Konfrontation hätte dies unmöglich 
gemacht
Dieser Verzicht bedeutete aber nicht, daß das 
Feld kampflos geräumt wurde. Es wurde ver-
sucht, den indischen Entwurf im Sinne der 
schon länger verfolgten Taktik dadurch zu 
„verbessern", daß die Kritik an den USA ver-
schärft wurde. Hierin war man nicht erfolglos. 
„Es war wenig Zeit für Indien, um in allen Ein-
zelheiten Konsultationen durchzuführen. Und 
aus diesem Grund — unter anderen — wur-
den wesentliche Verbesserungen durch die 
Einführung wichtiger neuer Elemente"73 ) in 
dem Entwurf gemacht. In den Abschnitten 
über das südliche Afrika, Palästina und La-
teinamerika wurden scharfe Kritiken an den 
USA aufgenommen. Es wäre jedoch ein Feh-
ler, dies als Maßstab für den sowjetischen 
Einfluß zu nehmen. Die Kritik an der ameri-
kanischen Politik wird in den Reihen der 
Blockfreien als berechtigt empfunden, zumal 
die Reagan-Administration in den letzten 
Jahren fast alle erdenklichen Möglichkeiten 
genutzt hatte, um die Blockfreien vor den 
Kopf zu stoßen. Reagan war deshalb wahr-
scheinlich der beste Verbündete Kubas.
Zusätzlich wurden einige Formulierungen ge-
genüber dem indischen Entwurf verändert 
bzw. neu eingeführt, die einen direkten Hin-
weis au
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f die „sozialistischen Länder" enthalten 
oder als solcher interpretiert werden können. 
So werden „alle Mitgliedstaaten der Bewe-
gung und andere friedliebende Länder" aufge-
rufen, Zimbabwe gegen die Destabilisierungs-
versuche Südafrikas zu unterstützen ).  In der 
Nah-Ost-Frage ruft die Konferenz alle Länder 
auf, „die die Befreiung von besetzten Ländern 
und die palästinensische Sache unterstützen, 
alle angemessenen Mittel gegen die Länder 
zu ergreifen, die Israel in der Verfolgung sei-
ner Politik ermutigen, insbesondere die 



USA“ 75). Und zum gleichen Problem drückt 
die Konferenz ihre Befriedigung über „die ef-
fektive Solidarität” aus, die „durch alle Staaten 
und Kräfte, die den Kampf des palästinensi-
schen Volkes und der arabischen Nation" un-
terstützen, gegeben worden ist. Erwähnt wer-
den „besonders die Länder der Organisation 
für Afrikanische Einheit, die sozialistischen 
Länder und die Organisation der Islamischen 
Konferenz. Die Konferenz lobt auch den fort-
geschrittenen europäischen Standpunkt in 
der Nah-Ost- und Palästina-Frage”765). Aber 

75) Ebenda § 105 c.
76) Ebenda.
77) Süddeutsche Zeitung, 16. 3. 1983.
78 Handelsblatt, 25.3. 1983.
79) Zu sowjetischen Reaktionen vgl. K. Fritsche in 
epd-Entwicklungspolitik 7/83, an gleicher Stelle 
A Skriver zur Reaktion der USA

auch diese Formulierungen bedeuten noch 
eine Abschwächung der positiven Würdigung 
des Ostblocks gegenüber den Resolutionen 
aus Havanna. Sie beziehen sich ausschließlich 
auf konkrete Situationen.
Zusammengenommen lassen diese Ergebnis-
se, wenn man bei einer Bewertung den ge-
samten Konferenzverlauf und den Hauptte-
nor der Schlußdokumente mit berücksichtigt, 
nur die Schlußfolgerung zu, daß in Neu-Delhi 
der Einfluß der kubanischen Fraktion weiter 
geschwächt worden ist.

III. Mit etwas mehr Optimismus in

Die internationale Reaktion auf die Blockfrei-
enkonferenz war unterschiedlich. Während 
ihre Ergebnisse in der Dritten Welt auf allge-
meine Zustimmung gestoßen sind, äußerte 
sich das amerikanische Außenministerium 
unzufrieden. „Die unfairen Attacken im politi-
schen Teil der Deklaration und das Fehlen 
von Kritik an der Sowjetunion beeinträchti-
gen die Glaubwürdigkeit des Dokuments."77 ) 
Die Sowjetunion gibt sich dagegen nach au-
ßen hin zufrieden, macht aber in ihren Reak-
tionen deutlich, daß sie nur die anti-imperiali- ■ 
stischen Elemente bei den Blockfreien unter-
stützen wolle — so der sowjetische Minister-
präsident Tichonow während seines Besuches 
in Belgrad kurz nach dem Gipfel78 ). Hervor-
stechend ist in der sowjetischen Pressebe-
richterstattung darüber hinaus der Versuch, 
Gemeinsamkeiten in Fragen der Abrüstung 
hervorzustreichen, während den ökonomi-
schen Fragen kaum Bedeutung beigemessen 
wird79 ).

Die Reaktion der westeuropäischen Länder 
scheint differenzierter ausgefallen zu sein. In 
der bundesdeutschen Presseberichterstattung 
schwankt man noch zwischen einem „erneu-
ten Sieg der radikalen Minderheit" (Die Welt, 
14.3. 1983), einem „Erfolg der Gemäßigten" 
(Die Zeit, 18. 3. 1983) oder den „Blockfreien im 
Umbruch" (Stuttgarter Zeitung 15. 3. 1983), wo-
nach „Die Blockfreien ... weiter gemäßigteren 
Kurs“ steuern (Neue Osnabrücker Zeitung, 
14.4. 1983). Es herrscht aber die Auffassung

die Zukunft

vor, daß in Neu-Dehli eine Tendenzwende 
eingetreten sei.

Wenn damit jedoch gemeint ist, daß nach dem 
beständig wachsenden sowjetischen Einfluß 
in der Blockfreienbewegung, durch den die 
Blockfreien in die Nähe Moskaus gerückt 
si

80
nd, jetzt eine Rückkehr zur Äquidistanz in 

greifbare Nähe gerückt ist ), dann ist dieser 
These von der „Tendenzwende" zu widerspre-
chen. Denn die Blockfreienbewegung hat zu 
keinem Zeitpunkt ihre unabhängige interna-
tionale Position aufgegeben. Sie war auch un-
ter kubanischer Führung kein Anhängsel 
Moskaus. Dennoch ist in Neu-Dehli eine Ver-
änderung des Kräfteverhältnisses innerhalb 
der Blockfreienbewegung zum Ausdruck ge-
kommen. Wegen der sowjetischen Invasion in 
Afghanistan und nach dreijährigen Erfahrun-
gen mit der kubanischen Präsidentschaft hat 
die Kritik an der Sowjetunion zugenommen 
und wird sich, sollte diese nicht ihre Politik 
gegenüber den Blockfreien ändern, auch in 
Zukunft verschärfen. Die letzten drei Jahre 
haben in dieser Hinsicht zu einem Klärungs-
prozeß geführt, wichtige Erfahrungen machen 
lassen und die Reife der Bewegung erhöht.

Die Blockfreien haben also in prinzipieller 
Hinsicht ihre Unabhängigkeit von den Super-
mächten bestärkt. Dies wird aber in Zukunft 
nicht ausreichen; es müssen gleichzeitig ver-
stärkte Anstrengungen unternommen wer-
den, der praktischen Verletzung dieser Prinzi-
pien entgegenzuarbeiten. Bei vielen Mit-
gliedsländern ist der Widerspruch zwischen 
Theorie und Praxis nicht zu übersehen.

80) Diese Sicht z. B. bei G. Baumann, Die Block-
freien-Bewegung, Melle 1982.



Nur wenn dies erfolgreich geschieht, kann 
die Rolle der Blockfreien in den internationa-
len Beziehungen auch wieder gestärkt wer-
den. Angesichts ihrer mangelnden Macht-
möglichkeiten haben sie nur die Chance, als 
.moralische Kraft" Druck auszuüben, die öf-
fentliche Weltmeinung zu mobilisieren und 
— vor allem — über das System der Verein-
ten Nationen für die Verwirklichung ihrer 
Ziele zu wirken. Dieser Druck wird jedoch 
nur dort wirksam sein können, wo die ge-
meinsamen Interessen durch gemeinsame 
Aktionen zur Geltung gebracht werden. Des-
halb war es von besonderer Bedeutung, daß 
die Blockfreien in Neu-Delhi bemüht waren, 
sich auf die Fragen von „Frieden, Abrüstung 
und Entwicklung" zu konzentrieren, in denen 
das größte gemeinsame Interesse liegt. Auf 
diesen Gebieten sollen auch in den nächsten 
Monaten und Jahren die wichtigsten Initiati-
ven durchgeführt werden, wobei man sich 
auch der Lösung bilateraler Probleme stellen 
muß.

Mit der verstärkten Hinwendung zu dem Pro-
blem des Friedens und dem damit verbunde-
nen „Zurück zu Belgrad" beginnt darüber hin-
aus eine neue Phase in der Entwicklung der 
Blockfreienbewegung, die wieder stärker die 
Beziehungen zwischen den Supermächten 
zum Gegenstand blockfreier Politik macht.

In Neu-Delhi war das Bemühen, zu einheit-
lichen Positionen zu kommen, unverkenn-
bar. Nach dreijährigem Konfrontationskurs 
herrschte die Suche nach Übereinstimmung 
vor. Wie lange dieses Bemühen aber Bestand 
hat und ob die in Neu-Delhi gefundene Platt-
form auch in Zukunft tragfähig sein wird, 
kann erst die Entwicklung der nächsten Jahre 
zeigen. In diesem Sinne schloß Indira Ghandi 
die Konferenz, indem sie erklärte, „daß die 
Konferenz ein Gipfeltreffen genannt wurde, 
aber wir haben in einem anderen Sinne nur 
das Basislager errichtet und haben noch ei-
nen langen Aufstieg zur Erreichung unserer 
Ziele und Ideale vor uns".

Liste der Teilnehmer der Gipfelkonferenz der Blockfreien 
in Neu-Delhi
Mitglieder

Ägypten, Äquatorial-Guinea, Äthiopien, Afghanistan, Algerien, Angola, Argentinien, Bahamas, 
Bahrain, Bangladesh, Barbados, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botswana, Burundi, Demokrati-
sche Volksrepublik Korea, Djibouti, Elfenbeinküste, Ekuador, Gabon, Gambia, Ghana, Grenada, 
Guinea, Guinea-Bissao, Guayana, Indien, Indonesien, Irak, Iran, Jamaica, Jordanien, Jugosla-
wien, Kamerun, Kap Verden, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kuba, Kuwait, Laos, Lesotho, 
Libanon, Liberia, Libyen, Madagaskar, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, 
Mauretanien, Mauritius, Mocambique, Nepal, Nicaragua, Niger, Nigeria, Obervolta, Oman, 
Pakistan, PLO, Panama, Peru, Quatar, Ruanda, Sambia, Sao Tom und Princip, Saudi-Arabien, 
Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Singapur, Somalia, SWAPO, Sri Lanka, Sudan, Surinam, Swa-
siland, Syrien, Tansania, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tunesien, Uganda, Vanuatu, Ver-
einigte Arabische Emirate, Vietnam, Yemen-Arabische Republik, Yemen-DVR, Zaire, Zentral-
afrikanische Republik, Zimbabwe, Zypern.

Beobachter

Antigua und Barbuda, Brasilien, Costa Rica, Dominica, El Salvador, Mexiko, Papua Neu Guinea, 
Philippinen, Uruguay, Venezuela, Afrikanischer Nationalkongreß (ANC), Afro-Asiatische Völ-
kersolidaritätsorganisation (AAPSO), Liga der Arabischen Staaten, Organisation für Afrikani-
sche Einheit (OAU), Organisation der Islamischen Konferenz, Panafrikanischer Kongreß von 
Azania (PAC), Sozialistische Partei Puerto Ricos, Vereinte Nationen.

Gäste
Dominikanische Republik, Finnland, Österreich, Portugal, Rumänien, San Marino, Spanien, 
Schweden, Schweiz, Vatikanstaat, FAO, Internationales Rotes Kreuz, Internationale Konferenz 
zur Frage Palästinas, UN-ad-hoc-Ausschuß für den Indischen Ozean, UN-Kommissar für Nami-
bia, UN-Ausschuß für die Ausübung der unveräußerlichen Rechte des palästinensischen Vol-
kes, Rat der Vereinten Nationen für Namibia, UNCTAD, UNDP, UNESCO, UNIDO, UN-Son-
derausschuß gegen Apartheid, UN-Sonderausschuß für Dekolonisierung, Welternährungsrat, 
Weltgesundheitsorganisation
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Neutralität und Blockfreiheit in Europa

Sicherheits- und Verteidigungspolitik im Vergleich

„Neutrale Alternative(n)" und „Neutralismus“ 
sind die beiden Pole, zwischen denen in der 
Bundesrepublik wie auch in anderen Staaten 
seit geraumer Zeit sicherheitspolitische Kon-
troversen ausgetragen werden. Ausgangs-
punkt der Diskussion, die in ihren Weiterun-
gen Grundsatzfragen der außenpolitischen 
Orientierung berührt, bildet die Kritik an den 
negativen politischen, ökonomischen und so-
zialen Folgen des Rüstungswettlaufs, dessen 
Ursachen als Konsequenz sicherheitspoliti-
scher Konzeptionen gesehen werden, die in 
die Zwänge der andauernden, neuerlich sich 
sogar wieder verschärfenden Konfrontation 
der beiden Blöcke in Ost und West eingebet-
tet sind. Im Kreuzfeuer der Kritik steht nicht 
zuletzt die Sicherheitspolitik des westlichen 
Bündnisses. Ihr wird nicht nur vorgehalten, 
an überholten Konzeptionen festzuhalten, 
sondern darüber hinaus noch vorgeworfen, in 
der Praxis die Reste der Entspannungspolitik 
aufs Spiel zu setzen. Solche Befürchtungen 
werden durch die politische Handhabung des 
„Nachrüstungsbeschlusses" genährt und von 
widersprüchlichen Akzenten in neuen sicher-
heitspolitischen Maximen und rüstungstech-
nischen Ambitionen der Reagan-Administra-
tion vertieft. In ihren praktischen Konsequen-
zen erscheint die sicherheits- und verteidi-
gungspolitische Doktrin nicht mehr als Ga-
rant, daß in einem möglichen Verteidigungs-
fall die schütz- und verteidigungswerten Gü-
ter und Werte angesichts der exponierten 
Lage der Bundesrepublik verteidigt werden 
können: die Wahrscheinlichkeit erscheint 
eher größer, daß bei einem Versagen der Ab-
schreckung ihre Verteidigung faktisch un-
möglich ist und sie vollständiger Vernichtung 
ausgeliefert sind.

Ein Element dieses Unbehagens ist das Nach-
denken über sicherheitspolitische Alternativ-
konzeptionen; die Skala der Vorschläge 
reicht dabei von der allgemeinen Formel ei-
ner stärkeren Betonung deutscher Interessen 
bei der Bestimmung der Politik des westli-
chen Bündnisses über die Forderung nach 
»neutralen Alternativen" bis hin zu Überle-
gungen über ein Disengagement, eine militä-
rische Ausdünnung bestimmter geographi-
scher Bereiche, atomwaffenfreie Zonen usw. 
Von den Verfechtern der etablierten sicher-

heitspolitischen Positionen werden derartige 
Überlegungen summarisch als politisch unbe-
dachter, abenteuerlicher und bedrohlicher 
„Neutralismus" abgetan und verworfen.

Hier sollen keine weiteren Spielarten der 
kontroversen Spekulationen über einen neu-
tralen Status der Bundesrepublik entwickelt 
oder Vor- und Nachteile von Vorstellungen 
eines Disengagements, atomwaffenfreier Zo-
nen u. a., die damit in Zusammenhang ge-
bracht werden, diskutiert werden. Die folgen-
den Überlegungen gehen vielmehr von der 
Feststellung aus, daß die Vielzahl und Spann-
weite der Fragen und Probleme, die in dieser 
Diskussion mit dem Begriff der Neutralität 
verbunden werden, dessen Gehalt — auch bei 
einer weitgefaßten Auslegung — Überfrach-
ten. Die undifferenzierte Etikettierung der 
verschiedensten sicherheitspolitischen Kon-
zepte als neutrale Alternativen verzerrt nicht 
allein deren eigene Bedeutung, sondern auch 
Formen, Inhalte und Folgen einer an neutra-
len Grundsätzen orientierten Politik, insbe-
sondere daraus abgeleitete Bezüge für die 
Bundesrepublik. Ebenso verzerrend und un-
sachgemäß ist die pauschale Abqualifizierung 
allen kritischen sicherheitspolitischen Den-
kens als „Neutralismus", sofern es von den 
herrschenden Doktrinen abweicht. Darin wird 
eine Voreingenommenheit gegenüber Neu-
tralität sichtbar, die bereits in den außen- und 
sicherheitspolitischen Diskussionen in den 
fünfziger Jahren zu Tage getreten war. Auf 
diesem Hintergrund wird die erkennbare Pra-
xis neutraler Politik in Europa betrachtet, je-
doch nicht in einer umfassenden und grund-
sätzlichen Form, sondern unter Beschränkung 
auf Problemkreise, die in der Kritik der bünd-
nispolitischen Integration der Bundesrepu-
blik und bei den Annahmen über „neutrale 
Alternativen“ in den Vordergrund gestellt 
werden. In der neutralitätspolitischen Diskus-
sion erscheint Neutralität weniger als strikte 
rechtliche Kategorie, sondern in erster Linie 
als außenpolitische Orientierung ohne Bin-
dung an eine der Allianzen und einer von den 
Blöcken unabhängigen Politik. Ungeachtet al-
ler notwendigen Differenzierungen zwischen 
Neutralität und Blockfreiheit, wird es deshalb 
das blockfreie Jugoslawien in die Betrachtung 
mit einbezogen.



I. Merkmale von Neutralität und Blockfreiheit
Diskussionen über Neutralität vermitteln oft 
den Eindruck, als gäbe es ein einheitliches 
Modell neutraler Politik. Bis zu einem gewis-
sen Grade mag dies im Kontrast zu den bei-
den europäischen Blocksystemen zutreffen. 
Die Einheitlichkeit schwindet jedoch, wenn 
die Gruppe der neutralen Staaten „von innen“ 
betrachtet wird. In dieser Perspektive zeigt 
die vergleichende Betrachtung ein sehr viel 
differenzierteres Bild. Die Breite des Spek-
trums unterschiedlicher Ausprägungen neu-
traler und blockfreier Politik ist nicht zuletzt 
auch bedeutsam für alle Erörterungen, inwie-
weit Grundsätze neutraler und blockfreier Po-
litik Vorbilder für andere Staaten abgeben 
und auf sie übertragen werden können.
In der Neutralitätsdiskussion geht es in erster 
Linie nicht um den klassischen Fall der („ein-
fachen") Neutralität als dem völkerrechtli-
chen Institut, das Rechte und Pflichten von 
Staaten umschreibt, die sich in einem konkre-
ten Kriegsfall zwischen dritten Staaten und 
begrenzt auf die Dauer des Krieges als „neu-
tral“ erklären. Im Mittelpunkt stehen viel-
mehr die Voraussetzungen und Formen des 
neutralen Verhaltens bereits in Zeiten des 
Friedens. Auf dieses Problem bezogen bedin-
gen die unterschiedlichen historisch-politi-
schen Entstehungszusammenhänge, in denen 
jedes der Länder seine neutrale/blockfreie 
Position begründete, charakteristische Be
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son-
derheiten in ihrem jeweiligen nationalen 
Selbstverständnis und den Definitionen des 
„nationalen Interesses", die sich in besonderen 
Merkmalen des Stils und spezifischen The-
men ihrer Außenpolitik sowie im Verhältnis 
der einzelnen außenpolitischen Problemfel-
der widerspiegeln ).
1) Zur Entwicklung der Neutralität und neutraler' 
Politik vgl. allgemein die Sammlung von Texten, 
und Dokumenten bei R. Ogley, The Theory andl 
Practice of Neutrality in the Twentieth Century,, 
London 1970; für die Zeit nach 1945 P. Lyon, Neu-
tralism, Leicester 1963; als systematische Untersu-
chung der Probleme neutraler Politik D. Frei, Di-
mensionen neutraler Politik. Ein Beitrag zur Theo-
rie der internationalen Beziehungen, Genf 1969; zui 
Gemeinsamkeiten und Differenzen zwischen neu-
traler und blockfreier Politik H. Neuhold, Perma-
nent Neutrality and Non-Alignment: Similaritiess 
and Differences, in: österreichische Zeitschrift f.. 
Außenpolitik, XIX, 2, 1979, S. 79—99, und D. Frei,, 
Neutrality and Non-Alignment: Convergencies andl 
Contrasts, Papier, XI. World Congress, Internatio-
nal Political Science Association (IPSA), Moskau,, 
13.-18.8. 1979. Eine Bestandsaufnahme der Neutra-
litätsfragen aus rechtlicher Sicht gibt J. Köpfer, Die: 
Neutralität im Wandel der Erscheinungsformen, 
militärischer Auseinandersetzungen, München' 
1975; während wichtige Fragen, die sich aus den. 
neueren Entwicklungen der internationalen Politik 
ergeben, formuliert werden, bleiben die rechtlichen 

Die Schweiz und Schweden haben eine lange, 
teilweise bis über das 19. Jahrhundert zurück-
reichende Tradition ihrer Neutralität. Die Un-
terschiede im formalen Charakter und der 
völkerrechtlichen Verbindlichkeit haben al-
lerdings wichtige konzeptionelle und prakti-
sche Konsequenzen. Finnland, Jugoslawien 
und Österreich begründeten ihre neutrale/ 
blockfreie Position demgegenüber erst nach 
dem Zweiten Weltkrieg, wobei die internatio-
nale Konstellation des Ost-West-Konflikts 
auf die Definition ihrer Stellung entscheiden-
den Einfluß hatte. Auch hier sind die forma-
len und völkerrechtlichen Grundlagen unter-
schiedlich. Österreich übernahm 1955 das 
„Schweizer Modell“ der völkerrechtlich be-
gründeten „dauernden Neutralität". Finnlands 
neutraler Status hat wie der Schwedens keine 
vergleichbare rechtliche Begründung, son-
dern folgt weitgehend aus der Praxis seiner 
Außenpolitik. Die blockfreie Position Jugosla-
wiens bildet schließlich einen Fall mit weite-
ren Besonderheiten. Hinzuweisen ist in die-
sem Zusammenhang allerdings darauf, daß 
auch Schweden Inhalt und Stil seiner Außen-
politik als Blockfreiheit bezeichnet Diese 
Konzeption ist jedoch nur als Maxime der 
Außenpolitik in Friedenszeiten bestimmt, 
während (und hier endet die Vergleichsmög-
lichkeit mit Jugoslawien) die schwedische 
Neutralitätspolitik im Kriegsfall (wie auch bei 
den anderen drei Staaten) sich auf die Einhal-
tung der Regeln der völkerrechtlich definier-
ten (einfachen) Neutralität richtet
Für die Situation der Konfrontation der bei-
den Blöcke, wie sie sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg entwickelte, gilt für alle neutralen/ 
blockfreien Staaten bis heute, daß sie sich aus 
den Konflikten zwischen den beiden Groß-
mächten heraushalten wollen. Die Motive 
sind dabei durchaus unterschiedlich und an 
spezifische nationale Interessen gebunden. 
Aus ihrer Lage an den Nahtstellen der beiden 
Bündnissysteme ergibt sich jedoch für alle 
das gemeinsame Interesse, ihre Außenpolitik 
zur Absicherung ihrer Stellung in den Dienst 
einer „Brückenfunktion" zu stellen, die den 
ost-westlichen Gegensatz zwar nicht aufhe-
ben kann, aber doch Ansätze der Moderation 
und Verständigung unterstützen, zumindest 
in prozeduralen Fragen erleichtern soll. Die-
ser von allen neutralen und blockfreien Staa-
ten postulierten friedenspolitischen Funktion 
sind gleichwohl enge Grenzen gesetzt Im 
Zeichen der intensiven Konfrontation zwi-

Lösungen, die aus der Literatur abgeleitet werden, 
über weite Strecken formal-abstrakt 



sehen Ost und West war Neutralität als ein-
zelstaatliche Politik und als Systemelement 
bedeutungslos geworden und in die Defen-
sive gedrängt. Das Verharren im internationa-
len Abseits wurde von manchen Seiten sogar 
als amoralisch bezeichnet. Dies änderte sich 
erst wieder mit dem Vordringen von Entspan-
nungstendenzen, die den neutralen/block-
freien Staaten einen größeren Aktionsradius 
eröffneten. Den vorläufigen Höhepunkt bilde-
ten ihre Aktivitäten in den verschiedenen 
Phasen der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa. Hier konnten sie 
nicht nur ihre gemeinsamen, insbesondere si-
cherheitspolitischen Interessen darstellen, 
sondern als „Gruppe" der N(eutralen) + 
N(ichtgebundenen)-Staaten eigene Gruppen-
initiativen und Vermittlungsaktivitäten ent-
fa
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lten, die in einer Reihe von Fragen Gegen-
sätze zwischen West und Ost teilweise zu 
überbrücken vermochten ). Die Entwicklung 
des KSZE-Prozesses bis zur gegenwärtigen 
Nachfolge-Konferenz in Madrid verdeutlicht 
allerdings eine Grundvoraussetzung für die 
Politik neutraler Staaten. Neutrale Politik, die 
über die defensive Sicherung der eigenen Po-
sition hinausgehen soll, hängt entscheidend 
von der Existenz eines machtpolitischen 
Gleichgewichts zwischen den Blöcken ab. In 
Zeiten erhöhten Konflikts wird Neutralität 
als Systemelement in den Hintergrund ge-
drängt. Neutrale Staaten haben deshalb ein 
genuines Interesse an der Verminderung von 
Konflikten sowie auch (strukturell) am Aus-
gleich von Machtdifferenzen. Von daher er-
klärt sich ihr Interesse an allen politischen 
Schritten, die entspannungsfördernd sind; sie 
bieten den Neutralen ein Umfeld, in dem sie 
eigene Aktivitäten und Initiativen entfalten 
können, die ihre Position im System stär-
ken ).

2) Vgl. allgemein B. v. Plate, Zur Position und Rolle 
der neutralen Staaten in der Entwicklung der euro-
päischen Ost-West-Beziehungen, SWP-Bericht 237, 
Stiftung Wissenschaft und Politik, Ebenhausen 
1975. Zur Rolle der N + N-Staaten im KSZE-Prozeß 
vgl. H. Neuhold, Die neutralen Staaten Europas 
und die Konferenz über Sicherheit und Zusammen-
arbeit in Europa, in: Europa Archiv, XXIV, 13, 1973, 
S. 445-451; Plate, a. a. O., S. 35 ff.; R. Petkovi, Aktiv-
nost Grupe Neutralnih i Nestvrstanih Zemalja na 
KEBS — u (Die neutralen und blockfreien Staaten 
und die KSZE). Institut za Politicke Znanosti i No-
vinarstvo, Univ. Zagreb, Zagreb 1979.

3) Dazu allgemein H. Neuhold, Die Stellung der 
neutralen Staaten in einem künftigen europäischen 
Staatensystem, in: Österreichische Zeitschrift für 
Politikwissenschaft!, 3, 1972, S.21—35; unter spe-
ziellen sicherheitspolitischen Aspekten ders., The 
European Neutrais and Arms Control, in: 
K. E. Birnbaum, Ed., Arms Control in Europe: Pro-
blems and Prospects, The Laxenburg Papers, publ. 
by the Austrian Institute for International Affairs, 
1. March 1980, S. 95—122.

4) Vgl. die Skizze eines formalen Modells solcher 
Kalküle bei D. Frei, Gründe und Scheingründe für 
die schweizerische Neutralität, in: Wirtschaft und 
Recht (Sonderheft Probleme der Neutralität), 
XXVI, 2, 1974, S. 115 ff.
5) Zur Sicherheitspolitik der Schweiz und Öster-
reichs, Schwedens, Finnlands sowie Jugoslawiens 
vgl. Einzeldarstellungen aus der Sicht des jeweili-
gen Landes in D. Lutz, A Große-Jütte (Hrsg.), Neu-
tralität — Eine Alternative? Zur Militär- und Si-
cherheitspolitik neutraler Staaten in Europa, Ba-
den-Baden 1982.

Der neutrale Status oder die erklärte Praxis 
einer neutralen/blockfreien Politik befreit 
zwar von innen- und außenpolitischen Zwän-
gen und Verpflichtungen, die eine Einbin-
dung in die Blocksysteme mit sich bringt. Die 
geographische Lage der Neutralen bedeutet 
aber auch eine besondere sicherheitspoliti-
sche Schwachstelle, die durch die Vorteile 
außenpolitischer Ungebundenheit nicht voll-
ends aufgewogen werden kann. In keinem der 
Staaten — mit bestimmten Einschränkungen 
für Jugoslawien — wird der Möglichkeit 
große Wahrscheinlichkeit beigemessen, daß 
er das Ziel eines direkt
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en Angriffs werden 
könnte. Die Lage an den Nahtstellen der 
Blöcke gibt den Neutralen die Funktion „si-
cherheitspolitischer Puffer", welche — aus der 
Sicht der Blocksysteme — im System des eu-
ropäischen Gleichgewichts relative Konstan-
ten darstellen, die sowohl in der Gesamt-
struktur als auch in regionalen Zusammen-
hängen Bedeutung haben. Für den Fall einer 
militärischen Auseinandersetzung zwischen 
Ost und West erscheint es aber nicht unter 
allen Umständen gesichert, daß ihre Unab-
hängigkeit unangetastet bleibt. Der nicht aus-
zuschließende Fall einer Verletzung der neu-
tralen/blockfreien Position eines oder mehre-
rer Staaten in einem sich ausweitenden Kon-
flikt in Ost und West beruht auf der Annah-
me, daß eine oder beide Seiten den militäri-
schen Vorteil einer Nichtbeachtung der Un-
abhängigkeit höher einschätzen könnte(n) als 
die damit verbundenen politischen Kosten ).
Alle neutralen/blockfreien Staaten definieren 
ihre Position deshalb gleichermaßen als „be-
waffnete" Neutralität bzw. Blockfreiheit. Die 
Ähnlichkeiten ihrer sicherheitspolitischen Si-
tuation stellen die Neutralen/Blockfreien 
auch vor ähnliche verteidigungspolitische 
Probleme. Die Unterschiede in der neutralen/ 
blockfreien Tradition, die Notwendigkeit, ver-
teidigungspolitische und rüstungstechnische 
Erfordernisse mit den ökonomischen Mög-
lichkeiten zu vereinbaren und dabei zugleich 
Konflikte mit konkurrierenden Grundsätzen 
neutraler/blockfreier Politik zu vermeiden, 
haben allerdings auch zu unterschiedlichen 
Lösungen geführt5).



II. Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
als Element neutraler/blockfreier Politik

1. Die einzelnen Staaten
Bei der Umsetzung der Verteidigungsaufgabe 
in eine konkrete Verteidigungspolitik und 
-konzeption sehen sich alle neutralen/block-
freien Staaten gleichermaßen dem Problem 
gegenüber, daß sie sich in einem Angriffsfall 
nach allen traditionellen Kriterien militäri-
scher Stärke in einer Situation der Unterle-
genheit befinden. Allein schon aus ökonomi-
schen Gründen ist die Aufstellung und der 
Unterhalt von Streitkräften ausgeschlossen, 
die nach Umfang, rüstungstechnologischem 
Standard und militärischen Organisations-
strukturen mit denen möglicher Angreifer 
konkurrieren könnten. Zudem ergeben sich 
aus dem Problem der rüstungstechnischen 
Unabhängigkeit (realistischer eigentlich einer 
möglichst weitgehenden Verringerung der 
Abhängigkeit) angesichts des technologi-
schen Standes, der im Wettlauf der Rüstungs-
entwicklung zwischen den Blöcken auch bei 
konventionellen Rüstungen ständig an-
spruchsvoller wird, immer wieder ernste Pro-
bleme beim Aufbau oder bei der Anpassung 
eigener rüstungstechnischer Produktionska-
pazitäten. Dies gilt um so mehr, als militäri-
sche Sicherheitsvorkehrungen nicht nur auf 
den Fall nur zufälliger/begrenzter Neutrali-
tätsverletzungen beschränkt sind. Alle Staa-
ten definieren in ihrer Verteidigungskonzep-
tion mit dem Gedanken der „Abhaltung" zwar 
ein Konzept, das sich nach Umfang und Inten-
sität von umfassenden Abschreckungskon-
zeptionen abhebt. Typisch dafür ist die Dok-
trin des „hohen Eintrittspreises", die von der 
begrenzten Verletzung des neutralen Raumes 
abhalten soll. Die zweite Variante des „hohen 
Aufenthaltspreises" ist darüber hinaus aber 
auf den umfassenderen Fall einer Besetzung 
— teilweise oder ganz, jedenfalls aber für ei-
nen längeren Zeitraum — ausgerichtet. Die 
Glaubwürdigkeit der Verteidigung ist dann 
aber an die Präsenz ausreichender Verteidi-
gungsfähigkeit gegen räumlich und zeitlich 
umfassendere Angriffe gebunden, so daß 
praktisch die zweite Variante den Maßstab 
für das Ausmaß der Verteidigungsanstren-
gungen abgibt. Dies zeigt sich auch daran, daß 
in allen Staaten zivile Bereiche und Funktio-
nen mehr oder minder in Konzeptionen der 
„umfassenden Verteidigung" einbezogen sind. 
In der Schweiz und in Österreich wird die 
Aufgabe der Landesverteidigung als eine völ-
kerrechtlich aufgegebene Rechtspflicht be-
trachtet, die sich aus dem Status der dauern-

den Neutralität ergibt. Sie beinhaltet insbe-
sondere die Verpflichtung, „Streitkräfte und 
eine genügende Rüstung aufrechtzuerhalten, 
um die Neutralität gegen Übergriffe zu schüt-
zen und die Benützung des neutralen Staats-
gebiets durch Kriegführende zu verhin-
dern" 6). Dauernde Neutralität bedeutet, daß 
ein Staat bereits im Frieden den Willen be-
kundet, sich grundsätzlich an keinen künfti-
gen Krieg zwisch
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n dritten Staaten zu beteili-
gen. Zusätzlich zu den „primären" Pflichten 
der einfachen Neutralität im Kriegsfall ist die 
dauernde Neutralität mit sogenannten „se-
kundären“ Pflichten verbunden. Danach hat 
ein dauernd neutraler Staat bereits im Frie-
den alles zu tun, um in einem Kriegsfall seine 
„einfachen" Neutralitätspflichten auch erfül-
len zu können, wozu auch gehört, alles zu 
unterlassen, was dies verhindern oder er-
schweren könnte. Die völkerrechtliche Aus-
prägung dieser „sekundären“ Pflichten ist in 
ihrer heutigen Form maßgeblich durch die 
Schweiz beeinflußt worden ). Sie lassen sich 
zusammenfassen als Aggressionsverbot, als 
Bündnisverbot, als Verbot, anderen Staaten 
Stützpunkte einzuräumen, und schließlich als 
Rüstungspflicht ). Das Bündnis- und Stütz-
punktverbot bezieht sich auf die Pflicht eines 
neutralen Staates zwischen kriegführenden 
Parteien Unparteilichkeit zu wahren; die Rü-
stungspflicht bezieht sich auf die Verpflich-
tung des neutralen Staates im Kriegsfall neu-
tralitätswidrige Übergriffe der kriegführen-
den Parteien zu verhindern oder ihnen wirk-
sam begegnen zu können, erforderlichenfalls 
auch die Neutralität gegen einen direkten 
Angriff zu verteidigen. Diese „Vorwirkungen" 
werden in der völkerrechtlichen Doktrin der 
dauernden Neutralität damit begründet, daß 
erst durch ihre Erfüllung die Neutralität eines 
Staates Glaubwürdigkeit erlangt: Die Erfül-
lung der sekundären Pflichten mache die dau-
ernde Neutralität eines Staates zu einer bere-
chenbaren Größe, indem bereits im Frieden 
die Fähigkeit zur Neutralität im Kriege unter 
Beweis gestellt wird.

6) D. Schindler, Europäische Neutralitätserfahrung 
und -theorie aus schweizerischer Sicht, in: G.Ka-
minski (Hrsg.), Neutralität in Europa und Südost-
asien, Bonn 1979, S. 73.
7) Text der vom Politischen Departement formu-
lierten Konzeption in: Schweizerisches Jahrbuch !  
Internationales Recht, XIV, 1957, S. 195 ff.
8) Zum klassischen Neutralitätsrecht der „einfa-
chen“ und „dauernden" Neutralität Köpfer, a. a. O 
(Anm. 1), S. 64-90; zur Rüstungspflicht S. 112 ff.



Die rechtliche Qualität der Vorwirkungen ist 
nicht nur in bezug auf einzelne Pflichten, son-
dern auch generell nicht unumstritten 9), bil-
det aber für die beiden im rechtlichen Sinne 
dauernd neutralen Staaten Schweiz und 
Österreich den zentralen Bezugspunkt für die 
Definition der praktischen Formen ihrer Neu-
tralitätspolitik. Von besonderer Bedeutung ist 
angesichts weitreichender Implikationen das 
Rüstungsgebot, denn es definiert einerseits 
die dauernde Neutralität als „bewaffnete Neu-
tralität" und begründet (zumindest theore-
tisch) andererseits eine größere Glaubwürdig-
keit der dauernd Neutralen im Vergleich zu 
Staaten, die eine rechtlich nicht verankerte 
Neutralitätspolitik bereits in Friedenszeiten 
verfolgen. Angesichts dieser Differenzierung 
ist hier festzuhalten, daß der Grundsatz des 
bewaffneten Schutzes des neutralen/block-
freien Status von allen Staaten vertreten wird. 
Die unterschiedliche Begründung der bewaff-
neten Verteidigung hat allerdings erhebliche 
Auswirkungen auf das Verhältnis zwischen 
sicherheitspolitischen Aspekten und allge-
meinen politischen Gesichtspunkten in der 
Gestaltung der gesamten Außenpolitik, wor-
auf noch zurückzukommen ist.
Trotz möglicher Einwände gegen die gewohn-
heitsrechtliche Konstruktion einer solchen 
Rüstungspflicht des dauernd neutralen Staa-
tes, die sie zumindest relativieren, bleibt hier 
nur festzustellen, daß eine solche Pflicht in 
der offiziellen Konzeption reklamiert wird. 
Dieser Zusammenhang ist deshalb bemer-
kenswert, weil er in beiden Staaten dazu ge-
führt hat, das gesamte Spektrum von Einzel-
fragen der Verteidigungs- und Rüstungspla-
nung unter neutralitätsrechtlichen Gesichts-

punkten zu erörtern, so daß auch Detailent-
scheidungen im Bereich verteidigungspoliti-
scher Zweckmäßigkeit durch vorgebliche 
neutralitätsrechtliche Imperative gerechtfer-
tigt werden10). Die Methode, verteidigungs-
und rüstungspolitische Entscheidungen als 
„Deduktion" aus völkerrechtlich aufgegebe-
nen Verpflichtungen abzuleiten, führt im Ef-
fekt dazu, den Spielraum des „freien Ermes-
sens", der in der offiziellen Konzeption der 
Neutralitätspolitik ausdrücklich genannt ist, 
in der Praxis der verteidigungspolitischen 
Diskussion einzuengen. Mit der Transforma-
tion militärischer Sicherheitsvorkehrungen in 
völkerrechtlich aufgegebene Rechtspflichten 
werden verteidigungspolitische Entscheidun-
gen in weiten Bereichen von der politischen 
Begründung — und zwar sowohl innenpoli-
tisch als auch außenpolitisch — befreit. Initia-
tiven oder Diskussionen, die auf eine restrik-
tive Verteidigungspolitik abzielen, laufen a 
priori Gefahr, als bewußte oder unbewußte 
Versuche zur Unterminierung einer effekti-
ven Neutralitätsschutzpolitik eingeschätzt 
oder gar angeprangert zu werden11 ). Anderer-
seits hat jede expansive Verteidigungspolitik 
das Neutralitätsargument für sich.

9) Eine Kritik ist auf verschiedenen Ebenen mög-
lich und ausgesprochen worden: Die Einführung 
der „Vorwirkungsthese'' durch Strupp (1917) und 
ihre Weiterentwicklung geschah mit höchst zwei-
felhaften Argumenten. Sie wurde später in der 
österreichischen und schweizerischen Völker-
rechtslehre (Verdross 1955; Schindler 1967) und in 
der offiziellen schweizerischen Konzeption (1954) 
unkritisch übernommen; vgl. dazu Hinweise bei 
F. Ermacora, Zwanzig Jahre österreichische Neu-
tralität, 2. Auflage, Frankfurt/M. 1975, S. 74. Demge-
genüber betonte Waldkirch (Die dauernde Neutra-
lität der Schweiz, 1926), daß die Vorwirkungen poli-
tischen, nicht rechtlichen Charakter hätten. Weiter 
erscheint auch die Logik der Ableitung aus dem 
Verhältnis der Rechte und Pflichten, die durch 
Neutralität begründet werden, zweifelhaft und 
nicht immer schlüssig; vgl. dazu J. Pokstefl, Die 
Verteidigungs- und Rüstungspflicht der dauernd 
neutralen Staaten, in: österreichische Zeitschrift f. 
Politikwissenschaft VII, 3 (1978), S. 357—368, hier 
insbes. S. 357—363, der auch darauf hinweist, daß 
das Verbot der Kriegführung, das im heutigen Völ-
Kerrecht unbestritten ist, traditionelle Argumente 
zur Rüstungspflicht außer Kraft setzt.

10) Dies beschränkt sich nicht auf ausschließlich 
militärische Fragen, sondern gilt gleichermaßen für 
verteidigungspolitisch relevante andere Bereiche, 
z. B. Zivilschutz, Aufbau und Unterhaltung rü-
stungsindustrieller Kapazitäten, u. ä.
11) Vgl. Überlegungen von D. Frei, Ideologische Di-
mensionen der Neutralität, in: österreichische 
Zeitschrift f. Außenpolitik VIII, 4 (1968), S. 207— 
214.
12) Nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelte sich
allerdings in der Schweiz eine Auseinandersetzung
über Verteidigungsmöglichkeiten, wobei insbeson-
dere die Fragen des möglichen Einsatzes von A-
Waffen durch einen Gegner im Mittelpunkt stan-
den. Diese längere Grundsatzdiskussion wurde mit 
dem „Bericht des Bundesrates v. 6.6. 1966 zur Mo-
tion Bringolf" abgeschlossen. Zum Klima und zu 
Themen der Schweizer Diskussion vgl. auch A
Kohlhof/Chr. Rabe, Defensiv, aber militaristisch —
Überlegungen zum Schweizer Wehrsystem, in: 
Eine andere Verteidigung. Alternativen zur atoma-
ren Abschreckung, München 1973, S. 117—156.

In der Schweiz erscheint die Priorität des 
Schutzes der Neutralität durch militärische 
Sicherheitsvorkehrungen nicht (mehr12 )) kon-
trovers, während die österreichische Diskus-
sion angesichts der „jüngeren" Neutralitätstra-
dition des Landes die verteidigungspoliti-
schen Implikationen der dauernden Neutrali-
tät intensiv zum Gegenstand politischer Kon-
troversen erhob. Ihr Inhalt ist auch unter all-
gemeinen Gesichtspunkten instruktiv für den 
Zusammenhang von Neutralitätstheorie und 
verteidigungspolitischer Sachdiskussion und 
wird deshalb etwas genauer nachgezeichnet. 
Mit der im Moskauer Memorandum gegebe-



nen Absichtserklärung Österreichs, „immer-
währe
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nd eine Neutralität der Art zu üben, 

wie sie in der Schweiz gehandhabt wird 13), 
wird nicht allein der für die Schweiz typische 
völkerrechtliche Begründungszusammenhang 
zwischen dauernder Neutralität und Verteidi-
gung übernommen, sondern auch die schwei-
zerische Praxis als „Referenzpunkt". Zwar 
bleiben grundsätzliche Erörterungen über 
den erforderlichen Umfang der Landesvertei-
digung in der Aufbauphase nach 1955 zu-
nächst noch im Hintergrund. Nach deren Ab-
schluß kommt es dann allerdings — zwischen 
1970 und 1975 — zu einer umfassenden Dis-
kussion, die im parlamentarischen Rahmen 
und in der Öffentlichkeit mit erheblicher 
Schärfe unter Bezug auf neutralitätsrechtli-
che und -politische Argumente ausgetragen 
wird14 ). Zwischen Regierung (SPÖ) und Oppo-
sition (ÖVP) entzündet sich die Diskussion an 
der Grundsatzfrage, ob einer „guten Außenpo-
litik" oder einer „effektiven Landesverteidi-
gung" Vorrang zukommt. Während die Regie-
rung die „gute Außenpolitik" in den Vorder-
grund stellt, weist die Opposition eine Wahl-
möglichkeit überhaupt zurück, weil dies — 
wie unterstellt wird — auf eine Vernachlässi-
gung der Landesverteidigung hinauslaufe, 
womit die Pflicht des neutralen Staates zur 
Entwicklung effektiver Verteidigungsmaß-
nahmen unterlaufen werde15 ). Die Diskussion 
erstreckt sich bis zur These der „unbewaffne-
ten Neutralität", die einerseits im Zusammen-
hang von Möglichkeiten der „sozialen Vertei-
digung" theoretisch erörtert wird16 ), anderer-
seits auch den Gegenstand eines Vorschlags 
für ein Volksbegehren mit dem Ziel bildet, 
die Abschaffung des Bundesheeres zu be-

17) Vgl. Ermacora, a. a. O. (Anm. 9), S. 165
18) Dazu das völkerrechtliche Gutachten von K. Ze-
manek, Gutachten zu den von dem Volksbegehren 
zur Abschaffung des Bundesheeres (Bundesheer-
volksbegehren) aufgeworfenen neutralitätsrechtli-
chen und neutralitätspolitischen Fragen, in: öster-
reichische Zeitschrift f. Außenpolitik, X, 1970, 
S. 115 ff.; zur Deformation des Neutralitätsbegriffes 
Vetschera, a. a. O. (Anm. 16).
19) Bundesverfassung Art 9 a.;
20) Die Verteidigungsdoktrin von 1975 erweitert ei-
nen schon 1965 gefaßten Ministerratsbeschluß zu 
Aufgaben der Landesverteidigung; vgl. P. Perntha-
ler, Umfassende Landesverteidigung, Wien 1970, 
S. 162 ff.
21) Ermacora, a. a. O. (Anm. 9) S. 157, bezeichnet
diese Aspekte als Problem des Auseinanderfallens
der Forderungen, die sich aus den Vorwirkungs-
pflichten ergeben, und der Realisierung der umfas-
senden Landesverteidigung, die konzeptionell an-
sonsten diesen Pflichten gerecht wird.

13) Text des Memorandums abgedruckt in Ermaco-
ra, a. a. O. (Anm. 9), S. 43 ff.
14) Vgl. dazu eingehender Ermacora, a. a. O. 
(Anm. 9), S. 153—173, als Kommentar zu den wich-
tigsten Einzelfragen der Diskussion aus der Posi-
tion einer expansiven Interpretation und Verwirk-
lichung der neutralitätsrechtlich begründeten Ver-
teidigungspflicht.
15) Vgl. Ermacora, a. a. O. (Anm. 9), S. 167—169, mit 
Hinweisen zur parlamentarischen Diskussion. Zu 
den Themen der „guten Außenpolitik" sind zu zäh-
len Mitarbeit an friedenserhaltenden Maßnahmen 
der UN, insbesondere durch Mitarbeit im Sicher-
heitsrat; Herstellung der Voraussetzungen, um 
Österreichs Rolle als Zentrum internationaler Kon-
ferenz- und Begegnungsaktivitäten zu fördern; aus-
gewogene bi- und multilaterale Beziehungen, ge-
stützt durch eine entsprechende Besuchsdiploma-
tie; Engagement im KSZE-Prozeß.
16) Vgl. Ermacora, a. a. O. (Anm. 9), S. 165—167, mit 
Hinweisen auf Vorschläge und Problemdiskussio-
nen aus dem Bereich der Friedensforschung. Als 
kritische Zusammenfassung und Kommentierung 
aus österreichischer Sicht H. Vetschera, Soziale 
Verteidigung — ziviler Widerstand — immerwäh-
rende Neutralität, Diss., Univ. Wien 1974. 

schließen17 ). Alle Varianten einer unbewaff-
neten Neutralität werden mit rechtlichen Ar-
gumenten als unvereinbar mit den völker-
rechtlichen Erfordernissen der dauernden 
Neutralität zurückgewiesen, weil damit der 
Begriff der dauernden Neutralität def
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ormiert 

werde ).  Die Kontroverse findet auf der kon-
zeptionellen Ebene einen formellen Abschluß 
durch eine verfassungsrechtliche Novellie-
rung, mit der der Verfassungsauftrag, die im-
merwährende Neutralität „mit allen [Öster-
reich] zu Gebote stehenden Mitteln aufrecht-
zuerhalten und zu verteidigen", durch das Be-
kenntnis zu einer „umfassenden Landesvertei-
digung" konkretisiert wird, als deren Aufgabe 
die Aufrechterhaltung und Verteidigung der 
immerwährenden Neutralität bestimmt 
wird19 ).
Das grundsätzliche Spannungsverhältnis zwi-
schen der „außenpolitischen" und der „vertei-
digungspolitischen" Orientierung ist damit 
aber noch nicht aufgehoben.
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 In der gleichzei-
tig erfolgten Entschließung des Nationalrats 
über eine „Verteidigungsdoktrin'' wird das 
Kriterium der „zu Gebote stehenden Mittel“ 
durch die Formel interpretiert, daß das öster-
reichische Volk für die (umfassende) Landes-
verteidigung „unter Bedachtnahme auf seine 
Möglichkeiten den erforderlichen Beitrag 
(leistet) 20). Darin drückt sich ein Kompromiß 
zwischen den Positionen aus, die in einer vor-
hergehenden Diskussion über das angemes-
sene Ausmaß von Verteidigungslasten zu 
Tage traten. Für sie ist charakteristisch, daß 
der Dissens, der schon die Grundsatzkontro-
verse bestimmte, auf der operationalen Ebene 
fortgeführt wird21 ). Auf der einen Seite wird 
— in der Tendenz restriktiv — das Ausmaß 
notwendiger Verteidigungsanstrengungen 
mit solchen Formeln wie „alle zur Verfügung 
stehenden Mittel“, „alle zumutbaren Mittel" 
(wozu auf den Schweizer Standard verwiesen 



wird)22) oder „nach Treu und Glauben zumut-
bare Mittel" (unter Verweis auf einen interna-
tionalen [Mindest-Standard des finanziellen 
Aufwandes vergleichbarer Staaten)23 ) defi-
niert. Auf der anderen Seite werden — von 
Vertretern einer expansiven Interpretation 
der neutralitätsrechtlich begründeten Vertei-
digungspflichten und ihrer Verwirklichung — 
solche Versuche als „Pervertierung" des Ge-
bots des Neutralitätsschutzes bezeichnet und 
ihnen die These entgegengesetzt, „zumutbar 
(ist) das, was in Hinblick auf den denkbaren 
Bedrohungsfall... zu seiner Begegnung erfor-
derlich ist"24 ).

Gesellschaft für Außenpolitik“, vgl. NZZ, 12.5. 1970; 
zu augenblicklichen Auffassungen vgl. S. Pöllinger, 
Braucht Österreich eine eigene Rüstungsindustrie? 
Interview mit den Wehrsprechern der drei im Na-
tionalrat vertretenen Parteien, in: Wiener Blätter 
zur Friedensforschung 20/21, 1979, S. 34 ff.
27) So D. Schindler, Vorwort zu D. Woker, Die skan-
dinavischen Neutralen. Prinzip und Praxis der 
schwedischen und finnischen Neutralität, Bern-
Stuttgart 1978; dort auch S. 57.
28) Mitteilung des schwedischen Königs Karl 
Johan XIV. an den britischen Premierminister 
Palmerstone, zit. bei J. W. Ralston, The Defense of 
Small States in the Nuclear Age. The Case of Swe-
den and Switzerland, Diss., Univ. Genf 1969, S. 49.
29) Vgl. dazu K. Brodin, K. Goldmann, Chr. Lange, 
The Policy of Neutrality: Official Doctrines of Finn-
land and Sweden, in: Cooperation and Conflict, III, 
1, 1968, S. 22.
30) Vgl. dazu Angaben bei H. Wiberg, Swedish Na-
tional Security Policy: A Review and Critique, in: 
Bull, of Peace Proposals, IX, 1978, S. 309-310.

Mit dieser Formel wird das Ausmaß der Ver-
teidigungsanstrengungen so an das Verhalten 
und die Stärke möglicher Gegner gekoppelt, 
daß die kontinuierliche quantitative und qua-
litative Anpassung an deren rüstungstechno-
logische Entwicklung, soweit sie für eine Be-
drohung nur denkbar relevant sein könnte, 
zur Maxime erhoben wird. Die Fortsetzung 
dieses Gedankenganges bildet die Übertra-
gung in den Bereich der Rüstungsproduktion 
des (dauernd) neutralen Staates, der 
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eine „zu-
mutbare“ Industriebasis entwickeln müsse, 
um die „Neutralitätsschutzphase" zu bewälti-
gen 2).  Die Entwicklung der Rüstungsproduk-
tion durch ausreichende technische und per-
sonelle Mittel, um eine möglichst weitge-
hende rüstungspolitische Unabhängigkeit zu 
gewährleisten, wird bereits früh als „infrast-
rukturelles Problem" erörtert und auch unter 
dem Aspekt erforderlich werdender Rü-
stungsexporttätigkeit betrachtet, die sich 
neutralitätspolitisch für die allgemeine Auß-
enpolitik als kritischer Bereich darstellt. Ein 
bestimmtes Maß an Rüstungsexport erscheint 
unabdingbar, damit die rüstungstechnische 
Abhängigkeit vom Ausland niedrig gehalten 
werden kann. Zu einem Zeitpunkt, als sich die 
Frage praktisch für Österreich noch nicht 
stellte, wird die Opportunität von Rüstungs-
exporten auch unter neutralitätspolitischen 
Gesichtspunkten bejaht, wozu auch schweize-
rische Auffassungen antizipativ herangezo-
gen werden ).

22) Zemanek, a. a. O. (Anm. 18), S. 128 ff.
23) H. Neuhold, F. Wagner, Das Neutralitätshe-
wußtsein des Österreichers, in: österreichische 
Zeitschrift f. Außenpolitik, XII, 2, 1973, S. 282 ff.; als 
Grundlage des Standards verweist Neuhold, a. a. O. 
(Anm. 1), S. 81, auf den Anteil des BSP, der von ver-
gleichbaren Ländern für Verteidigungsaufgaben 
aufgewandt wird; genannt werden Schweden und 
Schweiz.
24) Ermacora, a. a. O. (Anm. 9), S. 158.
25) Ermacora, a. a. O. (Anm. 9), S. 160, mit Bezug auf 
Feststellungen des damaligen österreichischen 
Heereschefingenieurs.

26) Ermacora, a.a. O. (Anm. 9), S. 160, beruft sich 
dazu auf eine Stellungnahme der „Schweizerischen 

Die neutralitätsrechtliche „Vorgabe" verteidi-
gungspolitischer Pflichten fehlt in den Fällen 
Schwedens, Finnlands und Jugoslawiens. Die 
Verbindung von sicherheits- und verteidi-
gungspolitischen Positionen mit den außen-
politischen Maximen neutraler/blockfreier 
Politik geschieht hier ausschließlich nach 
pragmatischen Erwägungen. Schweden und 
Finnland werden allerdings trotz fehlender 
formeller Neutralitätsverpflichtung wegen ih-
rer auf Dauer angelegten Neutralitätspolitik 
als de facto dauernd neutrale Staaten betrach-
tet* ).
Schwedens Neutralität hat ähnlich lange Tra-
ditionen wie die der Schweiz. Beide Länder 
trafen 1815 in Zusammenhang mit dem Wie-
ner Kongreß neutralitätspolitische Grund-
satzentscheidungen, die sie allerdings in un-
terschiedliche Richtungen führten. Während 
die Schweiz ihre Neutralität als dauernde 
Neutralität formalisierte, lehnte Schweden 
ausdrücklich jegliche völkerrechtliche Forma-
lisierung ab und erklärte allein seine Ab-
sicht, solange wie möglich eine Politik der 
Neutralität zu verfolgen28 ). Das Prinzip einer 
starken Verteidigungsbereitschaft ist seither 
stets als Voraussetzung glaubwürdiger Neu-
tralität im Kriegsfall Grundsatz der schwedi-
schen Außen- und Sicherheitspolitik gewe-
sen, ohne daß die Notwendigkeit jemals an-
ders' als pragmatisch begründet worden 
wäre29 ). So zeigen sich auch im Ausmaß der 
Verteidigungsanstrengungen sowohl vor als 
auch nach 1945 nicht unwesentliche Schwan-
kungen30 ). Die Ausrichtung der schwedischen 
Neutralität wird nach 1945 in Hinblick auf die 
manifester werdende Spaltung zwischen den 
beiden Blöcken neu bestimmt, indem Schwe-
den seine Entschlossenheit erklärt, sich unter 
keinen Umständen in irgendwelche interna-
tionalen Gruppierungen oder Blockformatio-



nen hineinziehen zu lassen31 ). Es beschreibt 
seine Position selbst als „Blockfreiheit in Frie-
denszeiten mit dem Ziel der Neutralität im 
Krieg"32 ). Verteidigungsanstrengungen sind 
ein Teil der Neutralitätspolitik: „Die Verteidi-
gung muß nach Stärke und Gliederung so auf-
gebaut sein, daß sie keine Schwächen auf-
weist, die einen möglichen Aggressor verlei-
ten könnten, die Ernsthaftigkeit unserer poli-
tischen Absichtserklärungen zu bezwei-
feln"33 ). Es gibt keine ausdrückliche Festle-
gung, die entweder militärischen Sicherheits-
vorkehrungen oder spezifischen Formen des 
außenpolitischen Verhaltens a priori Vorrang 
einräumte. Langfristige Einschränkungen im 
Verteidigungsprogramm, die Anfang der sieb-
ziger Jahre aufgrund positiver Einschätzun-
gen der Entwicklung der internationalen 
Lage vorgenommen wurden, unterstreichen 
allerdings das Prinzip der Unabhängigkeit34 ). 
Außen- und verteidigungspolitische Maxi-
men sind unmittelbar Ausdruck der bean-
spruchten außenpolitischen Ungebundenheit 
und Handlungsfreiheit, ohne die „Vermitt-
lung“ eines inter
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nationale Verbindlichkeit 
fordernden Rechtsverhältnisses. So begrün-
dete 1964 der damalige Außenminister den 
Verzicht auf eine Formalisierung der Neutra-
lität erneut ausdrücklich damit, daß sie keine 
Vorteile bringe, denn die alleinige Grundlage 
der allgemeinen Anerkennung des schwedi-
schen Verhaltens könne nur die politische 
Substanz seiner Außenpolitik sein ).

31) Vgl. dazu die Übersicht über Erklärungen der 
schwedischen Regierung auch für folgende Jahre 
bei Brodin/Goldmann/Lange, a. a. O. (Anm. 29), 
S. 19—20, und Wiberg, a. a. O. (Anm. 30), S. 308— 
309.
32) Brodin/Goldmann/Lange, a. a. O. (Anm. 29), S. 20. 
Die dort gegebene offizielle Formulierung „freedom 
from alliances in peace aiming at neutrality in war“ 
wird von vielen Autoren (so z. B. Wiberg, a. a. O. 
[Anm. 30]), S. 308, mit „Blockfreiheit" wiedergege-
ben. Dies darf aber nicht als Gleichsetzung oder 
Identifizierung mit der Politik der Blockfreien-Be-
wegung verstanden werden. Blockfreiheit beinhal-
tet hier zunächst nur den Status der Bündnisfrei-
heit. Die Außenpolitik Schwedens berührt sich in 
manchen Punkten mit Positionen der Blockfreien-
Bewegung, ohne aber der Gesamtprogrammatik 
der Bewegung verpflichtet zu sein.
33) N. Andren, Sweden's Security Policy, in: J. J. 
Holst (Hrsg.), Five Roads to Nordic Security, Oslo 
1973, S. 144.
34) Grundlage bildete ein 1972 vom Parlament an-
genommenes Konzept der Verteidigungspolitik für 
die siebziger Jahre aufgrund eines Berichts der 
Verteidigungskommission. Die Entscheidung für 
langfristige Kürzungen im Verteidigungshaushalt 
wird von Andren, a.a. O. (Anm. 33), S. 147, als eine 
politische Entscheidung bezeichnet, der andere Er-
wägungen als solche der Verteidigungs- und Si-
cherheitsplanung zugrunde lagen.
35) Rede v. Außenminister Undn im schwedischen 
Reichstag, zit. bei Ralston, a. a. O. (Anm. 28), S. 69.

36) Textauszüge (Englisch) bei G. Maude, The Fin-
nish Dilemma. Neutrality in the Shadow of Power, 
London/New York/Toronto 1976, S. 12
37) Vgl. dazu Brodin/Goldmann/Lange, a. a. 0. 
(Anm. 29), S. 22.
38) So in der sog. „Noten-Krise“ 1961, als die Sowjet-
union unter Hinweis auf verstärkte internationale 
Spannungen zu Konsultationen aufforderte, Finn-
land ihre Aufnahme jedoch als nicht notwendig zu-
rückwies; die Sowjetunion akzeptierte die finni-
sche Interpretation der Konsultationsverpflichtung 
in der Praxis.
39) „If the Soviet Union is subjected to an attack 
which does not affect Finland’s territory, the latter 
is obliged to refrain from joining coalitions or alli-
ances which are directed against the Soviet Union, 
that is to observe neutrality. All of this indicates 
that the Treaty between the Soviet Union and Fin-
land is a treaty guaranteeing neutrality rather than 
a treaty of mutual assistance in the true meaning of 
the word.“, so S. R. Krylov, V. N. Durdenevski, Inter-

Im Falle Finnlands findet sich ein erster Hin-
weis auf die Absicht, eine Neutralitätspolitik 
zu betreiben und Neutralität zu bewahren, be-
reits in der Präambel des finnisch-sowjeti-
schen Vertrages über Freundschaft, Zusam-
menarbeit und Beistand von 1948, in der der 
finnische Wunsch ausgedrückt ist, „außerhalb 
der Konflikte der Großmächte zu bleiben“36 ). 
Diese Position wird mit Beginn der sechziger 
Jahre auch in offiziellen Stellungnahmen 
deutlich formuliert: „Wir streben danach, 
Finnland in Zeiten des Friedens aus den 
Streitigkeiten der Großmächte herauszuhal-
ten und im Falle einer bewaffneten Auseinan-
dersetzung zwischen ihnen Finnlands Neu-
tralität aufrechtzuerhalten"37 ). Der finnisch-
sowjetische Vertrag war und ist noch immer 
Anlaß, Qualität und Spielraum der finnischen 
Neutralität zumindest potentiell in Zweifel zu 
ziehen. Demgegenüber ist allerdings festzu-
halten, daß die darin festgelegten Verteidi-
gungspflichten sich voll im Rahmen der 
Pflichten eines neutralen Staates gegenüber 
kriegführenden Parteien bewegen und daß 
die Feststellung des Falles, der Finnland auf 
der Grundlage des Vertrages zu Konsultatio-
nen verpflichtet (insbesondere in Hinblick auf 
einen vorgesehenen sowjetischen Beistand 
oder ein gemeinsames finnisch-sowjetisches 
Handeln), von einer vorhergehenden Verstän-
digung abhängig ist. Dabei hat Finnland in 
der Vergangenheit verschieden
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tlich klarge-
stellt, daß die finnische Entscheidungsfreiheit, 
ob eine bestimmte Situation Konsultationen 
beider Länder erfordert, nicht eingeschränkt 
ist, was von der Sowjetunion auch akzeptiert 
wurde ).  Ein sowjetischer Kommentar spricht 
denn auch davon, daß der finnisch-sowjeti-
sche Vertrag ein Instrument ist, das. die Neu-
tralität garantiert, und keineswegs ein Bei-
standsvertrag im eigentlichen Sinne des Wor-
tes39 ). Die finnische Neutralitätspolitik wird 



zudem noch dadurch untermauert, daß sich 
das Land — allerdings ohne formelle Ver-
bindlichkeit nach außen — darauf festgelegt 
hat, bestimmte Regeln des V. Haager Abkom-
mens im Kriegsfall anzuwenden. Die Pflicht 
zur Verteidigung zu Lande, zur See und in der 
Luft ist zwar vertragsrechtlich in spezifischer 
Weise bestimmt, doch nur allgemein mit der 
Formel, daß „alle verfügbaren Kräfte einzuset-
zen sind". In der Konzeption der finnischen 
Neutralitätspolitik spielt jedoch die Frage, ob 
einem der beiden Elemente Verteidigungspo-
litik oder Außenpolitik a priori Vorrang zu-
kommt, keine dominierende Rolle. Die Praxis 
der finnischen Neutralitätspolitik hat sich ge-
gen vorherrschende internationale Tenden-
zen wesentlich daran orientiert, durch eine 
aktive Außenpolitik Vertrauen zu schaffen 
und dadurch die finnische Position nach allen 
Seiten hin zu festigen. Demgegenüber tritt 
die militärisch bestimmte .Abschreckungs-
komponente" in den Hintergrund, ohne daß 
aber das Prinzip bewaffneter Neutralität da-
durch in Frage gestellt wäre40 ). In diesem 
Verhältnis von Außenpolitik und Verteidi-
gung spiegeln sich weniger konzeptionelle 
Grundfragen, sondern in erster Linie die ma-
teriellen Möglichkeiten des Landes wider.

national Law Forms for Peaceful Coexistence 
Among States and Nations, Moskau 1957, S. 48; zit. 
nach Ä Pajunen, Finland's Security Policy, in: Co-
operation and Conflict, III, 1, 1968, S. 82.
40) über die allgemeine Feststellung „One prere-
quisite for a successful neutrality policy is a suffi-
cient defense preparedness. A state without the 
ability to defend itself cannot create the necessary 
confidence that it will preserve this neutrality even 
in situations in which the decision is dictated by a 
calculation of the advantage which can be won and 

by the costs which must be paid to win this advan-
tage" (Premierminister Virolainen, Rede am 23.1. 
1966, zit. bei Pajunen, a. a. O. (Anm. 39), S. 85, hinaus 
findet sich jedoch eine gewisse Zuordnung in ei-
nem Bericht des finnischen Verteidigungsrates 
vom Juni 1967 („Guideposts for our Defense", zit. bei 
Pajunen, a.a.O. (Anm. 39), S. 85: „The task of de-
fense as a part of our national security policy is to 
protect the nations neutrality and to defend the 
nation’s territory ... By maintaining a strong de-
fense capability suitable for the carrying out of 
these tasks our foreign policy is supported (Her-
Vorh. d. d. Verf.j and at the same time a preventive 
effect is achieved which is consistent with our 
aims."

41) Vgl. dazu L. Mates, Non-Alignment. Theory and 
Current Policy, Belgrad 1972; als systematische Un-
tersuchung des Zusammenhanges zwischen Innen-
und Außenpolitik A R. Johnson, The Transforma-
tion of Communist Ideology. The Yugoslav Case 
1945—1953, Cambridge-London 1972. Zur weiteren 
Entwicklung des jugoslawisch-sowjetischen Ver-
hältnisses seit 1948 vgl. die Darstellung nach „Kon-
fliktzyklen" bei F. Oldenburg, Konsens und Dissens 
in den jugoslawisch-sowjetischen Beziehungen, in: 
Beiträge zur Konfliktforschung 3, 1977, S. 77—128; 
zum Verhältnis mit den USA A Große-Jütte, R. Jüt-
te, Die außenpolitischen Beziehungen zwischen Ju-
goslawien und den USA 1968—1978, in: K.-D. Grot-
husen, O. N. Häberl, W. Höpken (Hrsg.), Jugosla-
wien am Ende der Ära Tito, Bd. 1: Außenpolitik, 
München-Wien, S. 59—97.
42) Dies schließt natürlich nicht aus, daß sich ein 
blockfreier Staat in einem konkreten kriegerischen 
Konflikt ad hoc neutral erklärt. — Gewisse Berüh-
rungspunkte zwischen blockfreier Politik und Neu-
tralitätspolitik in Friedenszeiten ergeben sich aus 
dem blockfreien Prinzip der Nicht-Teilnahme an 
militärischen Allianzen oder bilateralen militäri-
schen Bündnissen, die in einem Zusammenhang 
mit dem Konflikt zwischen den Großmächten ste-
hen, entsprechendes gilt für die Gewährung von 
militärischen Stützpunkten für fremde Staaten. 
Zum Verhältnis von Neutralität und Non-Align-
ment vgl. auch P. Willetts, The Non-Aligned Move-
ment. The Origins of a Third World Alliance, Lon-
don/New York 1978, S. 18—21.
43) Vgl. dazu Oldenburg, a. a. O. (Anm. 41).
44) Zum Prozeß der Internationalisierung einge-
hend A Z. Rubinstein, Yugoslavia and the Non-
Aligned World, Princeton 1974, und B. Tadic, Isto-
rijski Razvoj Politike Nesvrstavanja 1946—1966 (Hi-
storische Entwicklung der Politik der Blockfreiheit 
1946—1966), Belgrad 1968.

Im spezifischen Falle Jugoslawiens ist der Zu-
sammenhang zwischen außenpolitischen 
Grundsätzen und sicherheits-/verteidigungs-
politischer Konzeption am wenigsten ausge-
prägt. Bei der jugoslawischen Blockfreiheit ist 
zweckmäßigerweise zwischen dem Status der 
Blockfreiheit und der Politik der Blockfreiheit 
zu unterscheiden. Der blockfreie Status ver-
bindet sich mit der im Konflikt mit der So-
wjetunion getroffenen Entscheidung Jugosla-

Wiens, seine politische Entwicklung keinen 
Einflußnahmen durch die Supermächte auszu-
setzen, und deshalb jegliche Bindung und Ab-
hängigkeit zu meiden, die seine Unabhängig-
keit und Souveränität einschränken könnten. 
Dies bedeutet in der damals (1948) gegebenen 
Konstellation, allen formellen Bindungen an 
die Allianzen und politischen Zusammen-
schlüsse der beiden Blocksysteme im Ost-
West-Verhältnis fern zu bleiben 41).
Anders als Neutralität ist Blockfreiheit in kei-
ner Weise völkerrechtlich begründet — und 
so auch nicht mit spezifischen völkerrechtli-
chen Rechten und Pflichten verbunden42). 
Jugoslawien hat seine Unabhängigkeit in dem 
latent stets — und verschiedentlich auch of-
fen zu Tage getreten — konfliktreichen Ver-
hältnis mit der Sowjetunion immer bedroht 
gesehen 43). Die Politik der Blockfreiheit stellt 
den Versuch Jugoslawiens dar, angesichts der 
auf dem europäischen Feld gegebenen Gren-
zen seines außenpolitischen Handelns seine 
Auffassungen zur „Demokratisierung der in-
ternationalen Beziehungen“ über Europa hin-
aus zu „internationalisieren". Die jugoslawi-
schen Initiativen bildeten seit Anfang der 
sechziger Jahre einen der Ausgangspunkte 
der Blockfreien Bewegung44). Aus der Füh-



rungsrolle und dem Einfluß Jugoslawiens in-
nerhalb der Bewegung leitete sich eine Repu-
tation ab, die seinen unabhängigen Status 
zwischen den Blöcken in Europa mittelbar ab-
sicherte 45 ), militärische Sicherheitsvorkeh-
rungen gegen 
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die Bedrohung und mögliche 
Angriffe seiner Unabhängigkeit aber nie er-
setzen konnte ).  Die blockfreie Position bein-
haltet keinen international verbindlich aner-
kannten Status, aus dem eine (aktuelle oder 
potentielle) Schutzwirkung folgt, die der dau-
ernden Neutralität vergleichbar wäre. Die 
Blockfreiheit bedeutet für Jugoslawien in er-
ster Linie die außenpolitische Umsetzung und 
„Verlängerung" innenpolitischer Grundsätze, 
um den Freiraum für' eine bestimmte Form 

innergesellschaftlicher Entwicklung zu schaf-
fen. Entsprechend ist sie selbst auch in dem 
Maße direkt bedroht, wie die politisch-gesell-
schaftliche Ordnung des Landes von außen in 
Frage gestellt wird. Die Verteidigungspolitik 
hat deshalb eine unmittelbarere und aktuel-
lere Bedeutung und ist in ihrer Konzeption 
mehr durch die Grundsätze dieser Ordnung 
als durch Imperative allgemeinen außenpoli-
tischen Verhaltens bestimmt47).

45) Kritische Entwicklungen innerhalb der block-
freien Bewegung haben so immer auch einen 
„Frühwarneffekt", besonders für das jugoslawisch-
sowjetische Verhältnis, und Jugoslawien hat wie-
derholt die Wahrung der Einheit der Bewegung im 
Sinne der klassischen blockfreien Prinzipien in den 
Mittelpunkt seiner Politik innerhalb der Bewegung 
gestellt; so zwischen 1964—1970, und in letzter Zeit 
angesichts sowjetischer Bemühungen (innerhalb 
der Bewegung durch Kuba unterstützt), als „natürli-
cher Verbündeter" Einfluß zu gewinnen.
46) Vgl. dazu aus amerikanischer Sicht die Zusam-
menstellung von Analysen bei Ph. A Petersen 
(Hrsg.), Soviet Policy in the Post-Tito Balkans. Stu-
dies in Communist Affairs 4, Published under the 
Auspices of the United States Air Force, o. O„ o. J. 
[1979], darin trotz einiger notwendiger Vorbehalte 
die detaillierten Szenario-Überlegungen im Beitrag 
von Petersen, Military Intervention as a Solution to 
Soviet Problems in the Balkans, S. 93—117.

47) Zur ständigen legitimierenden Betonung dieses 
Zusammenhanges vgl. die Dokumentation: Presi-
dent Tito on National Defense, in: Yugoslav Survey 
XVIII, 4, 1977, S. 3—24. Zur jugoslawischen Vertei-
digungsdoktrin vgl. A R. Johnson, Yugoslav Total 
National Defense, in: Survival XV, 1, 1973, 
S. 54—58.

2. Neutrale/Blockfreie Verteidigungs-
politik: Vergleiche

Nachdem bisher die Unterschiede der forma-
len Bestimmung der Neutralität/Blockfreiheit 
und — in diesem Zusammenhang eingeord-
net — der konzeptionellen Bestimmung ihres 
Schutzes und ihrer Verteidigung im Vorder-
grund standen, soll im Anschluß daran die 
Umsetzung in die verteidigungspolitische 
Praxis näher betrachtet werden. Figur 1 ver-
zeichnet für jeden der fünf Staaten ein vertei-
digungspolitisches Profil, das elf Faktoren zu-
sammenfaßt, die wichtige Größen für die Ver-
teidigungspolitik der neutralen/blockfreien 
Staaten sind. Zwei politische Randbedingun-



gen sind die bisher schon betrachtete Stel-
lung der Außenpolitik^ 1) im Verhältnis zur 
Verteidigungspolitik sowie unter dem Aspekt 
eines mehr „aktiven" oder „restriktiven" inter-
nationalen Engagements und die Integration 
der Verteidigungspolitik (F 2) in die neutrale/ 
blockfreie Konzeption. Die folgenden drei 
Merkmale charakterisieren die organisatori-
sche Umsetzung der Verteidigungskonzep-
tion/-doktrin und bilden den militärischen 
Kern des Profils: Das Merkmal der Streitkräf-
teorganisation (F 3) bezieht sich auf die Glie-
derung und personelle Struktur unter dem 
Gesichtspunkt, ob sie traditionellen Formen 
folgt oder mehr zu einer Zweiteilung mit Ele-
menten einer Milizstruktur tendiert: das 
Merkmal Kampfformen (F 4) bezieht sich dar-
auf, ob in der Verteidigungsdoktrin konven-
tionelle militärische Techniken im Vorder-
grund stehen oder auch (eventuell sogar über-
wiegend) nicht-konventionelle Formen des 
Kampfes vertreten sind; das Merkmal Grad 
der Technisierung (F 5) bezieht sich auf den 
rüstungstechnologischen Standard. Der Um-
fang der Verteidigungsaufwendungen wird al-
ternativ nach den Aufwendungen per capita 
(F 6) und nach dem Anteil am BSP (F 7) be-
rücksichtigt. Der Anteil inländischer Rü-
stungsproduktion (F 8) an der Deckung des 

Rüstungsbedarfs und die relative Bedeutung 
als Rüstungsexportland (F 9) sind Indikatoren 
für die rüstungstechnische Eigenständigkeit. 
Das Bruttosozialprodukt p. c. (F 10) und die 
Technologiebilanz (Fil) sind Indikatoren der 
allgemeinen wirtschaftlichen Entwicklung 
bzw. wirtschaftlich-technologischer Lei-
stungsfähigkeit und beschreiben wesentliche 
ökonomische Randbedingungen.

Die einzelnen Staaten sind in bezug auf jeden 
Faktor in der Rangfolge geordnet, die sich aus 
der Ausprägung des jeweiligen Faktors für 
den Staat im Vergleich zu den anderen Staa-
ten ergibt. Der Verlauf der einzelnen Profile 
zeigt die bestimmenden Charakteristika der 
verteidigungspolitischen Orientierung der 
einzelnen Staaten; in ihrer Gesamtheit wei-
sen die Profile die Bandbreite und Differen-
zierungen neutraler/blockfreier Verteidi-
gungspolitik in verschiedenen Bereichen auf. 
In der Interpretation sind besonders zwei Ge-
sichtspunkte wesentlich: Entsprechungen in 
den Rangordnungen über alle oder zumindest 
mehrere Faktoren geben Hinweise auf Zu-
sammenhänge zwischen einzelnen Faktoren. 
Profile, die in den Ausprägungen der einzel-
nen Faktoren beieinander liegen und zu an-
deren gemeinsam einen größeren Abstand 



aufweisen, deuten auf Gruppen von Staaten 
hin, die sich durch spezifische Orientierungen 
insgesamt oder in einzelnen Bereichen von-
einander unterscheiden. Allerdings sagt die 
einfache Rangordnung über quantitative oder 
qualitative .Abstände“ noch nichts aus; dazu 
müssen ergänzend die Daten herangezogen 
werden, die für die Faktoren (F 6) bis (F 11) in 
Tabelle 1 zusammengestellt sind.

Die Interpretation der verteidigungspoliti-
schen Profile und daraus sich ergebende Fol-
gerungen lassen sich wie folgt zusammenfas-
sen48 ) (vgl. Figur 2): Betrachten wir zunächst 
allein die neutralen Staaten, so zeigt sich im 
Bereich der verteidigungspolitischen Praxis 
(F 3—F 9) eine weitgehend konsistente Struk-
tur, die sich in zwei Teilgruppen Schweden/ 
Schweiz und Finnland/Osterreich gliedert. 
Die Gruppe Schweden/Schweiz zeichnet sich 
durch vergleichsweise traditionelle Streit-
kräfteorganisation (mit Einschränkungen auf-
grund des schweizerischen Milizsystems), 
konventionelle Kampfformen und hohen 
Technisierungsgrad sowie hohe Verteidi-
gungsausgaben, einen hohen Anteil inländi-
scher Rüstungsproduktion und eine erhebli-
che Rüstungsexporttätigkeit aus. Die zweite 
Gruppe Finnland/Österreich ist demgegen-

48) Zur detaillierteren Analyse und Kommentie-
rung vgl. A Große-Jütte, Profile neutraler/block-
freier Sicherheits- und Verteidigungspolitik in: 
Lutz/Große-Jütte, a. a. O. (Anm. 5), S. 215 ff.

über gekennzeichnet durch eine differen-
zierte Streitkräftegliederung (weniger ausge-
prägt in Finnland) mit einer Teilung in regu-
läre Armee und einer nach dem Territorial-
prinzip organisierten Milizarmee, im Falle 
Österreichs auch besonders ausgeprägt eine 
Verteidigungsdoktrin mit nicht-konventionel-
len Kampfformen, sowie einen vergleichs-
weise geringen Grad der Technisierung, nied-
rige Verteidigungsaufwendungen, geringe in-
ländischer Rüstungsproduktion und Rü-
stungsexporttätigkeit.

Das Profil Jugoslawiens kompliziert dieses 
Bild in einigen Teilen. Im Bereich des militäri-
schen Kerns chiebt sich das jugoslawische 
Profil in die Gruppe Österreich/Finnland. Da-
bei sind bestimmte Gemeinsamkeiten zwi-
schen Österreich und Jugoslawien hinsicht-
lich der geteilten Organisation der Streitkräf-
te, der Kampfformen und der damit verfolgten 
Ziele festzustellen, wobei das jugoslawische 
System mit der Teilung in reguläre Armee 
und breitgefächerter Territorialverteidigung, 
sowie nicht-konventionellen Kampfformen 
bis hin zum Partisanenkampf am weitesten 
geht. Bei den Verteidigungsaufwendungen 
nimmt Jugoslawien eine Mittelposition (mit 
Ausgaben p.c} oder sogar eine Spitzenposi-
tion (bei Verteidigungsausgaben in Prozent 
des BSP) ein. Bei Rüstungsproduktion und 
-export liegt es auf dem dritten Rang, absolut 
aber in der Nähe der Schweiz. Figur 2 zeigt



die Veränderung der zunächst eindeutigen 
„neutralen Gruppierungen" durch das Hinzu-
treten Jugoslawiens, wobei dessen „aufstei-
gende Position" deutlich hervortritt.

Die Differenzierungen, die sich in dieser 
Struktur zeigen, stehen allerdings in erhebli-
cher Diskrepanz zu den rechtlich und/oder 
politisch begründeten verteidigungspoliti-
schen Positionen und der Einordnung der 
Verteidigungspolitik in den Gesamtzusam-
menhang der Außenpolitik. Dazu ergeben 
sich mehrere widersprüchliche Beobachtun-
gen. Bei Österreich und Schweden, die beide 
zumindest tendenziell dazu neigen, in einer 
„guten" bzw. „aktiven" Außenpolitik auch eine 
Sicherheitsfunktion zu sehen, wäre gleicher-
maßen eine gewisse Relativierung des Vertei-
digungsaspektes im Sinne einer „verteidi-
gungspolitischen Moderation" zu erwarten. 
Dies ist jedoch gerade nicht der Fall. Beide 
Staaten stehen sich in dieser Hinsicht diame-
tral gegenüber. Entsprechendes gilt für die 
Schweiz und Österreich, die mit der neutrali-
tätsrechtlichen Begründung der Verteidi-
gungspolitik eine fast identische Position ein-
nehmen, in der Praxis der Verteidigungspoli-
tik aber vollkommen auseinanderfallen. Ganz 
im Gegensatz zu der allgemeinen passiv-re-
striktiven außenpolitischen Grundorientie-
rung der Schweiz findet sich in Österreich 
eine weitaus flexiblere außenpolitische Ein-
stellung. Ein Anzeichen dafür sind Überle-
gungen, in welcher Form das Land seine 
neutrale Ungebundenheit in eine beispielge-
bende Position im Nord-Süd-Konflikt umset-
zen und in eine entsprechende politische 
Rolle ausbauen könnte 49 ). Bei aller konzeptio-
nellen Unterschiedlichkeit im neutralen Sta-
tus liegen Schweden und die Schweiz gleich-
viel sehr nahe beieinander, während die 
Schweiz und Jugoslawien eine ähnliche Stel-
lung bei der Erfüllung des Imperativs rü-
stungstechnischer Eigenständigkeit einneh-
men. Auffällig ist auch die Diskrepanz zwi-
schen dem „starken" verteidigungspolitischen 
Profil Schwedens und der außenpolitischen 
Definition seiner bündnisfreien Politik als 
Voraussetzung einer Neutralität im Kriegs-
fall. Dies hat zu der Feststellung Anlaß gege-
ben, das Verhältnis beider Bereiche sei nicht 
ohne Schizophrenie; die Außen- und Verteidi-
gungspolitik werde ihren jeweiligen Maxi-
men entsprechend isoliert betrieben, es fehle 
jedoch an einer politischen Bestimmung ihres 

Zusammenhanges und entsprechender wech-
selseitiger Abstimmung50).

49) Vgl. dazu das Editorial v. Brita Neuhold zum 
Schwerpunktthema; Neutralität und Entwicklungs-
politik — Die österreichische Position, in: Interna-
tionale Entwicklung (Wien), 3, 1980. 50)  Wiberg, a. a. O. (Anm. 30), S. 31.

All dies bestätigt die Vermutung, daß die ent-
scheidenden Bestimmungsgründe neutraler 
Sicherheitspolitik nicht in neutralitätspoliti-
schen Konzeptionen zu suchen sind. Aus dem 
Vergleich der verteidigungspolitischen Pro-
file ergibt sich eine durchgängig bessere Er-
klärung durch die ökonomischen Randbedin-
gungen. Die allgemeine wirtschaftliche Lei-
stungskraft steht nicht nur in einem engen 
Zusammenhang mit den Verteidigungsauf-
wendungen, sondern auch mit den Merkma-
len des militärischen Kerns des verteidi-
gungspolitischen Profils. Parallel dazu können 
Erklärungen für Orientierungen in der Ver-
teidigungskonzeption und der Organisation 
der Streitkräfte auch in historisch-politischen 
Entwicklungen und Traditionen gesucht wer-
den. Beide Möglichkeiten bewegen sich aber 
durchaus in eine gleiche Richtung. Die beiden 
unter historisch-politischen Gesichtspunkten 
traditionsreichsten Neutralen, Schweiz und 
Schweden, sind zugleich diejenigen, deren 
wirtschaftliche Leistungskraft quantitativ und 
qualitativ am höchsten entwickelt ist und die 
sich in ihrer Verteidigungskonzeption und 
-Organisation am nächsten stehen. Auch der 
Zusammenhang zwischen wirtschaftlicher 
Leistungsfähigkeit und rüstungstechnischer 
Unabhängigkeit deutet allgemein auf die 
Wirksamkeit materiell gegebener Möglich-
keiten und Grenzen, was durch die spezifi-
sche wirtschaftlich technologische Leistungs-
fähigkeit noch weiter unterstrichen wird. An-
gesichts dieser engen Beziehungen erscheint 
die Realität von Postulaten, die neutralitäts-
politisch abgeleitet werden, recht gering.
Zusammenfassend ergeben sich zwei Folge-
rungen: Bei den neutralen/blockfreien Staa-
ten tendieren diejenigen mit weniger restrik-
tiven ökonomischen Randbedingungen dazu, 
traditionelle militärische Organisationsfor-
men und Verteidigungsstrategien beizubehal-
ten und unter Einsatz rüstungstechnologi-
scher Fortschritte quantitativ auszubauen. 
Umgekehrt tendieren die Staaten mit gerin-
gerer ökonomischer Leistungskraft und ent-
sprechend niedrigeren Aufwendungen für die 
Verteidigung dazu, in den militärischen Orga-
nisations- und Kampfformen von traditionel-
len Mustern abzuweichen und materielle 
Restriktionen als Ausgangspunkt für verteidi-
gungspolitische Innovationen zu nehmen. 
Diesem Zusammenhang entspricht besonders 
die Entwicklung in Österreich, während ähn-
liche Denkansätze in Schweden sich nicht 
durchsetzen konnten.



III. Folgerungen

Das Bild neutraler/blockfreier Politik, das 
sich aus den vorhergehenden Beobachtungen 
ergibt, zeigt eine Vielfalt von Erscheinungs-
formen. Die Ergebnisse geben auf die Frage, 
ob Neutralität oder neutrale Politik eine poli-
tische Option darstellt, die insbesondere für 
die Bundesrepublik einer Integration in die 
westliche Allianz vorzuziehen ist, keine di-
rekten oder endgültigen Antworten, doch las-
sen sich einige Hinweise ableiten, die für die 
aktuellen Diskussionen nicht unwichtig er-
scheinen und zumindest bei begrifflichen Klä-
rungen und einigen Ausgangsfragen nicht 
übergangen werden sollten.
Im Gegeneinander der Argumente muß an er-
ster Stelle festgehalten werden, daß es die 
neutrale sicherheitspolitische Alternative 
nicht gibt. Wann immer von einer Übertrag-
barkeit von Neutralität die Rede ist, muß her-
vorgehoben werden, daß neutrale Politik über 
einen allgemeinen Kernbestand hinaus ein 
äußerst differenziertes Spektrum von Erschei-
nungsformen aufweist. Jeder der neutralen/ 
blockfreien Staaten ist in verschiedene und 
unterschiedliche Bezugsfelder gestellt, an der 
sich die Praxis der neutralen Politik orien-
tiert. Im Bereich der Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik definiert der Ost-West-Kon-
flikt zwar die sicherheitspolitische Situtation 
der neutralen und blockfreien Staaten in ähn-
lichen Grundformen, und allgemeine Grund-
sätze neutraler/blockfreier Politik setzen ei-
nige Richtwerte, die allen gemeinsam sind. 
Spezifische Akzente werden dann aber nach-
einander von der Tradition der neutralen/ 
blockfreien Staaten und weiter durch Randbe-
dingungen innenpolitischer (wirtschaftlicher) 
und außenpolitischer (Abhängigkeit auf rü-
stungstechnischem Gebiet, Rüstungsexport) 
Art gesetzt, die zu einer bemerkenswerten 
Bandbreite in der Praxis neutraler/blockfreier 
Politik führen.
Einige konkretere Folgerungen ergeben sich 
für etliche Gesichtspunkte, die im Mittel-
punkt kontroverser Diskussion stehen. 
Neutrale Sicherheitspolitik ist nicht notwen-
digerweise ein Instrument, dessen Über-
nahme eine „billigere" Sicherheits- und Ver-
teidigungspolitik nach sich zieht. Abgesehen 
davon, daß die Heterogenität der neutralen 
Praxis es verbietet, von einem „Modell" zu 
sprechen, ist kein einheitlicher neutraler 
Standard erkennbar, der unter Kostenge-
sichtspunkten eine solche Annahme rechtfer-
tigte. Gemessen an dem Anteil der Verteidi-
gungsausgaben am BSP (Tabelle 1) zeigt sich 

innerhalb der Gruppe der neutralen/block-
freien Staaten eine erhebliche Spannweite, 
wobei anzumerken ist, daß sich die absolute 
Größe der Ausgaben seither verändert hat, 
die Anteilsrelationen aber fast identisch ge-
blieben sind. Der Vergleich mit Verteidi-
gungsaufwendungen von Staaten des westli-
chen Bündnisses zeigt, daß die Verteidigungs-
ausgaben der Schweiz etwa denen Däne-
marks entsprechen. Die Bundesrepublik, mit 
einem Anteil der Verteidigungsaufwendun-
gen von 3,5 Prozent steht auf einer Stufe mit 
Schweden (das unter den Neutralen die Spit-
zenstellung einnimmt). Von anderen Staaten 
des westlichen Bündnisses haben in Europa 
Belgien und Norwegen Verteidigungsausga-
ben in ähnlicher Größenordnung. Allein 
Österreich und Finnland haben niedrigere 
Aufwendungen als Staaten des westlichen 
Bündnisses (Ausnahme: Luxemburg)51 ). 
Wichtiger als dieser rein zahlenmäßige Ver-
gleich ist die erkennbare Tendenz, daß auch 
bei den neutralen Staaten mit zunehmendem 
ökonomischen Potential in den rüstungstech-
nischen Grundlagen der Verteidigung Kräfte 
einer Rüstungsdynamik deutlich werden, die 
sich angesichts der ähnlichen sicherheitspoli-
tischen Grundkonstellation aller Staaten der 
neutralen Gruppe nicht allein aus einem „An-
passungsdruck" an die Rüstungsdynamik zwi-
schen den Blöcken erklären lassen.

51) Zu den Verteidigungsausgaben vgl. US Arms 
Control and Disarmament Agency, a. a. O. (Ta-
belle 1, Anm. a), und Sipri Jahrbuch, Stockholm, 
verseh. Jahrg.
52) Die Arbeit Spannocchis, Verteidigung ohne 
Selbstzerstörung in: G. Brosselet, E. Spannocchi, 
Verteidigung ohne Schlacht, München 1976, und 
H. Afheldt, Verteidigung und Frieden, München 
1976.

Innovative Ansätze in der Verteidigungskon-
zeption und -Strategie, die mit restriktivem 
Rüstungsverhalten einhergehen, erscheinen 
demgegenüber weniger durch neutralitätspo-
litische Erwägungen bestimmt, als durch geo-
graphische, ökonomische und technologische 
Randbedingungen. Ob solche Formen wie die 
in Österreich entwickelte Verteidigungskon-
zeption (Spannocchi), die in der Bundesrepu-
blik von Afheldt mit dem Konzept von Tech-
nokommandos rezipiert wurde 52 ), allgemein 
übertragbar sind, erscheint daher nicht in er-
ster Linie als Problem neutraler Politik, wenn, 
wie sich gezeigt hat, ein genereller Zusam-
menhang zwischen neutraler Politik und be-
stimmten Formen der Verteidigung nicht an-
zutreffen ist.



Ein anderes Problem betrifft die Verbindung 
von Neutralität mit anderen sicherheitspoliti-
schen Konzeptionen wie Disengagement und 
atomwaffenfreien Zonen. Auch neutrale Staa-
ten haben — zum Teil sogar mit der Frage, ob 
eine neutrale Verpflichtung dazu bestünde — 
Probleme der nuklearen Verteidigung einge-
hend behandelt. Neutrale Verteidigungspoli-
tik und nukleare Bewaffnung sind nicht un-
vereinbar; die Entscheidungen gegen eine 
nukleare Verteidigung folgten denn auch Er-
wägungen der Zweckmäßigkeit53 ). Das Bei-
spiel von Staaten des westlichen Bündnisses, 
Dänemark und Norwegen, macht deutlich, 
daß die Festlegung auf eine nicht-nukleare 
Verteidigung auch innerhalb des Bündnisses 
nicht ausgeschlossen ist

Gegenüber diesen Feststellungen ist es ande-
rerseits allerdings auch notwendig festzuhal-
ten, daß die von Vertretern der etablierten 
sicherheitspolitischen Doktrin in ihrer „Ge-
genkritik“ stets pauschal vorgenommene Ab-
qualifizierung neutraler Alternativen als 
„Neutralismus“ alles andere als sachgemäß ist 
Vollends irrig ist es, wenn nicht nur jede Kri-
tik an den bestehenden sicherheitspolitischen 
Konzeptionen des Bündnisses als Neutralis-
mus bezeichnet, sondern zugleich auch mit 
Pazifismus gleichgesetzt wird. Das tatsächlich 
existierende differenzierte Spektrum der si-
cherheitspolitischen Orientierungen der neu-
tralen/blockfreien Staaten auf der Grundlage

53) Zur Diskussion der Kernwaffenfrage in der 
Schweiz seit 1953 vgl. den Überblick bei AAebi, 
Der Beitrag der neutralen Staaten zur Friedenssi-
cherung untersucht am Beispiel Österreichs und 
der Schweiz (These, Universite de Geneve), Zürich 
1976, S. 126 ff.

des Konzepts der bewaffneten Neutralität wi-
derspricht dem.
Die Breite des Spektrums, mit dem neutrale 
Politik auftritt, entzieht sich der Konturie-
rung zu einem kopierfähigen Modell. Die 
weithin anzutreffende empirische Irrelevanz 
in der Diskussion um und über Neutralität 
weist aber auch auf den Ansatzpunkt hin, von 
dem aus neutrale Politik diskussionswürdig 
ist und bleibt. Neutralität hat ihren politi-
schen Ursprung in dem Bemühen, sich von 
internationalen Verwicklungen und Abhän-
gigkeiten fern zu halten, die die Gefahr der 
Einbeziehung in gefährliche Konflikte und 
kriegerische Auseinandersetzungen beinhal-
ten. Dieser grundlegende Aspekt neutraler 
Politik hat im Zusammenhang aktueller Kon-
troversen größere Bedeutung als viele tra-
dierte Formen klassischer neutraler Politik. 
Sie sind heute bereits in der Praxis neutraler 
Politik durch vielschichtige außenpolitische 
und außenwirtschaftliche Verflechtungen 
wenn nicht aufgehoben, so doch relativiert 
und durch formale Konstruktionen mühsam 
überdeckt. Klassische neutrale Politik ist 
heute de facto im vollen theoretischen Um-
fang ihres Begriffes kaum noch möglich. Sie 
stellt sich demgegenüber vielmehr zuneh-
mend als aktive und blockungebundene Au-
ßenpolitik dar. Hier liegt der Berührungs-
punkt der Diskussion über (positiv) neutrale 
Politik oder (negativ) neutralistische Tenden-
zen mit der außenpolitischen Praxis der neu-
tralen Staaten. Im Kern geht es um die Frage, 
inwieweit allianzgebundene Staaten in Teil-
bereichen in außenpolitischen Kategorien 
„denken" und außenpolitische Ziele verfolgen 
können, die nicht allein durch die Logik der 
Blocksysteme bestimmt, sondern blocküber-
greifend und in der Tendenz blocküberwin-
dend orientiert sind.



Jens Hacker: Neutralität, Neutralismus und Blockfreiheit
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/83, S. 3—20

Angesichts des Anwachsens der Blockfreien-Bewegung auf inzwischen über hundert Mit-
glieder, ihrer Heterogenität sowie der in den letzten Jahren verstärkten Differenzierung 
und Polarisierung und mehrerer teilweise gravierender Regionalkonflikte sowie der inne-
ren Instabilität und ökonomischen Schwierigkeiten zahlreicher Mitgliedsländer ist die 
Problematik der Blockfreiheit immer vielschichtiger geworden.
Für die Völkerrechtswissenschaft und Theorie der Internationalen Beziehungen ist vor-
nehmlich die Frage von Interesse, inwieweit der Terminus „Blockfreiheit“ mit dem her-
kömmlichen Instrumentarium beider Disziplinen erfaßt werden kann. Beide Disziplinen 
arbeiten seit langem mit den Begriffen „Neutralität“ und „Neutralismus", und namhafte 
Autoren aus beiden wissenschaftlichen Bereichen halten nach wie vor den Begriff „Neu-
tralismus" mit den Bezeichnungen „Non-Alignment" und „Blockfreiheit" für zumindest 
weitgehend identisch. Es ist vor allem das Verdienst mehrerer Schweizer und österreichi-
scher Völkerrechtler und Politikwissenschaftler, in den letzten Jahren in differenzierten 
Studien diese Identität problematisiert zu haben.
Die Termini „Blockfreiheit" und „Nichtgebundenheit“ bilden nach wie vor eine politische 
Maxime und Doktrin der angesprochenen Staatengruppe. Obwohl zwischen Blockfreiheit 
und ständiger Neutralität einige Berührungspunkte in den Grundzielen bestehen, dürfen 
die weitreichenden Unterschiede zwischen der Blockfreiheit als einer ausschließlichen 
politischen Haltung und der auf dem Völkerrecht basierenden ständigen Neutralität nicht 
übersehen werden. Auch vom Neutralismus unterscheidet sich Nichtgebundenheit inso-
fern, als aufgrund des Selbstverständnisses der Blockfreien-Bewegung zum einen die 
Gleichsetzung beider Termini ausdrücklich abgelehnt wird und zum anderen Blockfrei-
heit nicht „Neutralität" gegenüber allen, sondern nur gegenüber bestimmten Konflikten 
bedeutet.

Klaus Fritsche: Tendenzwende in Neu-Delhi? Das 7. Gipfeltreffen der Block-
freien
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/83, S. 21—37

Die 7. Gipfelkonferenz der Bewegung Blockfreier Staaten in Neu-Delhi (7.—12. März 1983) 
stand vor der Aufgabe, einen Beitrag zur Überwindung der vor dieser Bewegung stehen-
den Schwierigkeiten zu leisten. Der Ursprung dieser Probleme liegt sowohl in der sich 
verschlechternden internationalen politischen und wirtschaftlichen Situation als auch in 
zunehmenden internen Differenzierungen. Entstanden als Antwort auf die „unterprivile-
gierte" Situation der Länder der Dritten Welt in den internationalen Beziehungen und auf 
die ihre Unabhängigkeit bedrohende Politik der von der UdSSR und den USA geführten 
Blöcke hat die Bewegung Blockfreier seit ihrer Gründung 1961 beständig an Gewicht in 
den internationalen Beziehungen gewonnen. Der bisherige Höhepunkt ihres Wirkens 
wurde Mitte der siebziger Jahre erreicht.
Seitdem sieht sich die Blockfreienbewegung zunehmenden Problemen ausgesetzt. Die 
Versuche der Supermächte, den blockunabhängigen Charakter der Bewegung zu untermi-
nieren, bedrohen ihre Handlungsfähigkeit genauso wie die zunehmende innere Polarisie-
rung, die durch die Politik des von Kuba geführten Flügels verstärkt wurde, die Block-
freien zum „natürlichen Verbündeten" der Sowjetunion zu machen. Kuba hatte jedoch nie 
eine Chance, dieses Ziel zu verwirklichen. Die Blockfreien haben immer ihren unabhängi-
gen Charakter bewahrt. Die westliche Kritik an mangelnder „Äquidistanz“ kann deshalb 
auch nur als Versuch bezeichnet werden, sich selbst der berechtigten Kritik durch die 
blockfreien Länder zu entziehen.
Die Gipfelkonferenz von Neu-Delhi brachte die Politik der Polarisation zum Stillstand. 
Unverkennbar war das Bemühen der Blockfreien, sich angesichts der verschlechterten 
internationalen Lage auf die Gemeinsamkeiten zu besinnen und für ihre Verwirklichung 
einzutreten. Sicherung des Weltfriedens, Abrüstung, insbesondere auf dem Gebiet der 
Atomwaffen, Überwindung des Stillstands im Nord-Süd-Dialog und Süd-Süd-Beziehungen 
waren die dominierenden Themen diese Konferenz. Indien hat mit seiner Konferenzfüh-
rung und der Übernahme der Präsidentschaft bis 1986 einen wichtigen Beitrag dazu gelei-
stet. Es wurde aber erst ein Anfang gemacht. Wieweit die gefundenen Kompromisse eine 
tragfähige Grundlage darstellen, wird sich erst in den nächsten Jahren zeigen.



Annemarie Große-Jütte/Rüdiger Jütte: Neutralität und Blockfreiheit in 
Europa. Sicherheits- und Verteidigungspolitik im Vergleich
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 18/83, S. 39—53

In den gegenwärtigen sicherheitspolitischen Kontroversen nehmen Vorstellungen neutra-
ler Politik als Alternative zu der zunehmend kritischer bewerteten Sicherheitspolitik des 
westlichen Bündnisses großen Raum ein. Ziele und Inhalte vorgeschlagener „Neutraler 
Alternativen" und ihre „Gegen-Kritik" als gefährlicher „Neutralismus" verzerren jedoch oft 
die empirische Substanz neutraler Politik.
Gegen diesen Hintergrund wird die Sicherheits- und Verteidigungspolitik der neutralen 
und blockfreien Staaten (Schweiz, Österreich, Schweden, Finnland und Jugoslawien) ver-
gleichend in ihrer Konzeption und praktischen Umsetzung betrachtet. Unterschiedliche 
historisch-politische Entstehungszusammenhänge und rechtliche Grundlagen haben zu 
verschiedenartiger konzeptioneller Bestimmung der Verteidigungsfunktion geführt, ob-
wohl alle Staaten den Grundsatz der bewaffneten Verteidigung ihres neutralen/block-
freien Status vertreten.
Der Vergleich der verteidigungspolitischen Profile der fünf Staaten auf der Grundlage von 
elf relevanten Merkmalen (Verhältnis Außen-/Verteidigungspolitik; Definition der Ver-
teidigungspolitik; Streitkräfteorganisation; Formen des Verteidigungskampfes/Verteidi-
gungsdoktrin; Technisierungsgrad der Streitkräfte; Höhe der Verteidigungsaufwendun-
gen nach Anteil am BSP und per capita; Umfang eigener Rüstungsproduktion und Bedeu-
tung des Rüstungsexports, Bruttosozialprodukt und Technologiebilanz) weist erhebliche 
Differenzierungen in der verteidigungspolitischen Praxis auf. Dabei zeigt sich weiter, daß 
Unterschiede nicht das Ergebnis abweichender Konzeptionen neutraler/blockfreier Poli-
tik sind; gerade Staaten mit ähnlichen neutralitätspolitischen Konzeptionen (Schweiz/ 
Österreich; Schweden/Finnland) weichen in ihrer verteidigungspolitischen Praxis erheb-
lich voneinander ab. Für sie sind mehr als neutralitätspolitische Maximen ökonomische 
und technologische Randbedingungen ausschlaggebend.
Vor dem Hintergrund der Feststellung, daß es kein einheitliches und kopierfähiges 
Muster neutraler Sicherheits- und Verteidigungspolitik gibt, werden abschließend einige 
Folgerungen für die sicherheitspolitische Diskussion in der Bundesrepublik Deutschland 
umrissen.
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